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Vorbemerkung.

C in  Aufsatz, den ich für ein Tagblatt schreiben 
wollte, wuchs mir in der Erwägung und unter der Feder 
zu einer Brochüre. Daß ich meine von den Gesichts­
punkten der heil. Schrift ausgehenden Betrachtungen, 
welche eine Vertheidigung gegen den uns gemachten Vor­
wurf der Theilnahme an der Revolution bezwecken, allen 
ernsten Christen darbiete, die Gottes Wort lieben und 
hören, bedarf an sich weder einer Entschuldigung noch 
Rechtfertigung. Vielleicht aber wird es befremdlich schei­
nen, daß ich bei der Entschiedenheit, mit der ich Schles­
wig-Holsteiner bin und diese Seite vertrete, auch an 
Dänen als meine befreundeten Leser gedacht habe. Das 
liegt darin, weil ich, obschon überzeugt, daß ein wahrer 
Christ ganz entschieden in den Angelegenheiten seines Vol­
kes nach bester Gewissensüberzeugung Parthei zu nehmen 
hat, doch mit herzlicher Freude ein neutrales Gebiet weiß 
und habe, auf dem mein Feind selbst mir zum Bruder 
wird. Alle, welche die Erscheinung unseres Herrn Jesu 
Christi wahrhaft lieb haben, werden, wie getrennt auch



in politischen Ansichten, doch sich in Ihm eins wissen und 
darum mit herzlicher Liebe sich vereinigen können auf 
Grund des Wortes Gottes mitten in ihrem Streit. Nun 
ist mir ganz ausgemacht, daß von den ernsteren Christen 
in Dänemark der Sachverhalt vielfach anders wird auf­
gefaßt und das Wort Gottes auf die Thatsachen anders 
wird angewendet werden, als dies von mir geschehen ist. 
Jndeß, wie ich mich einer solchen eingehenden Erörterung 
vom Christlichen Standpunkte der heil. Schrift aus, die 
von einem Dänen herrührte, wahrhaft freuen würde, so 
meine ich müßte es umgekehrt den dänischen Christen lieb 
sein zu sehen, wie ernstlich und gewissenhaft wir uns mit 
der Sache unseres Landes beschäftigen, für die wir Geist­
liche fast ohne Ausnahme so enschieden Parthei genommen 
haben. Mein Motto ist übrigens eine herzliche Bitte an 
alle meine Leser.

W esenberg, den 12. Januar 1850.



SOietne Freunde hast du ferne von mir gethan, du hast mich 
ihnen zum Gräuel gemacht, ich liege gefangen und kann nicht 
aufkommcn, (Pf. 88, 9.) so möchte man klagen im Hinblick auf 
die Urtheile, welche von den ernsten Christen am meisten über 
die Sache Schleswig-Holsteins mehr und mehr laut werden. 
Unsre Sache soll nichts als Revolution sein, wir Empörer gegen 
die rechtmäßige Obrigkeit, so hört man urtheilen selbst von 
denen, die uns nahe sind und unsre Lage und Stellung aus ei­
gener Anschauung und Miterlebung müßten würdigen können, 
wie die Lauenburger Prediger großentbeils, von denen neulich 
einer, Haase in Sterlet;, sich in unferm Kirchen- und Schul- 
blatt No. 96 dahin ausgesprochen hat.

Alle ernste Christen fühlen das Gewicht dieses Vorwurfes 
und deshalb müssen wir sprechen: können unsere Freunde und 
Brüder wirklich glauben, daß wir die Frage nicht ganz strenge 
vor Gott sollten erwogen haben, ist die Sache, an welcher ihr 
Theil nahmt, Revolution oder nicht? Glauben sie das, wo ist 
denn der Geist des Herrn geblieben, welcher Gottes Kinder 
treibt? Von uns wäre er gewichen, das ist gewiß; aber auch 
von ihnen, daß sie sich nicht sogleich, nicht vor einem Jahre 
uns entgegcngestellt haben, uns zu strafen wegen der Sünde und 
zurückzureißen von sträflichem Beginnen. Die mit ganzem Ernst 
Christi Jünger sein wollen, stehen brüderlich für einander ein, 
auch wenn Abgunst, Haß, Verfolgung, Verlust, Schaden damit 
verknüpft wäre. Entschiedene Christen haben oder finden auch 
den Muth, selbst im Angesicht der drohendsten Demonstrationen 
und mächtig erschütternder Bewegungen, die Wahrheit zu sagen,
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zumal ihren Brüdern. Haben die wahren Christen in Schles­
wig-Holstein, blind und taub, nicht sehen oder hören wollen? 
Wer hat es in Deutschland oder Dänemark bis heute versucht, 
eingehend unsre Sache vom christlichen Standpunkte aus zu un­
tersuchen, zu würdigen? 2n Berlin fällt die Geistlichkeit, wie man 
sich sagt, mit vielen ernsten Christen in Preußen obiges Unheil 
über uns und doch dürften sie eben so wenig unsre Sache und 
Lage genau kennen, wie der Minister von Schleinitz, als er den 
Waffenstillstand vom 10. Juli Unterzeichnete. Viele erfüllt auch 
eine so merkwürdige Unsicherheit in Auffassung der Verhältnisse, 
ciüe erstaunliche Unklarheit über den Fortgang und Bestand un­
serer Verwickelungen mit Dänemark, daß wir ihnen die Fähig­
keit zu einem begründeten Unheil absprechen und uns gegen ihre 
Anwendung der Aussprüche und Prinzipien des Wortes Gottes 
gegen uns verwahren müssen. Weil cs nun nicht gerathen ist, 
etwas wider das Gewissen zu thun und noch weniger gegen 
dkN lebendigen Gott, treibt es mich der Frage ins Angesicht zu 
schauen: sind wir Empörer, haben wir eine Revolution? um 
mit freiem und freudigem Gewissen alle ernste Christen in 
Deutschland und Dänemark anffordern zu können: was tretet 
ihr ferne? tretet gegen uns und strafet uns ins Angesicht, daß 
der Herr Richter sei zwischen uns und euch!

Mich dünkt's aber seltsam, daß eine der großartigsten Er­
scheinungen der Weltgeschichte, eine Thatsache, der ich kaum 
eine ähnliche an die Seite zu stellen weiß, sich an Herz und 
Unheil unserer Freunde und Gegner so machtlos crweis't; und 
ich sehe darin einen Beweis mehr, daß der Herr unser Gott 
die Sache Schleswig-Holsteins führen will nach seinen Ge­
danken und Wegen, die wie der Himmel höher sind denn unsere 
GedänkeN und Wege. Ein Volk von circa 800,000 Seelen in 
einem reich gesegneten Lande, den Frieden liebend und das 
Recht, ist schon seit einer Reihe von Jahren in mächtigem Rin­
gen gegen stets zunehmende Uebergriffe eines Volkes und seiner 
Fürsten, mit dem es, so lange die Geschichte Kunde giebt, blu­
tige Kämpfe geführt hat, bis es sich freiwillig unter demselben
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Herrscherhause mit ihm verbindet, Aufregungen, Anreizungen der 
heftigsten Art durchziehen das Land ausgehend von dänischer 
wie von deutscher Seite. Der Gegensatz, die Spannung hat 
in allen bewußteren Elementen des Volkslebens den höchsten 
Grad erreicht; allgemein aber ist die Unzufriedenheit auch in 
den nieder« Schichten des Volks mit den dänischen Maßregeln 
und dem Uebergewicht der dänischen Interessen, welches sich al­
lenthalben bemerkbar macht. Nun erscheinen Erschütterungen der 
socialen Zustände Europas, die alle seitherigen Ordnungen und 
Rechte in Frage stellen, die Throne wanken, die Verfassungen 
zerbrechen, ein ganz neues Leben und Weben beginnt in Deutsch­
land, wie in Dänemark, erfüllt von den gesetzlosesten, ja wahr­
haft dämonischen Elementen, neben und in Gleichberechtigung 
mit großen und edlen Ideen und Persönlichkeiten. Keine Gei­
stesmacht ist im Kampf den ersteren gewachsen. Der König von 
Preußen fällt und mit ihm beugen sich andere fürstliche Häupter 
in die Schmach, die wie ein Gericht Gottes über alle Majestät 
daherzieht. Die deutsche National-Versammlung vermag den 
bösen Fluthen nicht zu widerstehen. Nichts als die Kanonen, 
die Zucht des Heeres, das Schwerdt ist zur Rettung bereit. 
Der schreckliche Knoten wird zerhauen, von allen Seiten ist, 
mit Ausnahme weniger Länder, durch die Negierungen wie 
durch die tobenden Völker Recht und Gesetz mit Füßen getreten. 
Mitten in dieser entsetzlichen Bewegung erhebt sich Schleswig- 
Holstein für seine Landesrechte. Die höchste Obrigkeit unter dem 
Fürsten legt ihr Amt nieder, eine neue Regierung schafft sich 
selbst aus der Mitte des Volkes, Männer des Vertrauens, ohne 
weitere Gewalt, ohne Rechtstitel, als den die Umstände ihnen 
geben. Um sie schaart sich Alles, in vollständiger Einigkeit. 
Die Obrigkeiten erkennen sie an, die Geistlichkeit pflichtet ihnen 
bei und gehorcht, das Volk duldet ihre Befehle und trägt freu­
dig die größten Lasten. Ist wirklich unter den sämmtlichen Be­
amten, geistlichen und weltlichen, mit Ausnahme eines Predi­
gers und einiger Wenigen, die ganz in das dänische Interesse 
verstrickt oder geborene Dänen sind, keiner in Schleswig -Hol-

1*
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stein, der Gottseligkeit und Gewissenhaftigkeit genug hat gegen 
diese selbstgeschaffene Regierung aufzutreten ? Schlägt uns so 
sehr bloße Furcht, elende Feigheit? Kein Gesetz wird gebrochen, 
keine Ordnung gewaltsam außer Kraft gesetzt, es bleibt Gesetz­
lichkeit und Recht. Der legale Wög allein wird verfolgt; nur 
haben wir in Rendsburg statt zuvor in Kopenhagen unsre höchste 
Behörde unter  dem Landesfürsten.

Es mußte aber eine Staatskasse gegründet, ein Heer ge­
schaffen werden. Freiwillig und pflichtmäßig trägt das ganze 
Volk Lasten, die wir seit länger als einem Menschenalter nicht 
kennen. Geld und Gut wird uns abverlangt, (durch Steuern 
und Leistungen) in den meist beschwerten Gegenden bis zu Va> 
ja  bis zur Hälfte des ganzen Einkommens. Kein Murren, kein 
Widerstreben. B lut fließt; wohl Thränen aber keine Weigerung 
zum Dienst die Söhne zu stellen. Eine legislative Tätigkeit 
wird zugleich entfaltet, wie sie 33 Friedensjahre nicht kennen; 
ein neuer Rechtszustand begründet mit eben so besonnener Weis­
heit als bewundernswerther Kraft. Das Staatsgrundgesetz ver­
meidet Klippen, an denen die Frankfurter Versammlung schei­
terte. Und welch eine Zahl wahrer Verbesserungen in den Ge­
setzen! Daneben in administrativer Beziehung so viel zur E r­
leichterung und Besserung der öffentlichen Zustände geschehen, 
daß abermals 33 Friedensjahre uns nicht mehr genützt haben, 
als jetzt 1V<2. Was jene vorbereitet hatten wurde rasch, sicher 
und glücklich ins Werk gesetzt. Reformen sind fast in allen 
Branchen des Staatslebens eingetreten; und wie behutsam sind 
diese, wie segensreich fast alle! Krieg nach außen, aber Friede 
und Ordnung im Lande. Unser junges Heer, gebildet, nüchtern, 
gesittet, voll Muth und hoher Tapferkeit. Kein toller Uebermuth 
gegen unsre Feinde, kein Antasten dessen, was wir als geheiligtes 
Recht des Fürsten erkennen. So viel dazu angchetzt, dafür ge­
wühlt worden ist, die Gesundheit unseres Volkes hat alles de­
mokratische Gelüsten bis hieher überwunden.

Zeigt mir in Deutschland, in Europa ein Gleiches. Führt 
nur eine Zeit, ein Volk aus den Jahrtausenden auf, die Aehn-
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licheö erlebten, vollbrachten. Wahrlich, ich weiß es als Christ, 
daß kein Rühmen gilt vor Gott, weder sein selbst, noch seines 
Volkes; aber es ist erlaubt und gut geheißen von Gott seinem 
Volke und Lande mit innigster Liebe anzuhangen, dessen Sünden 
suhlen und tragen, seiner Größe sich freuen und Gott danken. 
Und ich danke Gott, daß ich mit dem Apostel wohl thörlich 
reden darf, mein Land ansehen und dessen mich hoch rühmen, 
auf mein Volk getrost Hinweisen und sprechen: wo ist so ein 
herrliches Volk, (5. Mose 4, 6. 7,) wohl dem Volke, deß der 
Herr sein Gott ist! (Ps. 33 v. 12.) Denn wäre nicht ein 
fester tiefer Grund evangelischer Gottseligkeit, christlicher Fröm­
migkeit noch in unserm Lande und Volke, bei allem Verderben, 
was Unglaube, Entsittlichung. Gottlosigkeit in demselben auch zu 
Tage fördert, wahrlich! es wäre eine solche Geschichte wie die 
Schleswig-Holsteins seit dem 24. März 1848 unmöglich gewe­
sen. Und das sollte nicht im Allgemeinen ein Grund zur Ab­
wehr der Vorwürfe sein, die man auf uns häuft? Und man 
sollte wirklich sich nicht schon berufen dürfen auf diese großartige 
Thatsache, um das vor aller Welt zu rechtfertigen, was wir 
als Christen mit freiem und freudigem Gewissen gethan haben 
seit 17a Jahren und noch heute thitn?

Man hält uns aber einzelne Ereignisse entgegen oder will 
uns mit einzelnen Schriftworten richten. Wohlan, so wollen 
wir möglichst in das Einzelne entgehen. Die Schrift soll reden 
und Regel geben, die Thatsachen sollen sich unter deren Urtheil 
stellen, wie sie mir und vielen meiner Freunde sich dargestellt 
haben, von uns sind geprüft und beurtheilt, und darnach unser 
Verhalten ist bestimmt worden.

Zuvor will ich nur eine Bemerkung machen. Mein Wort 
ist gerichtet an alle ernste Christen, wie ich mir jeder Zeit be­
wußt gewesen bin, daß nur derselben Urtheil von einem ent­
schiedenen Werthe sein kann. Ein lebendiger Glaube an eine 
Weltregierung Gottes, die von Zesu Christo, dem ewigen Könige, 
nach der ihm von seinem Vater übergebenen Gewalt über alle 
Dinge im Himmel und auf Erden, nach dem ewigen Rath und
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Vorsehung geführt wird, weiß, daß die Gebete seiner Heiligen 
das eilende Verderben aufhaltcn, die Entwickelung der Mensch­
heit unter göttliche Geduld stellen und bis ins Kleinste, bis zu 
dem Haar, das von unserem Haupte fällt, einen Einfluß haben 
auf die Art und Weise, wie Gottes ewige Rathschlüsse ausge­
führt werden. Auch für unsre Landessache ist es darum von 
Anfang her die große und entscheidende Frage gewesen, ob sie 
von den Gebeten der Christenheit getragen und unterstützt wird. 
Alles Geschrei des Beifalls, alles Hülfeversprechen der Fürsten 
und Völker habe ich meines Theils von Anfang an wenig ge­
schätzt. Es ist nicht gut sich verlassen auf Menschen, es ist nicht 
gut sich verlassen auf Fürsten; in der Zuversicht auf den leben­
digen Gott, in der Macht des Glaubens und Gebetes, wie die 
Makkabäer den Kampf Aufnahmen als er unvermeidlich ward 
mit Schwerdt und Gewissen, das war und ist meine Ansicht. 
Deshalb glaube ich auch, daß für den Ausgang derselben am 
meisten daran liegt, wie sie dem christlichen Gewissen sich dar- 
ftellt und in allerlei Volk Fürbitte und Gebet für uns geschiehst 
und unser Recht.

Wenn dies aber festgehalten wird, so sieht man wohl den 
totalen Unterschied, welcher zwischen den Vertheidigern unserer 
Sache besteht. Auch wo wir in Einigkeit handeln mit den ge­
wöhnlichen Liberalen und Demokraten ist unser Grund ein 
ganz verschiedener, wenn unsre Ansichten, mit denen der heuti­
gen Welt- undZeitrichtungeu Zusammentreffen auf allen Gebieten des 
öffentlichen Lebens, so wie in unserer Landessache, ist unsre Ge­
sinnung eine andere, unser Herz geht entgegengesetzte Wege. 
Jene lieben und vertheidigen unsere Sache aus nationalen und 
rechtlichen Gesichtspunkten, oder aber weil es eine Sache der 
Revolution scheint, die ihrem ganzen Streben zusagt; wir halten 
mit ganzer Seele und aller Kraft zu derselbigen, ebensowohl um 
des Gewissens, um Gottes willen, als weil die von Gott ein­
gepflanzten und geheiligten Interessen der Nation, des Rechtes, 
der Familie, der Religion, alles Theuerste, was der Mensch 
hat, in Frage und Streit gestellt sind.
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Die heilige Schrift bietet uns zunächst eine vouGott durch­
webte Geschichte; die Menschwerdung Gottes im Menschenleben, 
wie in einem einzelnen Individuo zeigt sie uns. Sodann giebt 
sie uns in bestimmten Aussprüchen Principicn für unser Handeln 
in staatsbürgerlichen Angelegenheiten, Normen für die Beurthei- 
lung und Behandlung der öffentlichen Zustände. Es ist aber 
keine Frage, daß die Stellung Jesu und der Apostel iu ihrem 
Volk und gegenüber der heidnischen Obrigkeit eine wesentlich an­
dere war, als die der Christen unserer Zeit unter einer christli­
chen Obrigkeit, in einem bislang christlichen Staate. W ir kön­
nen weniger aus ihrem Verhalten argumentiren als aus ihren 
Worten und aus dem Geiste „des Evangeliums. Und da läßt 
es sich nicht läugnen, daß Matth. 22, 21. 1 Timoth. 2, 2. 
1. Petri 2, 13. 17. eben so sehr als Römer 13, 1—7 uns die 
Unterthänigkeit gegen die Obrigkeit, die Ehrerbietung und den 
Gehorsam unbedingt zur Pflicht machen. Indessen ist nicht zu 
übersehen, daß dem einzelnen Gläubigen Regeln für sein Ver­
halten gegeben werden, nicht einer gesammten Volksgemeinde, 
welche theils eine ganz andere Stellung der Obrigkeit, dem 
Fürsten gegenüber haben muß als der Einzelne, theils jedesmal 
ein Complex ist von Gläubigen und Ungläubigen, jene unter 
diesen wie der Sauerteig unter dem Mehl.

Man hat vornehmlich Römer 13 in Beziehung gesetzt auf 
uns in Schleswig-Holstein. Sehen wir die Stelle genau an, so 
ergiebt sich einfach folgende Gedankenreihe. Jeder einzelne 
Mensch muß den ihm Vorgesetzten Gewalten unterthan sein. 
Denn es gebe keine geordnete Gewalt unter den Menschen, 
wäre sie nicht von Gott geordnet. Daher ist das Widerstreben 
gegen diese, ein Widerstreben gegen Gottes Ordnung, welches 
Gottes Gericht gegen ihn aufruft. Gott hat nemlich die Herr­
schenden (Beamten) eingesetzt den bösen Werken zur Furcht, 
nicht den guten. Willst du also die geordnete Gewalt nicht 
fürchten, so thue Gutes. Denn sie ist Gottes Dienerin (Dir 
zum Heile oder) damit du das Gute thust. Sie hat die Macht 
und das Recht der Strafe. Als Gottes Dienerin übt sie Recht
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und Gerechtigkeit zum Zorn über den, der Böses thut. Aus 
innerer Nöthigung um des Gewissens willen soll man deshalb 
aller geordneten Macht unterthan sein, deshalb willig seine 
Steuer bezahlen, damit die Herrschenden in den Stand gesetzt 
sind, dieses dem Volk obliegende Werk, Gott dienend, ungestört 
zu vollbringen. Allen Herrschenden (Beamten) gebet also, was 
ihnen zukommt, es sei Steuer oder Zoll oder Furcht oder Ehre.

Was treibt nun der Apostel in dieser Stelle anders, als 
daß er die bürgerliche Ordnung der Herrschaft und Unterthänig- 
keit in allen Zweigen und Formen der geordneten Gewalt als 
ein Werk Gottes und als einen Dienst Gottes darstellt. Der 
Ursprung der bürgerlichen Ordnung und weltlichen Gewalt ist 
aus Gottes Willen, Gebot und Regierung, nicht ans der Men­
schen Willkühr oder selbstwählenden Klugheit. Daher darf auch 
nicht jene Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit sein, welche 
die Ordnung des Herrschens und Gehorchens aufhebt, oder eine 
Willkühr- oder Gewaltherrschaft an die Stelle der gottgeordne­
ten Gewalt treten. Und wie der Apostel die Pflicht jedes 
Menschen diese von Gott gesetzte Gewalt über sich anzuerkennen 
und ihr alle Schuldigkeit zu leisten einschärft, so hält er auch 
den mit Gewalt, welcher Art sie denn sei, in einem Amte Be- 
traueten ihren großen und heiligen Beruf auf das Ernsthafteste 
vor. Es ist das Wort Pauli ein zweischneidig Schwerdt, oder 
ein Janusangesicht, das Krieg und Frieden bringt, je nach dem 
es blickt oder Wunden giebt nach beiden Seiten. Die Obrig­
keiten alle von oben bis unten sollen als Gottes Dienerinnen 
das Gute schaffen, Gottes Zorn ausrichtcn, der Bösen Werke 
züchtigen, den Bösen mit Gerechtigkeit strafen. Und deshalb 
sollen die Unterthanen aus Gewisscnsdrang, weil es sich um 
Gottes Sache, um das Gute handelt, gehorsam sein in allerlei 
Weise, wie ein jegliches Amt es mit sich bringt und fordert.

Wie nun der Apostel weder über die Form der Staats­
verfassung hier das Geringste aussagt, noch über die Amter, 
welche in einem Staate Macht haben sollen, so setzt er auch 
nichts darüber fest, wer denn mit den Obrigkeiten zu rechten
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habe und sie zu strafen, wenn sie den bösen Werken dienen und 
dem T eufe l  Dienerinnen w e rd e n ,  G o t t  dem H errn  aber zum 
Trotz Gerechtigkeit in Unrecht verkehren und G o t te s  W ahrhei t  
und  Recht in Lüge und Willkühr au fh a l te n ,  oder w er einem 
Volke sein M a ß ,  seine Zucht, sein Gewicht, seine S t r a f e  setzen 
soll, wenn es seine S ta a t s f o r m  änder t ,  seine obrigkeitlichen 
W ü rd e n  und Aemter anders  gestaltet. D ie s  Letztere kann geschehen 
a u f  dem W ege  der V ere inbarung , der Vorstellung, Bitte  und B e ­
willigung oder durch Trotz , Frechheit und G e w a l t ;  jenes Erstere 
w iederum  m it  Sch lauhe i t ,  List, allmächtigem Uebergreifen, zu 
viel Herrschen, langsamer V erm ehrung  der G e w a l t  und Unter­
drückung aller billigen Freiheit und Betheiligung der Unterthanen 
am  öffentlichen Leben oder durch plötzliche M aßrege ln  der W il l ­
kühr, H and h ab un g  tyrannischer G e w a l t ,  anarchischen M ißbrauch 
der von G o t t  anvertrau ten  M ach t .  I n  beiden Fällen entsteht 
ein Zustand der R evo lu t ion ,  bei welchem die G rundvoraussetzung 
des A poste ls , daß die Obrigkeit D i r ,  dem Unterthanen, zu dem G u te n  
G o t te s  Dienerin  ist, nicht statt findet und die Regel, die un ter  
dieser Voraussetzung gegeben ist, keine e i n f a c h e  A nwendung 
zuläßt. Jede  Seele ist, eben weil sie nicht au s  Z w a n g  der 
S t r a f e ,  sondern a n s  D ra n g  des G e w is s e n s , G o t t  dem 
H e rrn  gehorsam sein soll, d a ra u f  hingestcllt gewissenhaft vor 
G o t t  R a th  zu halten und bei sich zu beschließen, in wie weit 
sie einer solchen Obrigkeit oder solchem Amte noch G ehorsam 
zu leisten schuldig ist oder nicht. K a n n  sie, so wird sie ans  
dem W ege  des Rechtes bei immer höheren G ew alten  Kßage 
führen und Entscheidung suchen; ist d a s  unmöglich, so hüllt sie 
sich in ihren G o t t ,  stellt sich a u f  ihr Gewissen und leidet die 
G e w a l t ,  welche ihr angethan w ird ,  nicht zustimmend, sondern 
dieselbe strafend nach G o t te s  W o r t  und Geist und dem H errn  
die S a ch e  und Rache befehlend m it  inständigstem Gebet. W ird  
dagegen die G ew al t  im G a n z e n ,  die S t a a t s f o r m ,  abgeändcrt, 
so w ird  Niemand e tw as  einwenden können, sobald dies auf  
dem W ege der W ahrh e i t  und des Rechts geschieht. B i t te ,  
Ueberlegung von Ansichten, F re im nth  und offene W ahrhei t  muß
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J e d e rm ann  auch seiner Obrigkeit gegenüber freistehen. JeneS  
ehrerbietige Schw eigen , jener M a n g e l  an  offener und f r e i m ü t i ­
ger W ah rh e i t ,  welchen d a s  Amt eine lange Zeit gefordert hat, 
w a s  eine leidige Kriecherei mit  sich führte gegen alles V orge­
setzte, bei raisonnirendem Urtheile und Schelten hinter dem 
Rücken (der F lu ch ,  der a u s  der Vergangenheit  die G e g e n w a rt  
betroffen h a t)  ist ein entsetzliches Unrecht, d as  an  der Obrigkeit 
geschieht und häuft  a u f  ein Volk eine S u m m e  der Verschuldung, 
die durch G o t te s  Gericht endlich zu gewaltsamen Erschütterun­
gen, zur E m pörung  u n v e r m e i d l i c h  hindräugt. N u r  wandle  
sich die Ehrerbietung nicht in Frechheit und Uebermuth, sondern 
F reimuth  und W ahrh e i t  bestehe mit aller Unterthänigkeit, die 
jeder Obrigkeit giebt, w a s  ihr zukömmt. J o h .  18, 22 .  2 3  
Apostelg. 2 3 ,  1— 5. W ir d  dieser W eg  nicht betreten, so er­
eignen sich E m p ö ru n g e n ; oder weigert sich die G ew a l t  andauernd 
und hartnäckig a u f  diesen W e g  sich einzulassen, so tr i t t  ein ge­
w altsam er Krampfzustand des öffentlichen Lebens e in ,  der wie 
in dem O rg a n i s m u s  des menschlichen Leibes P a ro r i s m e n ,  Zuckun­
gen  zur Folge hat, deren verderbliche, zerstörende W irkung R e ­
volutionen heraufbeschwört und Anarchie. W i r  dürfen ncmlich 
nie vergessen, daß wie unser Leib der Vergänglichkeit unterworfen 
ist durch S ü n d e ,  so ein Volk nicht besteht a u s  w ahren  Christen 
in Obrigkeiten und U nte r thanen ,  sondern die S ü n d e ,  der Leute 
V erderben ,  herrscht von den Thronen  bis zu den Hütten und 
S a t a n  eben so viel, ja  m ehr D iener  hat a l s  G o t t  der H e rr  
und sein G esa lb te r ,  eben sowohl un te r  den Obrigkeiten a l s  unter 
den Unterthanen. Und hier finden w ir die A ntw ort  a u f  unsere 
F ra g e ,  w er rechten wird zwischen Obrigkeiten und Unterthanen, 
wenn es sich nicht handelt um  den Einzelnen, sondern um G e- 
sammtheiten. S te h e t  es wohl zu in einem Lande, jo leitet G o t t  
die Herzen wie Wasserbäche, läßt die Obrigkeiten finden seinen 
W eg  und neiget d a s  Herz der Unterthanen und Obrigkeiten zu 
einander, daß in W ahrhei t  und  Frieden d a s  Bessere immerdar 
gesucht und gefunden. Recht und Gerechtigkeit angerichtet wird 
a u f  Erden . Aber G o t t e s  G e r i c h t e  sind es, die w ir  erkennen
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müssen, ebensowohl wenn der Gesammtzustand der Obrigke 
auf Willkühr, Bestechlichkeit, Eigeninacht, Gewaltthat gerichte 
ist, als wenn ein Volk sich in seiner großen Masse gegen die 
Obrigkeit erhebt und während es die schlechte oder unerträgliche 
zerschlagen will, alle Ordnung und Obrigkeit in seinem Zorn 
verdirbt. Das ist auch ein Gericht Gottes und ein sehr- 
schweres.

Was hat bei dem Eintreten solchen Gerichts der einzelne 
Christ zu thun? Er kommt nicht aus mit Pauli Regel und 
Richtschnur seines Verhaltens, er muß sich von dem Geiste des 
Evangeliums leiten lassen. Und dieser ist ein Geist der Geduld, 
des Unrechtleidens, des Gehorsams. Daher steht mir ganz fest, 
was ich im Jahre 1848 in eurem Aufsatze unsers Kirchen- und 
Schulblatts No. 37 ausführte: "Der Christ darf uubedingt keine 
Revolution machen. M it Gewalt erhebt er sich nie gegen 
seine Obrigkeit; selbst deren Ungerechtigkeiten erträgt er mit 
Geduld, wenn auf gesetzlichem Wege nicht durchzudringen ist, 
Wahrheit und Recht nichts gelten; im Gebet befiehlt er seinem 
Gott Sache und Rache und leidet auch die wunderlichste Ty­
rannei. Auch ist ihm die That der Revolution unter dem rich- 
richtenden und strafenden Urtheil Gottes. Wäre ein Volk der 
wahren Christen, seine Politik wäre die Stimme der Wahrheit, 
das Gebet, die Geduld, der Gehorsam, die Gerechtigkeit und 
Liebe. Setzt einen Nero auf den Thron, er würde einem sol­
chen Volk nur kurze Zeit widerstehen, die Sauftmüthigen sollen 
das Erdreich besitzen." Nur darauf will ich noch aufmerksam 
machen, daß nicht allein, wenn die Obrigkeit Diebstahl oder 
Mord gebieten wollte oder das Wort Gottes hindern, es gelten 
muß, wir sollen Gott mehr gehorchen als den Menschen, sondern 
für den Christen oftmals die Mitwirkung zu gewissen Maßre- 
regcln, der Gehorsam gegen einzelne Gebote eben so gewiß eine 
Sünde wider Gott ist, weil sie eben dazu beitragen die Obrig­
keit von ihrem Beruf abzubringen (Rom. 13, 4.), die Unter- 
thanen in den Weg der Revolution zu drängen, als ihm ja in 
jeder kleinsten Handlung oder Unterlassung, in jedem Wort oder
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Gedanken eine verdammliche Sünde oder eine Tugend und ein 
Lob begegnet und zur Erscheinung kommt. Und giebt es denn 
kein Recht der Revolutionen für den Christen, wahrlich so ist 
doch öftermals in der gottlosen That der Revolution so viel 
Recht und Gerechtigkeit vertreten und in die Wirklichkeit einge­
führt, daß ein Christ zur Feststellung desselben gerne Mitarbeiten, 
sich unter die aus der Revolution hervorgegangenen Autoritäten, 
als deren Gewalt auch von Gott ist, mit gutem Gewissen stel­
len, ja zur Begründung einer geordneten Gewalt inmitten der 
Revolution um Gottes und des Gewissens willen das Seine 
beitragen kann und soll. Es ist nur abermals eine Sache des 
Urtheils, das zwischen ihm und seinem Herrn Christo vereinbart 
wird, ob er den Sinn Christi in seinem Thun bewahrt, ob er aus 
dem Glauben handelt und so nicht Gefahr läuft Christum zum 
Sündendiener zu machen. Das ist es, wozu ihn der Geist des 
Evangeliums anweis't. Grundsätze der Legitimität kennt dasselbe 
nicht, es tritt ein in die Welt der Sünde. Die Weltgeschichte 
geht ihren Gang, Throne fallen und werden erhöhet, Staats­
formen kommen und gehen unter, hier friedliche Entwickelungen 
des Völkerlebens, dort schauderhafte Erschütterungen. Gott stür­
zet, Gott erhöhet ein Volk, eine Obrigkeit, Gottes Segnungen 
oder Gerichte sehen w ir in dem Allen. W ir kennen die gemein­
same Schuld der Obrigkeiten und Unterthanen, fragen nach der 
Gewalt, welcher wir unbesteckt von der Welt, mit gutem Ge­
wissen beide vor Gott und Menschen gehorchen können und sie 
unterstützen, weil wir wissen, daß alle bürgerliche Ordnung von 
Gott ist und zum Heile, damit das Gute auf Erden ausgerich­
tet, das Böse gestraft und vernichtet werde. So stellt, das lehrt 
uns Gottes Evangelium.

Was ich oben andeutete über die verschiedene Stellung, 
welche Jesus und die ersten Christen zur Obrigkeit einnahmen 
im Vergleich mit den heute lebenden Christen, führt mich nun 
zum alten Testamente. Da ist eine Volksgemeinde, in welcher 
Gottes Geist leben und walten soll. So lange Israel unter 
seiner eigenen Herrschaft steht, sehen w ir eben in dessen Ge-



13

schichte wie u n te r dem B a n n  der S ü n d e , die auf dem Volk 
lastet, G o tt der H e r r  einzugehen bestrebt ist in  die Geschichte 
m it seiner W esenheit, der Geist G o ttes  ein geschichtbildender 
F a c to r  w ird  in dem sündigen Volk. W ir  mögen daher a u s  
dem V o rg an g  I s r a e ls  ( 1 .  Cor. 10, 1 — 8 .)  G o tte s  U rtheil und 
W eg lernen über d a s  öffentliche Leben eines Volkes, insbeson­
dere über die Rechte der Unterthanen und O brigkeiten, w ie über 
die G erichte G o tte s  gegen die S tö re r  seiner O rdnungen . I n  
die umfangreiche und tiefe Fülle der alttestamentlichen B e leh ­
rungen  und V orb ilder kann ich mich hier nicht einlassen, w ill 
n u r, nach einigen allgemeinen Bemerkungen, einige wenige S te l ­
len erw ägen . Ueberall ist eine göttliche W eisheit in Festsetzung 
der P r iv a t-  und öffentlichen Rechte im alten  Testam ente offen­
b a r t , die eben so viel B ew underung verdient a ls  sie b is hieher 
geringe Anerkennung und G eltung bei unfern R echts- und 
S taa tsv erh ä ltn issen  gefunden hat. W ie  die F reiheit jedes B ü r ­
gers I s r a e l  eine vernünftige S icherung findet, so die brüderli­
che Gleichheit; kein Unterschied des S ta n d e s  sondern eine W ü rd e  
des AmteS m acht vornehm er und unangesehener. W ährend  E i­
genthum  und Besitz seinen Schutz hat, w ird der P a u p e rism u s  
in der zweckmäßigsten Weise ab g e w ä h rt; der A rbeit, dem Fleiße 
gebührender Lohn und G ew inn  und doch nicht jene Uebermacht 
des G e ld es  oder Besitzes, die auf Geschlechterreihen die K inder 
tragen läß t an der S ü n d e  träger oder verschwenderischer V o r­
fah ren . S o  und in vielfältiger W eise stellt sich dem aufmerk­
samen Forscher die S ta a tsw e ish e it G o tte s  a ls  ein M uster fü r die 
R echtslehrer und S ta a ts m ä n n e r  unserer T a g e  hin. D em gem äß ist 
nun  auch d a s  V erhältm 'ß der Obrigkeiten und U nterthanen zu 
einander a u f  d a s  befriedigendste geordnet. E rhaben  find die 
V orstellungen von der M ajestä t und dem Rechte eines K ön igs, 
des G esalbten G o tte s  und m it ihm theilen alle O brigkeiten den 
G lanz von G o tte s  Angesicht ausgehend. Ih n e n  w ird  aber auch 
in ergreifender W eise die V erantw ortlichkeit ih res  A m tes, die 
S chu ld  und S tr a fe ,  welche sie a u f  sich laden und über ih r 
Volk bringen können, vorgehalten. D ie  M ajestä t ist um gürtet
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m it strafender Gerechtigkeit, aber auch um zäunt durch d a s  D rohen 
derselben, welches sich gegen sie selbst kehrt. V on der ändern 
S e ite  ist die W ü rd e  des V olkes, dieses priesterlichen E igenthum s 
G o ttes , dieses königlichen P rie s te rth u m s, wenn es Ie h o v a b s  
S tim m e gehorcht, kräftig anerkannt und gew ahrt. S e h r  beach- 
tensw erth  m uß uns sein, genauer w ahrzunehm en, nicht blos 
welche M ach t der S elbstreg ierung den einzelnen S täm m en  zu­
steht, sondern auch wie viel der S tim m e  und dem Einfluß des 
Volkes bei den S achen  des öffentlichen Lebens im Allgemeinen 
eingeräum t w ird . F ast g lau b t m au unter eine S c h a a r  von Kö­
nigen versetzt zu sein, w ie E ineas G ö tte r sah, a ls  er in die 
M itte  des römischen S e n a te s  t ra t , w enn m an dieser Hoheit deS 
B ü rg errech ts I s ra e l  im heiligen W orte  nachgeht. H a t unläug- 
b a r, vielleicht m it A usnahm e der orientalischen P riesterstaaten, 
H ellas und N om  nicht m inder a ls  unsere germanische oder die 
scandinavische Vorzeit dem Volkswillen eine M ach t gegeben, 
der Volksstimme Rechte beigelegt, von denen fast die S p u r  ver­
schwunden w a r  in dem neueren europäischen S taa tssys tem  bis 
zu r ersten französischen R evolu tion , hat die Z eit nach derselben 
n u r  in  höchst schwankender W eise einen Theil davon wieder 
erobert, n irg end s eine befriedigende Lösung der F rag e  über die 
S te llu n g  der R egierenden und R egierten zu W ege gebracht, h a t 
auch in E n g la n d , w o sie am  besten gefunden zu sein scheint, 
d ies n u r durch unsägliche Käm pfe gelingen w ollen, so stellt 
G o tte s  A nordnung  in I s r a e l  dieses V erhältn iß  von vorn  herein 
au f einfache, gesunde P rin cip ien . W ä re  I s ra e l  nicht geworden 
wie die H eiden  um her, w äre  es bei dem G o tt  geblieben, den 
es sich selbst erw ählete (J o s u a  2 4 .), hätte] es sich nicht Götzen 
gemacht und G o tte s  Gerichte imm er von neuem a u f  sich ge­
zogen, und den G ru n d  aller seiner O rdnungen  verkehrt, so 
sähen w ir  in dem Volke G o tte s  einen S t a a t  der V ollendung, 
weder Fürstenknechtschaft noch V olkssouverainität, sondern a u s  
G o tte s  O rd n u n g  geflossen ein Gemeinwesen von B rü d e rn , in  
welchem jedem T h e il seine gebührende E h re  und M ach t zum 
Heile des G anzen  gesichert w äre . N un  aber treten  S tö ru n g e n
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ein von beiden S e iten , durch die S ünden  des Volkes sowohl 
a ls  durch die Vergehungen seiner O bern und wie in diesen 
Fällen G ö tt der H err urtheilt und verfährt, das ist es, w as 
w ir näher ansehen wollen.

D ie geschichtlichen Verhältnisse I s r a e ls  in dieser Beziehung 
treten u ns am klarsten hervor seit Jeh ov as unmittelbares Kö­
nigsam t ein Ende nimmt oder besser gesagt, a ls  G o tt zum ersten 
M a l sein ewiges Königthum v e r k ö r p e r t ,  a ls  eine tatsächliche 
W eissagung von dem ewigen Könige, welcher kommen soll, dem 
alle Königreiche und M acht sollen unterthan werden, Jesu  Christo. 
I n  diesem wohnt die ganze Fülle der Gottheit leibhaftig, darum  
ist auch in ihm d as  K önigsam t in vollkommener Weise gott­
menschlich dargestellt. I s ra e ls  Könige sollen auch eine Einheit 
des göttlichen und menschlichen Regiments zur Erscheinung brin­
gen. S ie  können es n u r durch den Geist des H errn , der au f 
ihnen ruh t, ihnen ein gehorsames und weises Herz giebt und sie 
tapfer, stark und friedevoll macht in Gerechtigkeit, durch den all­
mächtigen G ott. Aber in ihnen quillet ebenfalls der tiefe B o rn  
der S ün de , die sie fallen läßt, oft wie tief! und G ottes Gerichte 
über sie führt. D aru m  vermögen sie es auch n u r in tausend­
facher Schwachheit und unablässiger G efahr des Abfalls, w el­
cher dem Volke G o ttes das tiefste Verderben bringt.

M an  sollte glauben, daß G o tt eben deshalb im Anfang des 
K önigthum s wie im Fortgang  um so unbedingter selbst und 
allein die Könige ein- und absetzen würde, um so entschiedener 
jede M itwirkung ltub W ah l des Volkes ausschließen. Doch 
sehen w ir grade das Gegentheil. D a s  Volk begehrt von S a ­
muel mit Ungestüm einen König wie die Heiden rings umher 
haben, denn die Verfassung unter den Richtern ist ihm besonders 
durch E li und seine S öh ne , wie durch S am u e ls  S öhne uner­
träglich geworden. D ie  Gottlosigkeit dieses V erlangens ist offen­
b a r; sie haben mich verworfen, spricht Jehovah. Dennoch soll 
S am u el dem Volke willfahren. Z w a r salbet er S a u l  au f G o t­
tes Geheiß zuvor; aber nun wird erst in versammelter Gemeinde 
des Volkes das heilige Recht I s r a e ls  seinen G o tt durch d as
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Loos zu fragen ausgeübt, in der Versammlung des ganzen Vol­
kes wird der erhöhet, den der Herr erwählet hat und alles 
Volk erkennet ihn an und jauchzet ihm zu, welcher Herz Gott 
rührete; die aber nicht zur Gemeinde halten, sondern spotten, 
sind lose Leute. (1. Sam. 10.) Ja Gott giebt dem Saul, als 
Samuel ihn gesalbct hat, ein anderes Herz. Indessen wird gar 
bald eben dieser König das grade Gegentheil von dem, was 
ein Fürst Gottes in Israel sein 'soll. Gott hat in ihm dem 
Volke gegeben, was es begehrte einen König aus den Menschen, 
einen selbsterwählten, wie die Heiden haben, nicht einen Mann 
nach dem Herzen Gottes. Er ist die Strafe Gottes über das 
Volk, welches seinen König Jehovah verworfen hat. Revolution 
drohte, Gott wandte sie ab durch Eingehen in das Volksverlan- 
gen, aber er strafte, indem er genau das gewährte, was in sei­
ner Thorheit das Volk begehrte.

Man sollte glauben, es sei mit dem Probestücklein genug 
und das Königthum, vom Volke begehrt, würde mit der trauri­
gen Erfahrung ein Ende haben. Doch nein, ganz im Gegen­
theil. Trotz seines gottlosen,; revolutionären Beginnens hat das 
Volk in dem Verlangen nach einem Könige einen der ewigen 
Gedanken und Rathschlüsse Gottes ausgesprochen. Es soll wirk­
lich ein Königsthron in Israel sein, aber Gottes Stunde war 
noch nicht gekommen; es hat wirklich das Volk eine richtige 
Vorahnung von der geschichtbildenden Idee Gottes gehabt, aber 
es hat nicht harren wollen auf Gottes Zeit, sondern selbstisch 
und in zufahrcnder Eigenmacht der Entwickelung vorgegriffen. 
Gott läßt sein Volk dies erfahren, aber verwirft es nicht. Die 
göttliche Amnestie beginnt in der Salbung Davids, entfaltet sich 
unter der wunderbaren Erziehung des Hirten zum Könige, wird 
vollendet als Davids Königsthron über ganz Israel aufgerichtet 
ist. Denn es ist Gott gelungen, seinem Volke einen anderen 
Sinn einzuflößen. Das Volk, das seinen Gott verworfen, hat 
jetzt geduldig das unglückselige, oft schmachvolle Regiment Sauls 
ertragen, hat es erkannt, wann und wen der Herr zum König 
macht und wählt, das ist der Geliebte Gottes, der dem Volke
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Segen bringt. Als daher David nach Gottes Geheiß gen He­
bron zieht, da Saul gefallen ist mit seinen Söhnen in der Phi- 
listerschlacht, wird er ohne Dazwischenkunft Gottes von den 
Männern Juda gesalbet zum Könige über das Haus Juda (2. 
Sam. 2 .); den Gott erhöhet hat, erhöhen sie über sich aus 
freier Wahl. Die ändern Stämme verharren vorerst in Treue 
gegen Sauls Nachkommen. Nach sieben Jahren und sechs Mo­
naten (Jsboseth ist gestorben) kommen alle Stämme Israel zu 
David gen Hebron, abermals ohne Zuthun Gottes, aus freiem 
Entschluß und wählen nach Gottes Willen David zum König 
über ganz Israel. Der König David macht mit ihnen einen 
Bund zu Hebron vor dem Herrn und sie (alle Aeltesten in 
Israel) salbeten David zum Könige über Israel (2. Sam. 5, 
1—3 ) . Da ward das Königreich in Israel bestätigt; David 
ist Christus im Vorbilde; Gott knüpfet dauernd Macht und 
Herrschaft an David's Haus. Jedoch unter Voraussetzung der 
Gottseligkeit, des Gehorsams. Salomos Hurerei, Götzendienst 
und schließliche Bekehrung (lies den Prediger Salomo) ist ein 
schmerzreiches Zeichen von dem, was dem Volke unter David's 
Hause bevorsteht, ehe der verheißene Sohn David's erscheint, 
dem Gott ein ewig Königreich geben will. Das erfolgt sogleich 
nach Salamo's Tode. Rehabeam wird König. Druck und 
Lasten des Salomonischen Regiments sind so schwer gewesen, 
daß das Volk Abänderung, Erleichterung heischt. Wohl wollen 
sie ihm unterthänig sein, aber nur gegen eine Verpflichtung. 
Ist das eine Maßregel der Revolution oder eine von Gott ge­
billigte Handlung? Rehabeam bescheidct sie auf den dritten Tag. 
Die Weisheit Gottes aus dem Munde der Alten verachtet er, 
aber folgt dem trotzigen Wollen der jungen Räthe. Und zwar 
das, weil es also gewandt war von dem Herrn, daß er sein 
Wort bekräftige, daß er durch Ahm von Silo geredet hatte zu 
Jerobeam, dem Sohne Nebat. (1. Könige 12, 15.) Welches 
Wort das war, magst du lieber Leser sehen 1. Könige 11. Es 
war das Wort des Gerichtes über Salomos Haus und König­
reich, es war das Wort der Einsetzung Jerobeams zu einem

2
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König über 10 Stämme in Israel. Das hat der Herr ange­
ordnet und das Volk ist Vollstrecker seiner Nathschlnsse. Nicht 
so, daß der Herr ihm seine Befehle crtheilt hat, sondern, indem 
es aus freier Volksmacht sich von dem ungerechten, tyrannischen 
Herrscher abwendet und den Mann sich setzet, den Gott erwäh­
let hat. Ja, als Rehabeam mit Waffengewalt sich gegen die 
10 Stämme wendet, daß er sie unter den pflicbtmäßigen Ge­
horsam gegen Salomo's Haus bringe, da befiehlt Gott ihm 
und allem Volk aus Juda und Benjamin durch Semaja, den- 
Propheten, sic sollen nicht hinaufziehen, sondern ein jeglicher in 
seine Hütte heimkehren. Und alles Volk gehorchte. Rehabeam, ob 
er wollte, vermogte nichts gegen Jerobeam und die 10 Stämme, 
denn solches war vom Herrn geschehen (1. Könige 12.). Kann 
es deutlicher bestätigt werden, daß in dem Verhalten der Re­
genten Gründe liegen können, warum ein Volk sich von ihnen 
abwendet und damit Gottes Gerichte vollzieht, seinem Rathschluß 
und Befehl gehorchet? Wären Jerobeam und sein Haus treu 
bei Jehovah geblieben und hätten Israel nicht sündigen gemacht, 
es würde das Königreich Jerobeams bestätigt worden sein trotz 
des Abfalls von dem legitimen Könige Rehabeam. Nicht daß 
die 10 Stämme absallen, sondern die Tiefe ihrer götzendiene­
rischen Gräuel sind Ursache des Verfalls und der Wegführung 
Israels. Zweifelten w ir, so mögen uns lehren die Weissagung 
wider Jerobeam (1. Kön. 14.), und die Aussprüche aller Pro­
pheten im Reiche der 10 Stämme.

Entschiedener noch steht mit den unter den ernsteren Chri­
sten heutiges Tages üblich gewordenen Ansichten im Widerspruch, 
was Jehu, der Sohn Nünsi, thut an Ahabs Haus (2. Könige 
9 und 10.). Er ist Jorams Unterthan, ein Feldhanptmann. 
Elisa, der Prophet, läßt ihn im Namen des Herrn zum Könige 
salben und trägt ihm die Ausrottung des Hauses Ahab auf. 
Jehn gewinnt seine Mitstreiter; eilend brechen sie gegen Israel 
auf. Ueberraschend ist seine Nähe, erschreckend sein gerüsteter 
Heerzug. Boten, ihm entgegengesandt, werden zum Abfall vom 
Könige gebracht, der König selbst, nach Frieden fragend, ge-
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tödtet, Ahabs Haus ausgerottet, Jehu zum König gesalbt. Ist 
das Empörung oder nicht? Und wer hat sie geheißen? Deiner 
Mutter Jesabel Hurerei und Zauberei wird immer größer, spricht 
Jehu. Aber soll der Unterthan an seinem Könige den Frevel 
der Mutter desselben mit dem Tode strafen? W ir können nicht 
umhin einzugestehen: Gott der Herr, hat hier ein Gericht ge­
halten, das er auf dem Wege der R evo lu t i on  in Vollzug 
setzt. Zweifelsohne, weil er kein sanfteres, besseres Mittel an­
wenden kann in dem verderbten, sündigen Volk, dem Volk 
von großer Missethat. Aber was folgt daraus für uns, die 
w ir mit unfern Fürsten nur allzuweit vom lebendigen Glauben 
und der Gerechtigkeit Gottes in Christo Jesu abgekommen sind, 
auch ein Volk heißen müssen von großer Missethat, unsre Für­
sten und die Leute im Lande, Obrigkeiten mit den Unterthanen? 
Doch nichts anderes als dies, daß Gott der Herr noch heute 
seine schweren Gerichte ausführen kann durch eine Empö­
rung ,  ein Schwerdt, das sich mitten im Volk erhebt wider die 
rechtmäßige Obrigkeit. Wehe dem, der es ziehet, ohne den Auf­
trag Gottes; — aber der Herr kann allerdings seinen Willen 
ausrichten auch durch solche, die es nicht wissen und wollen, 
selbst durch seine Feinde und Hasser.

Derselben Richtung folgt die Betrachtung, aber geht noch 
weiter, wenn wir uns den Aufstand des Volkes gegen die 
Athalja vergegenwärtigen, den der fromme Hohepriester Jojada 
einleitet mit allen Aeltesten und kräftigt durch einen Bund der 
ganzen Gemeinde im Hause des Herrn und ausführt mit List 
und Gewalt. Athalja ist allerdings durch Mord zum Throne 
gekommen, sie hat den königlichen Saamen in Juda getödtet, die 
rechtmäßigen Thronfolger, und sich erhöhet. Immerhin ist sie 
nun indeß eine Obrigkeit, die Gewalt hat über das Volk Juda. 
Nur Joas wurde errettet, sechs Jahre versteckt und als sieben­
jähriger Knabe von allem Volk unter Anführung seiner Aelte- 
ften, Leviten, Priester und des Hohenpriesters mit Gewalt der 
Waffen zum König erhöhet. Athalja geht zum Hause des Herrn, 
ihre Kleider zerreißt sie, schreiend: Aufruhr, Aufruhr! Und sie
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wird hinausgeführt zum Tode, ja der Tod stehet darauf, wer 
sich zu ihr gesellen will, von der Sache des Aufruhrs sich ab­
wendend. Jojada macht einen Bund zwischen ihm und allem 
Volk und dem Könige, daß sie des Herrn Volk sein sollten (2. 
Kön. 23, 1—16 ). Hier haben wir eine Revolution gegen eine 
factische aber in ihrem Ursprung unrechtmäßige Regierung, die 
auch, obwohl sie den wahren Gottesdienst duldet, dem Baal 
Haus, Altar und Priester geweiht hat, ohne einen Befehl 
G ottes, auf den Gew issens drang des Hohepriefters, unter 
Zustimmung und Mitwirkung des ganzen Volks und seiner Obe­
ren. Kein Zeichen der Mißbilligung, weder jenes heilige, beredte 
Schweigen bei den erzählten Gräueln, noch die leisen und doch 
so lauten Winke der Mißbilligung Gottes, von denen sonst die 
Geschichte der Sünden durchwebt ist, noch ein ausdrücklicher 
Tadel. Vielmehr zeigt die ganze Fassung der Erzählung, daß 
Priester und Volk sich bewußt sind für ihren Gott und für das 
Recht zu handeln, um des Herrn willen; eine ernste, aber wohl 
verdiente Gerechtigkeit zu üben an der Athalja.

Noch einen bemerkenswerthen Aufschluß über die Wege Got­
tes giebt uns die Geschichte des Zedekia, wie sie in dem Pro­
pheten Jercmia Cap. 34 und ff. vorkommt. Zedekia und sein 
Volk sehen wir einer auswärtigen, einer heidnischen Macht, der 
Weltmacht Babylons unter Nebucadnezar gegenübergestellt. 
Sie wollen sich wehren, nicht unterthan werden, verlassen sich 
aber auf len Rohrstab Egypten; fragen nicht nach dem Herrn, 
daß sie wie Hiskia im Glauben und Gebet Gottes mächtigen 
Schirm und Beistand suchten, oder hinken doch nach beiden 
Seiten, wollen dann das Wort des Herrn von Jeremia hören 
und verachten es wiederum; strafen gar den Boten Gottes um 
der Wahrheit willen. Von diesem Könige ohne Glauben, Ge­
horsam und Gebet verlangt nun Gott immer dringender Unter­
werfung unter den Feind, freiwillige Unterwerfung. Diese in 
Gehorsam gegen Gott übernommene Schmach ist gleich wie 
eine Sühne früherer Verschuldung, durch welche der König und 
das Volk sich den Schutz Gottes gewinnen soll. Unterwerfen
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sie sich, G o t te s  W o r t  folgend, so sollen sie erhalten bleiben und 
dem Verderben entrinnen. S i e  folgen nicht und werden theils 
getödtet, theils weggeführt. Offenbar will G o t t  östermals ein 
Volk und seine Obrigkeit demüthigen. D esha lb  spannet er sie 
in ein fremdes J o c h ,  das  sollen sie t ragen , geduldig, um  des 
H e r r n  willen, sollen die Gewaltherrschaft au f  sich nehmen ohne 
Widerstreben, sich beugen unter G o t te s  gewaltige H and ,  der 
seine Knechte, die Nebukadnezer, a ls  Zuchtruthcn braucht und 
die Mächte dieser W e l t  zur S t r a f e  über sein Volk setzet.

W e r  n u r  diese wenigen Begebenheiten au s  d e r  Volksge­
schichte beherzigt, welche u n s  die Fäden der W eltreg ierung offen 
darlegt, sieht zunächst einen merkwürdigen Sp ieg e l  für Regenten  
und Volk unserer T ag e  aufgepflanzt. W ü rd e  nur fleißiger in densel­
ben geschaut! Und dann ernstlicher G ot tes  W eg  und W ille  erfrag t,  
G o t te s  S e g e n  erfleht, es stände anders  und besser in allen Landen der 
Christenheit. Aber das  ist auch ganz klar, daß w ir  a u s  solchen E r ­
w ägungen ein g a r  anderes  Urtheil über die Verhältnisse und 
Handlungen der Unterthanen und Obrigkeiten gewinnen und g a r  
sehr d a ra u f  geführt werden, daß eine Volksgemeine in die N oth- 
wendigkeit zur Erhebung gegen seinen Fürsten versetzt sein kann. 
D e n n  e in  V o l k  v o n  w a h r e n  C h r i s t e n  g i e b t  e s  e b e n  
s o  w e n i g  a l s  e i n e  h e i l i g e  G e m e i n d e  in I s r a e l .  D o r t  
d a s  Zehntheil, das  Uebrige, ( J e s .  6 , 13.) der heilige S a a m e  —  
hier die kleine Heerde, die hin und her verstreut im Volke wohnt. 
Und so gewiß ein S a m u e l  dem Volk seinen W illen thnn soll, 
ein Jerobeam  von G o t t  erlesen und bestellt, ein J e h u  beauftrag t 
w i rd ,  ein J o j a d a  sich in gutem Glauben  und Gewissen an  die 
Spitze stellt, so gewiß kann ein Christ a u s  dem geschichtlichen 
Entwickelungsgange die Unvermeidlichkeit, die Nothwendigkeit 
einer Revolution erkennen und G o t te s  W eg  in derselben, seine 
Gerichte oder seine um der herrschenden S ü n d e  willen n u r  au f  
solche Weise zu verwirklichenden Gedanken wahrnehmen. D e m ­
gemäß ist er d ann  aber verpflichtet seine S te l lung  zu der und 
i n  der Sache zu nehmen. E r  tritt  in cine Collision der P flicl-  
t e n ,  wo die Entscheidung nicht so einfach ist. M a n  m uß in
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den Zeiten revolntionairer Bewegung oft Parthei ergreifen, um 
größere Sünde zu meiden, obgleich es b ei der Regel fest bleibt: 
ein Christ kann keine Revolution machen, die Waffen seiner 
Ritterschaft sind nicht fleischlich sondern geistlich. — Auch das 
wird dem aufmerksamen Nachdenken sich nicht entziehen: es giebt 
in den Bewegungen des Volkslebens zwischen Fürst und Volk 
ein materielles Recht, welches formell Unrecht ist und ein for­
melles Recht, welches materielles Unrecht ist, zwischen beiden 
aber darf und soll man wählen wie Jojada, nach bestem Ge­
wissen, um Gotteswillen.

Eine Volkserhebung, ein Volkskampf gegen seine Obrigkeit, 
so werden wir ferner sagen, ist nicht minder in der Sünde be­
gründet wie ein Krieg, aber es fragt sich, auf welcher Seite 
die Sünde und Schuld vorzugsweise liegt, der Obrigkeit oder 
des Volkes. Darnach wird der eine Theil unter das Ger i cht ,  
der andere unter die Gedu l d  Gottes gestellt. Stehen w ir auf 
der Seite derer, die unter der Geduld Gottes sich befinden, 
daun haben wir jedenfalls das möglichst beste Theil erwählt, 
da w ir einmal unter und mit dem Volke leben und nicht aus 
der Welt hinauslaufen können.

Endlich dürfen w ir nach dem Worte Gottes nicht ver­
gessen, daß der Begriff der Obrigkeit sich nie vollzieht in dem 
Fürsten allein oder diesem mit einem oder mehreren willigen Dienern 
feines Willens, sondern der Verein der Gewalten, von dem der 
Fürst die persönliche Spitze ist, macht die Obrigkeit, der wir 
unterthan sein sollen als Gottes Dienerin. Wird aber dieselbe 
zweispaltig, wird der eine Theil, der Fürst gedrängt von schlech­
ten Rathen, gezwungen von revolntionairer Volksmacht und 
läßt sich drängen und zwängen, dann wird das Volk und jeder 
Christ in demselben zu einer Selbstentscheidung gedrängt, ob er 
fü r  den gedrungenen und gezwungenen Theil der Obrigkeit m it 
dem ändern Theil derselben stehen soll, oder m it jenem gegen 
diesen. Da möchte es . wohl heißen: ziehet heim! Es giebt eine 
Erhebung gegen aufgedrungene Gewaltherrschaft, die Gott dul­
det und billigt, es giebt eine Unterwerfung und Demüthigung
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unter eine solche, welche Gott fordert und segnet. Welches von 
beiden vorliege, das macht ein Christ mit seinem Herrn gründ­
lich durch, fraget Gott und handelt dann.

Jetzt zu unserer Schleswig-Holsteinischen Landessache. M it 
der Zuversicht darf ich zu derselben treten, daß sie unter das 
Urtheil der Schrift gestellt, welche Gottes Wege in allen Er­
eignissen der Völkergeschichte, die Weltgeschichte als das Welt­
gericht uns kennen lehrt, nicht so gar schlecht fahren wird. Auch 
hoffe ich die Zustimmung aller ernsten Christen, die aufrichtig 
und grade nrtheilen wollen, gewonnen zu haben, daß eö nim­
mermehr zulässig ist einzelne Aussprüche des Wortes Gottes 
wie den Satz eines Rechtsbuches anzuwenden. So simpel sind 
w ir als Christen nicht gestellt. W ir haben eine gotterfüllte Ge­
schichte zur Lehrmeisterin über Gottes Wege, haben große Prin- 
cipieu, Grundregeln des Völkerlebens. Jene sind so mannichfach, 
so wunderbar, so zusammengewebt aus Sünde und göttlicher 
Langmuth und Gnade, wie diese in ihrer Anwendung nicht auf 
eine einzelne That, einen einzelnen Menschen, sondern auf eine 
Volksgemeinde, auf die großen Unterschiede von Obrigkeit und 
Unterthanen schwierig u n d  vieldeutig. Das macht aber vor­
sichtig im Urtheil und lehrt Billigkeit.

Unsere Landessache mit Dänemark hat eine dreifache Seite, 
eine staatsrechtliche, eine dynastische und eine nationale. Zu­
nächst fragt es sich tun die urkundlich feststehenden Rechte, sie 
ist ein wahrer Rechtsstreit zwischen zwei unter demselben Für- 
stenhanse verbundenen Staaten oder doch Volksstämmen. Ueber 
den Rechtspmtet ist so viel geschrieben von beiden Seiten, be­
sonders von deutscher Gründlichkeit und Wissenschaft, daß es 
mir nicht einfallen kann mich darauf näher einzulassen. Weil 
aber dem Christen das Recht sehr hoch gelten muß, ist er ver­
pflichtet sich eine möglichst begründete Anschauung und Urtheil 
hierüber zu verschaffen. Deshalb berühre ich diesen Punct ganz 
kurz. Die Rechtsansprüche, auf die man sich gegenseitig beruft, 
sind in der Hauptsache folgende. Schleswig war von jeher ein 
Zankapfel zwischen Dänemark und Deutschland. Die Mark-
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grafschast S c h le s w ig , die O tto  der G roß e wiederherstellte oder 
stiftete, begreift nur den südlichen T h eil b is S ch le i und T reu e . 
W a s  nördlich b lie b , w a r in unbestrittenem Besitz D änem arks. 
I n  der Z eit der A usbildung d es Lehnsrechtes wurde S c h le sw ig  
b is  zur E ider ein Lehn der K rone D änem ark s. L angw ierige  
K riege und endlicher S i e g  des Holsteinischen G rafcn h au ses än­
derten d ies V erhältn iß  nicht. B elehnung  der Holsteinischen  
G r a fen  m it S c h le s w ig  blieb b is zum Absterben dieses H a u ses  
durch den T od  Adolph VIII. Verschiedene B ew eggrü nd e  
hatten den dänischen R eich stag  bew ogen den Holsteinischen G rafen  
a u f  den K ön ig sth ro n  zu berufen. E r  lenkt die W ahl a u f seinen  
Schw estcrsohn Christian 1. von O ldenburg. D a s  deutsche H err­
scherhaus a u f  dänischem T h ron  strebt nach dem Besitz der ver­
w aisten  H erzogthüm er. M a n  lese bei D a h lm an n  (G eschichte 
D ä n e m a rk s) w ie die S a c h e  zu S ta n d e  kam. E s  w ird eine 
R echtsurkunde der V erein igu ng  mit D änem ark ausgestellt. D ie  
Lehnshoheit über S c h le s w ig  bleibt bei Dänem ark. H olstein ge­
hört zum deutschen R eiche, a u f S c h le sw ig  erstreckt sich die M acht  
und Herrschaft des K aisers nicht. O b  dynastische Interessen  
und ein Friedensschluß zu einem Aufgeben der Lehnshoheit, zur 
S c u v e r a in itä t  des H erzogthum s S c h le s w ig  führen, 1 6 5 8 ,  so 
bleibt doch d a s  V erhältn iß  desselben g e g e n  D e u t s c h l a n d  b is  
zum Z erfallen  des deutschen R eiches ungeäudert. S c h le s w ig  
ist nie eine P rovin z D eu tsch la n d s, nie ein G lied  d es deutschen 
R eiches. J a  a ls  1 8 0 6  d as deutsche Reich zerschlagen w ird , 
tritt zeitw eilig  H olstein in ein gleiches V erhältniß  zu D änem ark  
w ie S c h le s w ig ,  es sind die deutschen P ro v in zen , die deutschen 
Herzogchümer der K rone, des R eiches D änem ark. Freilich konnte 
dem P aten t vom  9 .  S ep tem b er 1 8 0 6  nur dieselbe Rechtskraft 
beiwohnen w ie dem O ccu p a tion sp aten t vom  3 1 .  M ä rz  1 7 1 3  
hinsichtlich des herzoglichen S c h le s w ig s ,  d. H. die, welche die 
in ju r ia  tem p o ru m  demselben beilegte; iudeß erlosch es von  
selbst durch die folgenden Ereignisse. D e r  K ön ig  von D änem ark  
a ls  H erzog von  H olstein tritt dem deutschen B u n de b ei, nicht 
a ls  H erzog von  S c h le s w ig . E s  besteht daher eine verschiedene
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politische Union für beide Herzogthümer, das eine steht Lu einer 
solchen mit Deutschland, das andere mit Dänemark. Je mehr 
das nationale Bewußtsein, das politische Leben in Dänemark 
neuerer Zeit erstarkte, desto mehr erinnerte man sich dieser Ver­
hältnisse. Dänemarks Macht wird gesicherter, je inniger die 
Verbindung mit Schleswig ist. Die alte, ja stetige staatsrecht­
liche Union mit Dänemark scheint unwidersprechlich, denn so 
wenig jetzt die Selbstständigkeit Schleswigs einen vernünftigen 
Sinn hat, eben so wenig hat in Wirklichkeit und Wahrheit die 
Souverainität Schleswigs früherer Tage zn bedeuten gehabt. 
Dies ist es, was man staatsrechtlich dänischerseits geltend macht, 
abgesehen davon, daß mehrere Theile des Herzogthums Holstein, 
wie Dithmarschen ic. erst durch die Könige von Dänemark mit 
gesammter Macht der Länder über die sie herrschen, also auch 
durch dänisches Geld und B lu t erobert und dem Herzogthum 
eingefügt sind, und abgesehen von einer ganzen Zahl späterer 
Familien- und Staatsverträge, die von den Fürsten abgeschlossen 
worden sind. Von Schleswig-Holsteinischer Seite dagegen be­
tont man die Union der Herzogthümer. Dieselben waren nach 
manchem Kampf ein vereinter Staat unter dem Holsteinischen 
Grafenhaus geworden. Ob auch der eine Theil zu Dänemark, 
der andere zu Deutschland in staatsrechtlichen Beziehungen stand, 
unter einander waren sie fest verbunden zu einem Staate. Und 
dieser Staat schließt nun einen Staatsvertrag mit der Krone 
Dänemarks aus f r e ie r .W a h l .  Er konnte für sich bleiben, 
eine neue Dynastie gründen, ein neues Grafenhaus — es ge­
schieht, daß man eine Personalunion mit Dänemark schließt. Der 
Staatsvertrag, welcher den König von Dänemark zum Fürsten 
über Schleswig-Holstein erhebt, (von 1460) stellt aber eben so 
wohl die unzertrennliche Verbindung der Herzogthümer fest, als 
er die Selbständigkeit derselben gegenüber dem Volke und Reiche 
Dänemark sichert. Dieser Grundvertrag besteht in nngeschwäch- 
tcr Kraft, niemals ist er auf loyalem Wege durch eine Verein­
barung des Fürsten und der Stände, durch freiwillige Zustim­
mung des Volkes aufgehoben. Dafür ist es unbezweifeltes Recht
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der H erzo g th ü m er ,  nicht g e trenn t  zu w e r d e n .—  B i s  dahin  möch­
ten w i r  in dem Rechtsstre it  u n s  u nbed ing t  f ü r  S c h le s w ig -H o l ­
stein entscheiden. A n d e rs  gestaltet sich dein W a h r h e i t  suchenden 
Christen die F o rd e ru n g :  S c h le s w ig  möge in die gleiche politische 
V e rb in d u n g  zu Deutsch land  gesetzt w erden  wie  Holstein. M a n  
h a t  zwei G rü n d e ,  m it  denen diese F o r d e r u n g  gestützt w ird .  Z u ­
erst: es ist ohne dies unmöglich d a s  G ru n d re c h t  S c h le s w ig -  
H ols te ins  a u f  u n g e tre n u te s  B e isam m enblcibcn  für  alle Z ukunft  
zu befestigen. S o d a n n  scheint in W a h r h e i t  nicht N e u e s  gefor­
d e r t ;  d enn  schon im m er ist die Gesetzgebung des deutschen B u n ­
d es  von  der königlichen R e g ie ru n g  auch in S c h le s w ig  a l s  G e ­
setz erlassen und in A u s f ü h r u n g  gebracht. D em ohnerach te t  m uß  
m a n  gestehen, daß  kein rechtlicher Anspruch a n  diese Vere in igung  
S c h l e s w i g s  m it  Deutsch land  gemacht w erden  kann. E s  ist ein 
W u n sc h ,  eine B i t t e ,  m it  der unsere V e r t re te r  v o r  den T h r o n  
Frederik  VII. t re ten ,  die D eutsch land  unterstützen kon n te ;  aber  
denselben erkriegen wollen ,  heißt E r o b e r u n g  suchen. Auch den 
fau len  Fleck wollen w i r  nicht übersehen —  W a h r h e i t  suchen w i r  
u nd  Reckt .

Absichtlich habe ich zuvor  geschwiegen von einem P u n k te  
a u f  den dänischer S e i t s  so viel G ew ich t  gelegt w i rd ,  nämlich 
die sogen an n te  I n c o r p o r a t i o n  S c h l e s w i g s  u n te r  C hr is t ian  V .  
u nd  Frederik  I V .  in den J a h r e n  1 6 8 4  und 1 7 2 1 ,  die G a r a n t i e n  
E n g l a n d s  und  Frankre ichs  von 1 7 2 0  und 1 7 2 1 ,  die H u ld ig u n g  
der fchlcswigschen P r ä l a t e n ,  Ritte rschaft  und S t ä d t e  vom 4 .  
S e p t e m b e r  1 7 2 1 ,  die Gült igke it  deS dänischen Königsgesetzes in 
S c h le s w ig .  Alle diese D in g e  be rühren  a u f s  nächste nicht die 
staatsrechtliche sondern die dynastische S e i t e  unserer S a c h e ;  d a s  
ist die zweite. *) Und eine S e i t e ,  die von  g ro ß e r  B e d eu tu n g

* )  Hier möchte ich daran erinnern, daß die verschiedenen T hcilungcn  
der H erzogthüm er zwischen den fürstlichen H äusern nie zu einer T ren­
n u n g derselben geführt haben. Ferner daß die zwischen den D ynastien  
errichteten T ractate und Erbstatutc nur 'dann eine d a s V olk bindende 
grundgesctzliche Kraft haben können, indem  sic w ie  die von  1482 oder
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ist für die christliche Betrachtung und Beurtheilung unserer 
Sache. Sind freilich die Fürstenhäuser und Throne weder ge­
schaffen noch geboren, sondern sie sind geworden, durch allerlei 
Ursachen gute und edle wie blutig schlechte und unedle, so ist 
doch nicht blos das Geben dem Kaiser was des Kaisers ist oder 
die Furcht und Ehrerbietung dem Könige und den Hauptleuten 
ein unverbrüchlich Gebot des Christenthums, sondern eben unsre 
Stellung zu dem Person gewordenen Gott, zu der hochwürdigen 
Majestät, die sich in unser Fleisch und B lu t gehüllt, nun aber, 
zur Rechten Gottes erhöhet, die Menschheit erhoben hat auf 
den Thron über alles, unsre Stellung zu Christo, dem ewigen 
Könige, macht, daß ein Christ die Anhänglichkeit und Treue an 
das Haus oder an die Person des Herrschers sehr hochschätzt 
und selber eifrigst zu bewahren sucht. Die Grundsätze der Le- 
gitiniität, die Aristokratie des Blutes sind ihm freilich nichts als 
Mensch er,fünbletii; denn Gottes W ort zent ihm den durchs Loos 
bezeichnten König unter den Fässern oder den Hirtenknaben ge­
salbt, der vor seinem Vater und den Brüdern verachtet ist, als 
wäre er nicht vorhanden; aber doch weiß er auch von der Barm­
herzigkeit an Barsillai gethan und von den gewissen Gnaden 
Davids und seines Hauses. Gott erwählet oder verwirft die 
Fürsten, Gott bauet oder zerstöret ihr Haus. Gott bestätiget oder 
vernichtet ihr Königreich. Die Kinder Gottes aber schauen in 
den aufgcrichteten Thronen eine Versinnbildlichung des Reiches 
und der Majestät Gottes, in den Königen und Fürsten Gesalbte 
des Herrn, Christo dem Gesalbten Gottes vergleichbar in den 
Reichen dieser Erde. Ward also geschichtlich ein Recht zur 
W a h l der Fürsten und Könige, welches in dem scandinavischen 
und germanischen Rechte von Ursprung begründet ist, und na­
mentlich in Schleswig-Holstein dem oldenburgischen Hause ge­
genüber im bezweifelt ist, beseitigt und besteht jetzt anerkannter-

von 1616 von dem Volke genehmigt und angenommen auf einem 
wahren Vertrag beruhen, welche Eigenschaft denen von 1767 und 
1773 ad gehen dürfte.
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m aß e n  ein R echt  der E rb fo lg e ,  ein Fam il ien rech t  zum T h r o n e ,  
bestehen feste D y n a s t ien ,  so f r ag t  d e r  Christ  m it  G ewissenhaftig ­
keit nach seinem rechtmäßigen Fü rs ten  und  H e r r n ,  dem h ä n g t  er 
a n  m it  g anzer  T re u e  und dient ihm , wie  er kann ,  so weit  e s  
v o r  G o t t  sein Gewissen nach G o t t e s  W o r t  duldet.  D ie  d y n a ,  
stische F ra g e ,  der E rb fo lge  ist in unse rm  S t r e i t  a b e r  sehr bedeu­
tungsvo l l .  D a s  H a u s  O ld e n b u rg  a u f  dänischem T h r o n  ist in 
g r a d e r  Linie des M a n n s s ta m m e s  seinem Anssterben  nahe. Z w e ie r  
M enschen  O d e m  t r ä g t  dasselbe n u r  u nd  beide sind kinderlos,  
auch keine Hoffnung  der B eerb u n g .  G i l t  n u n  in D ä n e m a rk  nach 
dem Königsgesetz vom  14. N o v .  1 6 6 5  (be iläuf ig  eine F ru c h t  
d e r  K o p en h ag en e r  R e v o lu t io n  von 1 6 6 0 ) ,  durch welche selbst 
gegen den W il len  d e s  K o p e n h ag e n e r  M a g i s t r a t s  und  B ü r g e r ­
schaft die absolute Herrschaft  Frederik dem III. zu T h e i l  w a r d ,  
u nd  seinen N achfo lge rn ,  den 10 .  J a n u a r  1 6 6 0  ab er  in den 
H e rzog thüm ern ,  a u f  welche die K o p e n h ag e n e r  R e v o lu t io n  vo n  
1 6 6 0  sich nicht bezog, noch d a s  Königsgesetz von  1 6 6 5  a u s g e ­
d ehnt  w u rd e  oder w erden  konnte, d a s  a lte  germanische R ech t  
de r  E rb fo lg e  des M a n n s s t a m m e s  ungeschwächt un d  unverkürzt ,  
so w ü rd e  selbstfolgcnd die V erb indung  zwischen D ä n e m a r k  und  
den H erzog thüm ern  m it  dem T o d e  Frederik VII. und F e r d in a n d s  
a u f h ö r c n , jenes der W eiberl in ie  zufallen,  diese dem M a n n s ­
stamme in den Se itenzw cigen  des O ldenburg ischen  H a u se s  fol­
gen. D i e s  ist eine E v en tu a l i tä t  die m a n  dänischerscits fürchten 
m u ß ;  es  w ü rd e  dem Reiche D ä n e m a rk  ein N e r v  abgeschnitten, 
der ihm Leben und D a u e r  gicbt. W a s  w ä r e  ein Königreich 
D ä n e m a r k  b is  a n  die K ö n ig sa u ,  nicht e tw a  im g rößeren  S t a a ­
tenbunde  wie S a c h sen ,  H a n n o v e r  rc., sondern a l s  selbständiges 
G lied  des europäischen Lebens?  fast eine N u l l .  S c h o n e n  ist 
weg und w a s  dazu gehörte. N o rw eg e n  ist ve r lo ren ,  nehm t die 
deutschen P ro v in z en  und nicht b los G r ö ß e  und R u h m  ist ve r­
schwunden —  es handelt  sich um  S e i n  oder  Nichtsein ■—  g a r  
schnell w i rd  dem vord ringenden  D eu tsch th u m  der  N a m e  weichen. 
D ä n e m a r k  besteht n u r  a l s  herrschende M a c h t  im  V ere in  m it  u n ­
tergehörigen P ro v in z e n ,  die nicht allein  a n  sich w er th v o l l  sind.
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sondern auch D änem ark in bedeutsame Verbindung setzen mit 
D eutschland, ihm S tim m e geben in dessen R ath und Einfluß ans  
dessen Geschicke. D ie s  ist längst den einsichtigen dänischen 
S ta a tsm ä n n e r n  klar. E s  scheint zur herrschenden Ueberzeugung 
für den Fürsten und seine U m gebung schon geworden zu sein 
unter Frederik VI. a ls  die Periode deutschen Uebergewichts, 
deutscher B elästigu ng in K openhagen aufhörte und d a s  gedrückte, 
beeinträchtigte dänische N atio n a lg efü h l in verdoppelter Stärke  
erwachte. Christian VIII. w a r  ganz D ä n e  und wünschte an die 
D yn astie  a u f D änem arks T hron den B estand des dänischen 
R eich es, den R uhm  des dänischen N a m en s geknüpft. D ie  
T heorie d es europäischen G leichgew ichts stand hülfreich zur S e it e .  
B e i v ielen  erleuchteten P a tr io ten , in D änem ark vornehmlich aber 
auch in den H erzogthüm ern, bildete sich daher die Theorie des 
G esam m tstaats a u s . D ie  Richtung der Politik von S t .  P e te r s ,  
bürg, W ien , P a r is ,  London und B erlin  begünstigte diese T heorie. 
A lle Großm ächte au s den ungleichartigsten Bestandtheilen durch 
E roberung, V ererbung, H eirathen, W a h l, V erträge zusammenge­
setzt, strebten nach A m algam irung ihrer Elem ente zu einem festen 
K örper, überall verlangte m an und bemühte sich um einheitliche 
G esainm tstaaten . W ill man es Dänem ark und seinem K önige  
v era rg en , daß e s  ein gleiches S treb en  verfolgt, zumal nach 
O b igem  für dasselbe so unendlich v iel davon abhängt? J a ,  es 
kommt noch e in s hinzu. D ie  Ostsee wird gewissermaßen von  
D änem ark beherrscht, so lange es m it einer mächtigen Flotte in  
K openhagen die Schlüssel derselben S u n d  und B e lt  bewacht, 
u n d  über K a n a l und Eider, über einen T heil der E lbe, über 
Eisenbahnen in den und durch die Herzogthüm er seine M acht 
erstreckt. H ört d ies auf, so ist die B edeutung von S u n d  und B e lt  
parallysirt; und wie w ill m an ohne die K räfte der Herzogthü­
m er a u f die D a u er  auch nur eine einigermaßen Achtung gebie­
tende F lo tte  schaffen oder erhalten? Dänem ark liegt also mehr 
noch a ls  ändern M ächten daran , sich in seinem gegenwärtigen  
Besitz und B estande a ls  G esam m tstaat zu consolidiren. I m  
W eg e  stehen einer solchen Absicht nicht b los die Rechte der H er-
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zogthümer a u f  Selbständigkeit  und ungetheilte  V e rb in d u n g ,  son­
dern  eben sowohl die Rechte der E rb fo lg e .  M a n  kann die letz­
teren  fü r  Holstein nicht ig n o r i re n ,  cs giebt kein M i t t e l  sie zu 
u m gehen ,  n u r  freie V e re in b a ru n g  u n te r  den B e the i l ig ten  kann 
auch fü r  Holstein zu einem Abkommen fü h ren ,  welches den G e ­
danken des  G e sa m m ts ta a ts  zur  A u s fü h ru n g  br ing t.  W a s  Lauen- 
b u rg  betrifft,  so ist d a s  a l s  A b h an d lu n g  und  K a u fp re t iu m  fü r  
N o rw e g e n  a n  D ä n e m a r k s  K ro n e  gekommen, keine agnatischen 
oder  cognatischeu Rechte scheinen dabei in B e t r a c h t  kommen zu 
können ,  weil dieselben eben durch die A r t  der E r w e r b u n g ,  ohne 
V o rb e h a l t ,  ohne bestimmte W a h r u n g  der Landesrechte ,  erloschen 
sein dürf ten .  S o  dachte m a n  und  gab  diesem G edanken  A u s ­
druck in dem bekannten offenen B r ie fe  Chris t ian  VIII. W ollte  
J e m a n d  sich w u n d e rn ,  d aß  fü r  S c h le s w ig  bei seiner innigen 
V ere in ig u n g  m it Holstein so a u sg e m a ch t  sein soll, w a s  h ier  zwei­
fe lha f t  erscheint, der m üßte  sich thei ls  K unde  verschaffen von  den 
veischiedenen E rb fo lges ta tu tcn ,  E r b t r a c t a te n  u n d  Erbverz ichten ,  
die von und  zwischen den verschiedenen fürstlichen Linien des 
Oldenburgischen S t a m m e s  errichtet  sind, theils w ü rd e  er die 
A n tw o r t  e rha l ten :  D e r  F r iede  zu Stockholm  1 7 2 0  ließ den her­
zoglichen Ahtheil  des  Gottorfschen H a u s e s  a u  die K r o n e  fallen, 
derselbe w u r d e  1 7 2 1  m it dem Königlichen vereinigt u n d  stimmt 
demselben mit D ä n em a rk  in c o r p o r i r t ;  die M äch te  Frankreich und 
E n g la n d  g a r a n t i r t e u  im Friedcnssch luß  D ä n e m a rk  den Besitz von 
S c h le s w ig ,  die S t ä n d e  des  herzoglichen A nthe ils  hu ld ig ten  se ­
cundum tenorem leg is regiae, d a s  dänische Königsgesetz ist also 
in S c h le s w ig  zur  G e l tu n g  g e la n g t  n ud  m it diesem allen die 
politische V e rb in d u n g ,  welche vo n  A l te r s  her zwischen S c h le s ­
w ig  und D ä n e m a r k  bestand, d a u e rh a f t  befestigt. S i n d  also 
S c h le s w ig  und Holste in seitdem im m erfo rt  leg is la tiv  u n d  admi­
nis tra t iv  verbunden  geblieben, so h a t  sich dcm ohnerach te t  durch 
die bezeichneten S t a a t s a c t e  die schon früher  bestehende Verschie­
denheit der politischen V e rb in d u n g ,  S c h le s w ig s  m it  D ä n e m a rk ,  
Hols te ins  m it  D eu tsch land ,  jetzt auch a u f  die dynastische E r b ­
folge erstreckt. I n  S c h le s w ig  gilt  dieselbe E rb fo lg e  wie  im Kö-
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nigreich, Schleswigs immerwährender Besitz ist, dem Reiche Dä­
nemark und seinem Königshause von zwei Großmächten garan- 
tirt, ein Theil des europäischen Völkerrechts geworden. — Der 
offene Brief äußerte gute Hoffnung, die Erbfolgefrage werde 
auch für Holstein befriedigend dahin erledigt werden, daß der 
Gesammtstaat Dänemark, Königreich und die drei Herzogtümer 
vereinigt bleiben könnten. Welche Schwierigkeiten erhoben sich 
aber gegen den ganzen Gedanken durch die Bewegung, welche 
derselbe in den Herzogtümern hervvrbrachte nicht sowohl, als 
vielmehr durch den Bundestagsbeschluß vom 17. September 
1847, durch den Einspruch so vieler diplomatischen Notabilitä- 
ten, durch den Widerstand der eventnaliter zur Erbfolge berech­
tigten Verwandten des Königlichen Hauses!

Eine Ansicht, die in der Mitte der zwanziger Jahre dieses 
Jahrhunderts schon mehr und mehr in Gang kam, bildete An­
gesichts dieser Schwierigkeiten eine Parthei, welche, anfangs von 
geringer Bedeutung, besonders seit 1846 wuchs und stark ward, 
die Parthei der Eider-Dänen. Man will sich mit aller Entschie­
denheit auf das Erreichbare werfen, das Unsichere fahren lassen. 
Lieber ein kleineres Reich in festem Zusammenschluß, als ein 
größeres in loser Verbindung; besser bei Zeiten einen Besitz 
gesichert, als einen gedoppelten beansprucht und möglicherweise 
ganz verloren. Dänemark geht bis zur Eider, ist die Thesis, 
welche bewiesen wird geschichtlich aus grauester Vorzeit; geo­
graphisch: Schleswig ist Südjütland, die Eider erst macht 
eine wahre Naturgränze; politisch: dessen Besitz ist Dänemark 
garantirt und seinem Königshanse; dynastisch: die lex regia mit 
ihr das dänische Königsgesetz gilt auch in Schleswig, woselbst 
es seiner Zeit eben so angenommen, als von der Regierung er­
lassen und eingeführt ist. Dies ist eben nun der Satz, welcher 
1848 durch die Incorporations«cte vom 24. März sollte in die 
Wirklichkeit gesetzt werden. Doch hievon später. Sehen wir 
nur auf die Ansichten der Herzogtümer in der dynastischen 
Frage.

Wie Manche auch der Ueberzeugung waren und Einzelne
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selbst noch sind, daß es eben sowohl im Interesse der Herzog- 
thümer a ls  des Königreichs liege, für immer verbunden zu blei­
ben ( ja  es dürften nicht W enige sein, die für ven P re is  des 
von Dänemark angenommenen Staatsgrundgesetzes die Perso­
nalunion auf immer einzugehen geneigt w ären, absehend von  
den deutschen Staatsentwickelungen), so darf man es doch a ls  
die herrschende Ueberzeugung bezeichnen: der M annsstam m  allein  
ist berechtigt zur Nachfolge, also die Augustenburger Linie. M an  
argumentirt hiefür, w a s  S ch lesw ig  betrifft, theils aus dem Auf­
hören des Lehnsverbandes und der im Jahre 1 6 5 8  gewonnenen 
Souverain ität des Herzogthums, theils aus der staatsrechtlichen 
Verbindung mit Holstein, an welcher Familienvertrage fürstlicher 
Häuser nichts ändern können, selbst wenn die S tä n d e  dieses 
oder jenes Landestheils zugestimmt haben, es handelt sich ja 
eben um das g a n z e  Land; theils beweist man, daß die I n ­
corporations - Erklärung Frederik IV. einen ganz ändern S in n  
habe, sich nämlich eben so wie die von Christian V. a. 1 6 8 4  
ausschließlich beziehe auf die Vereinigung des Herzoglichen mit 
dem Königlichen Antheil nicht aber des ganzen Herzogthums 
mit Dänem ark; theils legt man die übernommene G arantie gram­
matisch und logisch ganz anders aus, welche sich doch nur auf 
das im Frieden Gewonnene beziehen könne, auf die Ansprüche 
der Königlichen Linie des Oldenburgischen H auses gegenüber 
der Herzoglich gottorfischen an den von dieser inne gehabten 
Theil des Herzogthums S c h le sw ig ; theils endlich behauptet 
man jene Huldigung, nicht von versammelten S tän d en , sondern 
vereinzelt geschehen, nur geleistet von den Angehörigen des Got# 
torffer A ntheils, sei gar nicht von solcher Rechtskraft und B e ,  
deutung, ja mit den W orten secundum tenorem leg is regiae 

- sei e tw as ganz Anderes gemeint, a ls  Dänischerseits behauptet 
wird. Und auf all diese Gründe gestützt folgert m an: mit dem 
Absterben Ferdinands ersteht in den Herzogthümern eine neue 
Dynastie, der M annsstam m  a ls  eigenes Fürstenhaus. D ie  Tren­
nung von Dänemark erfolgt, das ist das punctum saliens in der 
S ach e für die M eisten; sonst würden viele sagen wie jener
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K önig : es kann euch einerlei sein, ob euer König K arl oder 
Friederich heißt. W äre  es gewiß, daß die auguftenburgische 
Erbfolge keine T rennung  bewirkte, es würden wenige der dyna­
stischen F rage Aufmerksamkeit schenken. E s  ist die W ahrheit, 
d as H au s Augustenburg zählt in den Herzogthümern nicht gar viele 
Anhänger. D er Christ kann nicht so urtheilcn. E r  muß nach 
gewissenhaftem E rw ägen  aller ihm zu Gebote stehenden H ülfs- 
mittel eine Entscheidung bei sich zu treffen suchen, wo die W ah r­
heit liegt und d as  Recht. D er B eam te muß es, der weltliche 
wie der geistliche, den sein Homagialeid in eine heilige Pflicht 
nimmt aus allen K räften des Fürsten Erbgerechtigkeit und do­

minium zu bewahren. Und da ist nun das die W ahrheit, von 
den Beamten geistlichen und weltlichen S tan d es  sind, mit A us­
nahme der geborenen D änen , schon seit längerer Zeit sehr W e­
nige nicht der entschiedenen Ueberzeugung gewesen: die Erbfolge 
der Herzogthümer folgt dem M annsstam m  und zw ar nach der 
mit dem Schleswig-Holsteinischen S tändeco rps vereinbarten Auf­
hebung des W ahlrechts und Einführung des Erbrechts im Ja h re  
1616. Alle späteren Acta von 1721 , 1767, 1773 entbehren 
dieser Vereinbarung, also der Rechtskraft. So llen , müssen w ir 
a ls  Christen diese Ueberzeugung unbethätigt lassen? D ürfen , ja  
müssen w ir nicht mit allen erlaubten M itteln  derselben B ahn  
machen? G ew iß, sonst w äre T reue und Recht ein G eringes, 
das man wechselt wie ein Kleid. Aber, sagt I h r ,  darum  
Krieg führen, W affen  erheben, d as  ist wider G o tt, ist tiefe 
S ü n d e . N un wahrlich, darum  sind auch die W affen nicht ge­
nommen; die dynastische, wie die staatsrechtliche S eite  unserer 
Sache mochten au f dem W ege der Verhandlung, der Vereinba­
rung (der D iplom atie) abgemacht werden, die dritte S e ite  der 
Landessache die In te rn a tio n a le , ihre Bedeutung im Leben der 
Völker, hat sie au f die Spitze des Schw erdtes gelegt, jene beide 
sind nur secundairer und auriliarischer N atu r.

S e it dem dreißigjährigen Kriege sahen w ir in dem gesamm- 
ten europäischen Leben eine steigende Abschwächung des nationa­
len Bewußtseins. N u r an einzelnen Puncten  erhält sich dasselbe
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begünstigt durch besondere Umstände in K raft und Leben. D a ­
gegen stärkt sich die B ildung künstlicher Einheiten des Völkerle­
bens statt der natürlichen, des S ta a te s  wie er in der Regie­
rung  resp. dem Fürsten, S taatsoberhaupte , sich a ls  centralisirte 
Gemeinschaft darstellt immer mehr. E s  gipfelt diese Richtung 
in  dem bekannten W o rt: l’état c’est moi. A ls sie ihr M a ß  er­
füllt hat, schlägt sie um, kann weder durch die Fülle der G ew alt
noch den G lanz der M ajestät sich D au er sichern. Gegen sie
beginnt die natürliche B asis des Volkslebens, die nationale Ein­
heit zu reagiren. E in  anbetungsw ürdiges Gericht G ottes läßt
eben da, wo jene Richtung die diabolische Höhe der Selbstver­
götterung erreicht, die andere zuerst zum Rechte kommen, in 
Frankreich. Und noch erstaunenswerther der W eg G o ttes, daß 
dies geschehen muß durch ein Ereigniß, welches, darin keinem 
ändern der Weltgeschichte vergleichbar, eben so von satanischen 
K räften hervorgerufen a ls  wohlberechtigte Entwickelung w ar, 
eben so der gerechte Zorn G ottes, ein Fluch der S ünde , denn 
Frankreichs Fürst und Volk hatte das M aß  seiner Missethat 
erfüllt, a ls der Anbruch einer neuen Weltzeit genannt werden 
darf. W a s  die Revolution in Frankreich, wirkten in dieser H in­
sicht die Freiheitskriege in Deutschland. H ier im G eleit eines 
neuen Aufschwungs christlichen G laubens und christlicher Gottse­
ligkeit, dort im Verein m it den Gefühlen und S trebungen  der 
Ichheit — la grande nation!

Zwei Gedanken hatte jenes S treben nach centralistrter 
S taatenbildnng  erzeugt, die nach außen wie innen die S ta a te n  
bewegten. D a s  europäische Gleichgewicht heißt der eine —  die 
büreankratische O rganisation  des Volkslebens der andere. Jener 
h a t zur Folge eine gegenseitige G arantie der einmal bestehenden 
S ta a te n  für einander, so wie die In teg ritä t jedes S ta a te s  hin­
sichtlich seiner Bestandtheile, Glieder. Dieser bewirkt, daß je 
mehr und mehr das Volk von aller Theilnahme an der G ew alt 
auch in den eigensten und kleinsten Angelegenheiten ausgeschlos­
sen w ird; alles muß durch Feder und P ap ie r 10 Instanzen hin 
und her durchwandern, bis vollendet ist, w as gutes Urtheil und
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praktischer Blick an Ort und Stelle in zwei Minuten zu erledi­
gen vermag. Jener äußert seine Macht in den Maßregeln, die 
zur Vereinerleiung der Elemente eines Staates, zur Verwischung 
aller Eigenthümlichkeit, aller charakteristischen Verschiedenheit in 
Sprache, Gesetz, Gesittung der Provinzen ergriffen worden. 
Dieses gebiert den Polizeistaat selbst in der Kirche, auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens. Dagegen treten in einen bald 
bewußteren bald unbewußteren Kampf die Bestrebungen für Ver­
eine aller Art, Gemeinsamkeit des öffentlichen Lebens, Zusam­
menschluß der provinciellen Eigenthümlichkeiten, so wie das.Ver- 
langen nach Mitwirkung des Volkes an der Regierung, nach 
Selbständigkeit in den Commünen, nach Decentralisation und 
Freiheit des Volkes. Je weniger diesen Richtungen und Wün­
schen Raum gegeben wurde, desto intensiver wirkten sie; je 
ängstlicher die Regierungen wachten und je entschiedener sie alle 
derartige Strebungen und Wünsche unterdrückten, desto mächti­
ger wuchs ihre Kraft, weil die Schärfe des Unwillens über 
Knechtung, Beeinträchtigung, Unrecht stets zunahm. Dazu kam 
der beklagcnSwerthe Umstand, daß man in den höchsten Kreisen 
eben so ullgcneigt war ein Unrecht von Oben anzuerkennen, als 
geneigt alles Böse von Unten zu erwarten. Etwas mehr Ver­
trauen nach Unten, mehr Ernst der Gerechtigkeit nach Oben 
hätte eine ruhige Entwickelung der Gegensätze wohl möglich ge­
macht. Welch' eine Geschichte ohne Fortgang fast, voll S till­
stand in dunkler Nacht diese Ständeinstitutionen in Preußen, in 
Deutschland, mit Ausnahme weniger Länder! Welch' ein fressen­
der Krebs diese Rechtlosigkeit des hannoverschen Volkes! For­
melles Recht war auf Seiten des Königs, aber materiell welch' 
eine Sünde, den Rechtszustand eines Volkes mit zwei Federstri­
chen ins Ungewisse setzen. Formelles Recht übte der Bundes­
tag, aber materiell, welch' eine Missethat kein Gericht anerkennen, 
das des Volkes Wohlfahrt vertritt gegen königliche Willkühr 
und Eigenmacht. Nur andeuten wollte ich und damit erinnern 
an eine 33-jährige Geschichte zunehmender Entfaltung der I n ­
telligenz und Steigerung des Mißvergnügens, der allgemeinen
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Unzufriedenheit. Ja, was das schlimmste war, man ließ auf 
dem religiösen und sittlichen Gebiet eine bis zur Frechheit gestei­
gerte Freiheit lange gewähren, während man in bürgerlicher 
und staatlicher Hinsicht Zwang übte. Das hat sich gerächt. 
Nichts ist Neuestens so verderblich geworden als die Ueppigkeit, 
die Gottlosigkeit, welche auf Anlaß dieses Zwanges und jener 
Freiheit bis in die untersten Schichten des Volkes alles vergif- 
set haben.

Wer aufmerksam Gottes Wege in seinem Wort betrachtet 
und nur dieser Entwickelung mit ernster Theilnahme zugeschaut 
hatte, der ahnte, daß eine Zeit kommen werde, da der Herr 
seinen grimmigen Zorn ausschütten und ein Feuer anftecken 
werde, das auch die Grundvesten unseres Staatslebens verzeh­
ren muß! Ja es konnte dem Christen die nothwepidige Eventua­
lität einer Revolution um so weniger verborgen bleiben je mehr 
er von der einen Seite die schroffen Gegensätze, von der ändern 
die Tiefen des Elends, dann aber die Nichtigkeit und Eitelkeit 
unserer socialen Zustände erkannte und betrauerte. Die Macht 
heilt nicht, sie erbittert und das Vertrauen war weg, die Pietät 
zertreten. Nur fragte es sich, ob in einem europäischen Kriege 
der Zündstoff verbrennen oder bei innerm Gegensatz der Theile 
und des Ganzen die Staatenbildungen andere Gestalt auf revo­
lutionärem Wege durch die Kraft des erwachten nationalen Be­
wußtseins würden annehmen müssen, oder ob die communistisch- 
socialen Richtungen der Volksfreiheit und Ausgleichung der Ver­
hältnisse durch Umsturz zustreben, Freiheit, Gleichheit und Brü­
derlichkeit gegen Christi Sinn proclamiren würde, da man sich 
seinen Geist einmal nicht hatte lehren lassen in den Tagen der 
Ruhe. Eine neue Weltzeit sollte nach Gottes Rath eintreten, 
eine neue geschichtliche Evolution der Menschheit stand bevor. 
Israel ertrotzte Saul, ehe Gottes Stunde kam, David zum Kö­
nige seinem Volke zu salben. Desgleichen führte Gottes Gericht 
die neue Weltzeit ein durch Revolution, nicht in gesegnetem 
Fortschritt. Das ist Macht und Schuld und Strafe der allge­
meinen Sünde.
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Hier bitte ich meinen Leser, einen Augenblick anzuhalten, 
daß wir uns festsetzen in der Ueberzeugung: die Revolution war 
in Frankreich wie in Deutschland eine unvermeidliche Folge von 
der einen Seite sowohl der religiös- und sittlich # verrotteten Zu­
stande, als auch der polizeilichen und büreaukratischen Allmacht 
im Regiment; von der ändern Seite des erstarkten Volksbewußt­
seins, des erwachten Nationalgefühls, so wie endlich der tiefen 
materiellen Noch, welche auf der Mehrheit des Volkes, nament­
lich in den größeren Städten lastete. Wir werden uns dann 
leicht verständigen darüber, daß wir von den Thronen bis an 
die Hütten eine schwere Verschuldung tragen, die Sünde der 
geschehenen Revolutionen eine gemeinsame ist. Za der ernstere 
Christ am meisten beschuldigt sich selbst Angesichts der Revolu­
tion, daß er es an Freimuth und Wahrheit nach Oben zu, an 
wirklicher Bethätigung der brüderlichen Liebe gegen Jedermann, 
an Verkündigung der Wege Gottes, an Gebet und Flehen zur 
Abwendung der Gerichte Gottes hat fehlen lassen. Jeremias 
und seine Klaglieder sind des Christen Speise Tag und Nacht 
unter der Zuchtruthe des Zornes Gottes, die er in den Revo­
lutionen geschwungen sieht. — Es wird sich aber auch erge­
ben, daß wir in Schleswig - Holstein den ungünstigsten Boden 
für eine Revolution, die wenigsten Ursachen zum gewaltsamen 
Umsturz hatten. Zwar war bei uns nicht weniger als anderswo 
das System der Centralisation und Büreankratie, aber es wurde 
mit geringerer Consequenz und mannichfach mildernder Güte ge- 
handhabt; weniger wurde regiert als geherrscht; die Gesetzge­
bung war überfließend reich, aber das Leben überwand und ver­
einfachte dieselbe. Es blieb noch immer eine gewisse milde und 
gemüthliche Freiheit des Verkehrs zwischen Negierenden und Re­
gierten, eine gewisse Macht des Vertrauens und der Offenheit 
im täglichen Leben, welche verbunden mit Treue, Gesetzlichkeit 
und allgemeiner Religiosität unsre Zustände relativ sehr glücklich 
und befriedigend erscheinen ließen. Jenes Königswort bleibt al­
lezeit denkwürdig: »er dachte er wäre bei uns zu Hause."
Dazu kommt, daß wir kein Proletariat im vollen Sinne kennen,
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selbst nicht in Kiel und Altona; daß unser Land an Hülfsmit- 
teln vor den meisten gesegnet ist, daß die letzten Decennien eben 
einem ackerbauenden Volke alles gewährten, was man wünschen 
mag. Oft habe ich behauptet, auch in meiner Gemeinde die 
Unzufriedenen damit beschwichtigt: wir sind das glücklichste Volk 
in Europa; zeigt mir ein einziges Land, welches, alle Verhält, 
nisse beachtet, so viel reiche Güte Gottes zu preisen hat, als 
Schleswig-Holstein. Daher darf ich es als Wahrheit ausspre- 
chen: Demokraten, Radikale, Wühler fanden bei uns kein Ar­
beitsfeld; waren solche aus uns hervorgegangen, so gingen sie 
von uns ans, hier fanden sie nicht Meister noch Jünger. Män­
gel in Gesetzgebung, Justiz und Verwaltung, über die man 
klagte, waren thcilö weniger drückend, theils auf friedlichem 
Wege heilbar, sie dienten nicht zum Stachel der Empörung. Es 
blieb nur eine einzige Ursache der Aufregung bei uns, das wa­
ren die internationalen Beziehungen zum Königreiche Dänemark, 
mit dem uns dasselbe Fürstenhaus verknüpft, die Uebergriffe und 
ungerechten Beeinträchtigungen des dänischen Regiments, so wie 
die gleichzeitigen Versuche einer Trennung Schleswigs von Hol­
stein anzubahnen.

Am Ende des vorigen Jahrhunderts und im Anfang des 
laufenden waren die deutschen Elemente in Kopenhagen bis zur 
großen Unbill gegen das Dänenthum vorherrschend gewesen. Je­
mehr das dänische Nationalbewußtsein erwachte, desto mehr 
gefiel man sich darin die Stellung einer herrschenden Nation den 
Dänen zu viudiciren; die Herzogthümcr hießen die Provinzen 
(Provindserne). War doch auch Dänemark im Verkehr der 
Staaten wie auf dem Meere, in Krieg und Frieden allein be­
rechtigt, wir gingen unter dessen Firma. Staatsrath, Finanzen, 
Heer, Flotte, Gesandtschaften waren gemeinsam oder vielmehr 
dänisch. Aus dieser Anschauung entsprangen die Maßregeln zur 
Danisirung der Herzogthümcr. Dahin rechne ich vornehmlich 
folgende. Verlegung nicht etwa der obersten Regierungscolle- 
gien sondern möglichst aller öffentlichen Institute, bei denen es 
irgend zulässig erschien, nach Kopenhagen; — die verschiedenen
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Anordnungen zur Einführung der dänischen Sprache oder Er­
weiterung ihres Gebrauchs; die Einrichtung des Landheeres, 
Verlegung der aus den Herzogtümern Ausgehobenen nach Dä­
nemark und umgekehrt Anstellung einer überwiegenden Zahl däni­
scher Officiere, Commando in dänischer Sprache — die Entlc- 
gung der Flotte nach Kopenhagen — die vollständige Vereini­
gung aller Branchen der Finanzen in Kopenhagen ohne genü­
gende Auseinandersetzung des Königreichs nnd der Herzogthümer 
in Einnahme und Ausgabe — die Anstellung einer großen'Zahl 
von Dänen in allen Sphären des Staatslebens innerhalb der 
Herzogthümer. — Die Bezeichnung alles Oeffentlichen als «Kö­
niglich Dänisch" bis hin zu dem Schiffszeichen: »Dänisches Ei­
genthum." — die Belästigung mit dem dänischen Geldwesen, 
welches wir nun einmal in Hamburg und Lübeck nicht brauchen 
konnten. Verschärft wurde der Druck, den man aus diesem 
allen empfand dadurch, daß alle pecuniairen Vortheile der Haupt­
stadt Kopenhagen zuflossen, den Herzogthümern aber nicht- oder 
wenig zu Gute kam von den aus der Staatskasse, zu der sie 
glaubten über Verhältniß beizusteuern, abzuhaltenden Anschaffun­
gen für das Militair u. a. m.

Das »Vaterland" sollte uns nicht Deutschland sondern Kö­
nigreich Dänemark sein, wie sich wiederholt in den Schulen, wie 
an der Universität die Königliche Ansicht vernehmen ließ. Es 
ist aber unmöglich ein Vaterland Jemanden anzudichten oder 
aufzudrangen. Darum blieb ein Gegensatz gegen Dänemark 
selbst da, wo im nördlichen Schleswig Dänen wohnten. Man 
unterschied sich selbst als Schleswigs jederzeit von dem Jütcn 
als Dänen auch wo man Deutschland einfach als Ausland an- 
sahe. Hatte nun seit Mitte vorigen Jahrhunderts das dänische 
Element der Bevölkerung in Nordschleswig an Zahl und Bedeu­
tung gewonnen, so gab das der dänischen Propaganda den An­
laß für Verbreitung dänischer Sympathieen im nördlichen Schles­
wig thätig zu sein. Es erwachte der Gedanke, der Wunsch, die 
Thätigkeit, eine Trennung Schleswigs von Holstein und Verei­
nigung mit Dänemark als Süderjütland durch Stärkung des
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dänischen Volksthciles in dem Herzogchum a u f  friedlichem W ege 
zu erreichen. D ic constitutio W aldem ariana und die Handfeste 
C hristian I. von 1448 w aren  vergilbtes P e rg am en t und von den 
P riv ileg ien  der H erzogthüm er w a r trotz der C onfirm ationen ein 
S tück nach dem ändern  außer G ebrauch gesetzt uud abgerissen. 
Wirklichkeit und Recht w aren  schon längst im W iderspruch. D ie  
P ro p a g a n d a , ras tlo s und m it allen M itte ln  thätig, wirkte viel 
in der Nordschleöwigschen Bevölkerung dem D a u ism u s  den S ie g  
zu geben über den S le s w ic ism u s , aber sie regte auch den G e ­
gensatz au f, nicht n u r bei den deutschen Elem enten des M ischdi­
strikts, sondern vornehmlich in dem ganz deutschen S üdsch lesw ig . 
Im m e r  klarer erkannte m an , es sei a u f  eine T rennung  der H e r­
z o g tü m e r  abgesehen. Und einer solchen w iderstrebt bei u n s  
a lles , w a s  dem P r iv a t-  und öffentlichen Leben, w a s  der Kirche, 
und dem S ta a te  angehört. W ir  sind in Schlesw ig-H olstein  ein 
stam m verw andtes, durch die Ja h rh u n d e rte  in tausend und aber 
tausend Fam ilien  - V erzw eigungen zusammengewachsenes Volk. 
D e r  S o c ia ln e ru s  der Schlesw ig  - Holsteinischen R itterschaft ist 
n u r  eine F o rm  dieser V erein igung, deren rechtliche und volks- 
thüm liche B edeutung durch die Jah rh u n d erte  bis heute sich er, 
halten hat. D ie  B a n d e  des m ateriellen Lebens verknüpfen u ns 
so g u t wie der B rennpunkt unserer In te lligenz, die C hristiana 
A lbertina. Und wie d as  Recht, die A dm inistration und Legis­
lation  eine gemeinsame, so standen w ir w iederholt u n te r einem 
geistlichen O berh irten , hatten eine S ch lesw ig-H olste in ische  K ir­
chenordnung, eine S chlesw ig-H olstein ische Kirchenagende, S a b -  
ba thso rdnung , Gesangbuch, K atechism us rc. S o  sehr w a r  diese 
E inheit zur N a tu r  gew orden, daß kaum eine S a tzu n g  ftir H ol­
stein dem V erhältn iß  zum deutsche» B unde  entsprang, die nicht 
bald auch in S ch le sw ig  a ls  Gesetz erlassen worden w äre . W i r  
s in d  e in  B r u d e r v o l k ,  v e r w a c h s e n  d u r c h  a l l e  I n s t i t u ­
t i o n e n  d e s  L e b e n s .

J e  lebhafter daher der nationale  Gegensatz g e g e n  D ä n e ­
m ark erw achte, desto mächtiger auch d a s  B ew ußtsein  der V er­
bundenheit zwischen den H e rz o g tü m ern . W a r  im A nfang die-
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ses Jah rh u n d erts  in einer schleswig - holsteinischen Auffassung 
immer ein Schleswigschcr S tand pu nk t neben einem Holsteinischen, 
so w urde späterhin der Neuholsteinismus au f das entschiedenste 
vom Schlesw ig - Holsteinismus überwunden. D ie Neuholsteiner 
wollten, daß für Holstein die genaueste Vereinigung mit Deutsch­
land und seiner Entwickelung bei möglichster Lostrennung von 
D änem ark solle angestrebt werden, unbekümmert um Schleswig. 
Dieses möge und müsse sich selbst die dauernde Verbindung mit 
Holstein durch Anschluß an Deutschland erkämpfen. Wenige 
Anhänger zählte diese Ansicht, sie verschwand bald. Vereint 
kämpften die Schlesw ig-H olsteiner zuerst m it geistigen W affen, 
dann m it dem Schw erdte für ihr Recht, gegen die T rennung. 
N u r im nördlichen Schlesw ig w a r ein lebhafteres Interesse für 
D änem ark; will man aber den dasigen S tandpunkt im allgemei­
nen bezeichnen, so ist er der reine Schlesw icism us. D ie M ehr­
zahl will S c h le s w ig s  sein, nicht D änen  noch Deutsche; ohne 
In co rp o ra tio n  soll die bisherige V erbindung mit D änem ark blei­
ben. N u r die deutschen Elemente der Bevölkerung wenden sich 
eben so entschieden Deutschland zu, wie die national - dänischen 
Dänemark.

D er nationale Gegensatz zwischen den Hcrzogthümern und 
D änem ark, die innige Verbindung des B lu tes und des gesumm­
ten Lebens der Herzogthümer verursachte einen K am pf mit den 
geistigen W affen zunächst der Wissenschaft, welcher bis zum E r ­
scheinen des offenen B riefes Christian des VIII. fast in den 
Grenzen unserer eigenen Literatur, sei es des Königreich, sei es 
der Herzogthümer, stehen blieb, seitdem durch ganz Deutschland 
dahinbraustt und auch in Frankreich und England wiederhallte. 
Gleichzeitig w urde aber zwischen dem Landesherrn und dem 
Volk ein Rechtökampf geführt, welcher in folgenden S tad ien  seit 
1816 fortläuft und seitdem immer steigend das ganze Volk er­
griffen hat.

D ie  Schlesw ig - Holsteinische R itterschaft sucht beim B u n ­
destage d as  Recht Schleswig - Holsteins au f eine Landständische 
Verfassung durchzusetzen. D er M onarch  sagt ständische Einrich-
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tungen motu proprio zu; indessen seit 1712 waren die alten 
Stände nicht mehr berufen, ebenfalls motu proprio. Weil die­
selbe nicht in anerkannter Wirksamkeit bestehe, wird vom Bun­
destage das Recht nicht anerkannt, die Hoffnung aber ausge­
sprochen, daß der König die Wünsche berücksichtigen werde; in 
Uebereinstimmung mit Art. 55 der Wiener Schlußacte, den 27. 
Novbr. 1823. Die Städte waren nicht zu veranlassen gewesen 
an diesem Rechtsgange Theil zu nehmen.

Des edlen Lornsen's Auftreten erweckte im Herbst 1830 
ein wie elektrisch weithin dringendes Verlangen nach ständischer 
Verfassung und selbständiger Regierung der Herzogthümer. Man 
entschließt sich in Kopenhagen diese Wünsche zu befriedigen, und 
so jene erwähnten Versprechungen zu erfüllen. Den 28. Mai 
1831 erscheint das allgemeine Gesetz betreffend die Einrichtung 
der Proviuzialftände. Das Königreich wird aus Königlicher 
Gnade in gleiches Recht gesetzt. Bewußt oder unbewußt schim­
mert der Gesammtstaat in der Gleichheit der Institutionen für 
alle Staatstheile schon durch. Doch bleibt die Anerkennung der 
Verbundenheit der Herzogthümer, ja ihres gemeinsamen relati­
ven Gegensatzes zum Königreich in solcher Kraft, daß die 
Schleswig-Holsteinische Regierung zu Gottorf und das Schles­
wig - Holsteinische Oberappellations - Gericht zu Kiel neue und 
starke Bande der Gemeinsamkeit um die Herzogthümer schlingen, 
ihrer Selbständigkeit neue Stützen geben. Jede höhere admini­
strative und richterliche Macht wurde zuvor in Kopenhagen aus­
geübt, allerdings von Behörden, die ursprünglich Deutsche oder 
Schleswig - Holsteinische gewesen waren, aber, in den ändern 
Branchen verschlungen mit denen des Königreichs, nur in der 
Schleswig-Holstein-Lauenburgischen Kanzelei noch eine selbstän­
dige Stellung neben der dänischen Kanzelei behaupteten. Die 
Regierung ist theils der Kanzelei untergeordnet, theils besitzt sie 
eine selbständige Macht über beide Herzogthümer; das Appel- 
ationsgericht ist der oberste Gerichtshof für beide Herzogthümer. 
Wie eine gemeinsame Hauptkasse in Rendsburg die Selbständig­
keit und Verbindung der Herzogthümer noch immer darstcllte, io
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hatten jetzt Administration und Justiz Zeugnisse abgelegt für das  
Recht der H erzo g tü m er; bald wurde auch die Zolleinrichtung 
eine Schleswig-Holsteinische, (1842); deren Grenzen Elbe und 
K önigsau.

Durch die B ew egung, welche Lornsen veranlaßte, war also 
eine vor vielen Jahren heilig gegebene Zusage in endliche E r­
füllung gebracht. Obgleich schon längst bei den Einsichtigeren 
w eit mehr, namentlich Steuerbewillungsrecht, beschließende M acht 
und e in  Schleswig-Holsteinischer Landtag in den Wünschen w ar, 
entsteht politisches Leben und Bewußtsein der Rechte in weiteren 
Kreisen doch erst durch die Einrichtung der Provinzialstände. D ie  
S tände bestehen in Sch lesw ig  und Itzehoe für jedes Herzogthum  
gesondert. I h r  Streben  geht von Anfang her und stets conse­
quent dahin, au f dem friedlichen W ege der B itte eine Vereini­
gung der S tänd e beider Herzogthümer zu erreichen und eine 
Auseinandersetzung mit dem Königreich in allen Theilen des 
S ta a tsleb en s, Finanzen und Heer wie in der obersten R egie­
rung.

W eil aber die Nachfolge au f den dänischen Thron in dem 
M annsstam m  wenig gesichert erscheint, eine im eintretenden Fall 
des Aussterbens erst zu treffende Entscheidung jedenfalls ernste 
Verwickelungen mit sich führen kann, ersuchen die Holsteinischen 
Stände 1842 den König Christian VIII. Vorsorge zu treffen, 
daß im F all des Aussterbens über die Erbfolge etw as entschie­
den und anerkannt sei. Natürlich lag der Gedanke zum Grunde: 
in den Herzogthümern succedirt der M annsstam m , in Dänemark 
die W eiberlinie. W ar nun schon zuvor hin und hergestritten 
worden, ob Sch lesw ig  secundum tenorem leg is  regiae gehuldigt 
habe in dem S in n e , daß das dänische Königsgesetz mit seiner 
Erbfolgeordnung dort rechtskräftig sei, so rief diese B itte in D ä ­
nemark einen Sturm  hervor, der besonders auf den dänischen 
Ständeversam mlungen des J a h rs  1844 seine M acht äußerte.

D ieser S tu rm  wirkte nach in den Herzogthümern. M an  
vernahm je mehr und mehr: e s  werde zur Lösung der Frage in 
Kopenhagen gearbeitet —  Verhandlungen hätten statt mit ändern
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Höfen. D aher brach sich die Ueberzeugung von dem Recht der 
Augustenburger herzoglichen Linie zur Nachfolge in den Herzog- 
thümern mehr und mehr B ah n , ja man schloß sich immer naher 
an die erlauchten Repräsentanten dieses H auses, den Herzog, 
den Prinzen, beide M itglieder der Schleswigschen S tän d e , die­
ser seit den 15. April 1842 zum S ta tth a lte r  der Herzogthümer 
S ch lesw ig-H o lste in , an  S telle des verstorbenen Landgrafen zu 
Hessen C arl Friedrich ernannt. W as  im Viborger S tänd esaa l 
1844 geredet w ar, ru ft eine sehr entschiedene aber durchaus 
ehrerbietige Aeußerung der Holsteinischen S tänd e  in ihrer an  den 
Landesherrn gerichteten Adresse von 1844 hervor. Dieser a n t­
w ortet eine Proposition an die Rothschilder Ständeversam m lung 
desselben J a h re s  eingebracht, welche m it Entschiedenheit M a ß re ­
geln zur Sicherstellung der dänischen M onarchie verlangt, a ls 
eines unzertrennlichen Reiches, bestehend aus dem eigentlichen 
D änem ark und den Herzogthümer Schlesw ig, Holstein und Lau- 
enburg, gegen jede etwanige Unternehmung. Und der K önig­
liche Commissar Oerstedt giebt die unerhörte E rklärung ab : ob­
gleich von S e iten  des Rechts Einwendungen gegen die P ro p o ­
sition zu machen, habe die Regierung genügenden G ru n d  zu 
energischen M aßregeln der Art.

M itten  in die heftig erregten W ellen der dänischen und 
Schleswig - Holsteinischen Interessen und Ansichten fiel der 
offene B rief vom 8 . J u l i  1816 die Erbfolge betreffend. M ag  
es bei einem solchen S tre it  zwischen zwei S taa ts th e ilen , zweien 
Völkern für den Fürsten unmöglich sein nicht P arthe i zu ergrei­
fen und wußte man daher wie von Frederik VI. so von Chri­
stian VIII., daß sie der dänischen Ansicht zugethan seien, so 
lebte bisher immer noch in dem König der Herzog, kein öffent­
licher E rlaß  oder Act stellte sich grade zu und unbedingt auf die 
dänische S eite . Durch den offenen B rie f ergriff der König 
Christian auf das entschiedenste P arthe i. E r  w ar D äne, und 
tra t a ls dänischer König für D änem arks Interesse in den K am pf 
gegen Gefühle, Wünsche, Ueberzeugungcn, Interessen und Rechte, 
verbriefte und von ihm selbst bestätigte Rechte der Herzogthü-
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mer. M it Interesse und Beistimmung w ar auch der weniger ge­
bildete Theil unserer Bevölkerung in S ta d t und Land dem 
S treben  der Ständeversam m lungen für Verbindung und S e lb ­
ständigkeit der Herzogthümer gefolgt. D ie S tim m ung  w ar ent­
schieden gegen die Ansprüche der D änen und ihrer P rop agand a , 
aber nicht gegen den Fürsten. H iefür sind eben sowohl die er­
w ähnte Addresse der Holsteinischen S tä n d e  von 1844 a ls  auch 
die in Folge der Nothschilder Vorgänge nach Itzehoe ent­
sandten circa 80  Zuschriften au s  allen Theilen der Herzogthü­
mer und von deren edelsten und gewiegtesten M ännern  völlig 
entscheidender B ew eis. D e r offene B rie f veränderte die 
D inge. D e r König nahm P arthe i für die Prätensionen der D ä ­
nen, er stellte die eventuelle T rennung Schlesw igs von Holstein 
fest sofern es nicht gelänge, die Erbfolgefrage in Holstein 
durch fortgehende Verhandlungen dahin zu erledigen, daß auch 
Holstein dem dänischen T hrone verbleibe und der dänische G e- 
sammtstaat sich consolidire. D a  wandte sich d as  V ertrauen, die 
Neigung von Christian dem VIII. weg, Abneigung, M isstrauen 
gegen ihn wurde herrschend. D ie bedeutendsten und meisten 
D iplom aten, welche Schleswig-Holstein angehörten, nahmen un­
ter Königlichem Z orn  ihre Entlassung; die S tän d e  wollen mit 
Vorstellung und B itte S e . M ajestät angehen; zurückgewiesen, 
des Rechtes der B itte beraubt, wenden sie sich beschwerend an 
den B undestag , verlassen, wenige M itglieder ausgenommen, ihre 
B erathungen. Ihn  der ungemeinen Aufregung zu begegnen, 
welche alle Schichten des Volks in den Herzogthümern ergriffen 
hatte, (w ir nehmen nur a u s  diejenigen B ew ohner des nördli­
chen S chlesw ig, welche a ls  D änen  oder von dänischen Ansich­
ten gewonnen aus Furcht vor einem Anschluß an Deutschland 
oder einer T rennung von D änemark, den offnen B rie f  m it 
Freude begrüßten) erließ der König Christian in der versöhnlich­
sten Absicht die Bekanntmachung d. d. Ploen 18. S e p t. 1846, 
welche den H erzog tüm ern  ausdrücklich ihre Gerechtsame und ge­
genseitige Verbindung bekräftigt und den offenen B rie f in das 
rechte Licht, die Gesamm tstaatstheorie stellen soll.
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Aber w a s  konnte jetzt noch eine solche Bekanntmachung 
wirken gegenüber dem am 17. Septem ber gefaßten B undestags- 
beschluß und des am 7. Septem ber zu Wiek au f Föhr au s  Kö­
niglicher Machtvollkommenheit erlassenen P a te n ts  betreffend eine 
V eränderung in dem Geschäfsgange der Schleswig-Holsteinischen 
Provinzial-Regierung. D er B undestag  hatte sich dem nicht ent­
ziehen können eine Entscheidung g e g e n  den König zu treffen; 
zw ar in der mildesten Form , aber doch welch' ein Ereigniß, daß 
der B undestag  einem Fürsten Unrecht gab gegen sein Volk! 
W ahrlich, es mußte die angethane Unbill allzu schreiend sein, 
sollte das geschehen. M an  kann denken, wie ein solcher Beschluß 
in  Schlesw ig-H olstein  ausgenommen werden mußte. S o  sehr 
derselbe die Ueberzeugung gegen den König und seine Ansichten 
stärkte, eben so sehr wurden die H erzog tü m er erschüttert durch 
das P a ten t vom 7. S ep t. Eine V eränderung des Geschäfts­
ganges scheint eine unschuldige Sache. Aber die A rt, wie die­
selbe plötzlich ubcr’s  Knie gebrochen w urde nach längeren V er­
handlungen, und sogleich in Verbindung stand mit Personen, die 
a lles V ertrauens ermangelten, die glich einer Revolution auf 
ein H aa r. Auch die M aßregeln der höchsten G ew alt können 
oft im wahrsten S inn e  rev o lu tio näre r N a tu r  sein, wenn sie 
durch Eigenwillen die geordneten Kräfte, die legalen W ege ver­
lassen. D a s  w ar geschehen.

Unsre Sache tra t damit in ein neues S tad iu m . S ie  wurde 
eine D e u t s c h e  Angelegenheit. Wissenschaft und T ageslite ra tu r 
arbeiteten für uns, Völker und Regierungen begünstigten den 
Schleswig-Holsteinism us. Jen e  mit Begeisterung G u t und B lu t 
erbietend in zahlreichen Addressen, diese unser Recht in s  Auge 
fassend und den drei Grundsätzen mehr oder minder Billigung 
schenkend, welche der König von P reußen am 24. M ärz  1848 
anssprach. Von der ändern S e ite  w urde jetzt in den Herzog- 
thümern ein K am pf gegen die Regierung und ihre Ansichten un­
vermeidlich. D er Präsident der Schlesw ig - Holsteinischen Can- 
zelei, G ra f  Reventolw-Crim inil, verließ seinen Posten, ein M ann  
der allgemeinen Achtung und trotz seiner schwierigen S tellung
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als Commissarius bei den Ständeversammlungen in allgemeinem 
Vertrauen. An seine Stelle trat Graf Carl von Moltke, frü­
her kein Mitglied der Canzelei, eine ehrenwerthe Persönlichkeit 
und als solche geachtet, aber nach seinen Ansichten über die 
Rechte und Pflichten der Unterthanen und Obrigkeiten in eben 
so allgemeinem Mißtrauen, als wegen seiner dänischen Sympa­
thien, so sagte man, mit mehrerem Rechte mögte man es nen­
nen: wegen seiner Gesammtstaatstheorie. An die Spitze der 
Schleswig-Holsteinischen Regierung wurde dagegen ein Mann 
gestellt, dessen Persönlichkeit eben so wenig geachtet war, als 
seine Ansichten kein Vertrauen erweckten. Welche Überzeugun­
gen hat denn, so fragte man sich, der Amtmann von Scheel, 
früher ein Freund und Anhänger des Herzogs von Auguften- 
burg, jetzt ein Diener der dänischen Ansprüche? Und mit ihm 
traten in die Regierung theils junge Männer, ohne öffentliche 
Anerkennung und Bewährung, theils sittlich versunkene, wenn 
auch noch so gescheute Personen, während die im Lande geachteten 
Räthe mit Pension entlassen wurden, Weil sie dem Danismus 
nicht dienen wollten, sagte man. Hatte man Unrecht? Über­
dies war durch die veränderte Einrichtung dem einzelnen Bü- 
reauchef, vor allen aber dem Präsidenten ein Einfluß, eine 
Macht eingeräumt, die dem Mißbrauch aufs höchste ausgesetzt 
war. Sie wurde unter der Scheel'schen Verwaltung in jeder 
Weise angewandt zur Förderung der Königlichen Wünsche und 
Ansichten. Die Aufregung von Oben erregt stieg von Tage zu 
Tage. Zumal als der Herr von Scheel, Commissarius für die 
Ständeversammlung in Schleswig, sich eben so leichtfertig und 
untüchtig gezeigt, als nach seiner sittlichen Erscheinung verächt­
lich gemacht hatte. Man sähe, cs war kein Ernst der Gewissen­
haftigkeit in den Männern, die vor ändern der Schleswig-Hol­
steinischen Ansicht entgegentraten, keine heilige Sorge für die 
Wahrheit und das Recht. Indifferente oder Selbstsüchtige stan­
den schon damals auf Seiten der dänischen Maßregeln; was 
edel und gewissenhaft, was aufopfernd seiner Überzeugung von 
Wahrheit und Recht diente, kämpfte mit wenigen Ausnahmen
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für die Verbindung und Selbständigkeit der Herzogthümer. Lorn- 
sen's Ansichten, nebst geschichtlichen Forschungen und Schriften 
mancher A rt hatten immer allgemeiner verbreitet und immer 
mehr zur Reife gebracht die Auffassung des Verhältnisses zu 
Dänemark, welche in unserm Staatsgrundgesetz vom 15. S ep tb . 
1848 einen Ausdruck gefunden hat. D a s  nur w ar eine D iffe­
renz, ob nicht besser sei die Erbfolge dahin zu erledigen, daß 
die Herzogthümer mit Dänemark für immer vereint blieben, oder 
ob man entschieden die Trennung und einen europäischen oder 
deutschen S t a a t  Schleswig-Holstein wünschen solle? O eries w ar 
die Ansicht eines großen T heils unserer Beam ten und überhaupt 
des höchsten S tan d es , dieses billigte man in den Kreisen der 
Gelehrten, Gebildeten und im M ittelstände. D er S tan d  der 
Landleute und Arbeiter wurde grade in dieser Zeit vorzugsweise 
durch die D erationen mit dem Reichsbankgeld aufgereizt; man 
sollte in C ourant bezahlen, das nur um hohes Agio zu bekom­
men w ar. I n  diesen Lebenskreis w ar im Uebrigen die S ache 
noch nicht in dem M aaße eingedrungen, daß man sie im vollen 
Umfange eine Sache des ganzen Volkes nennen konnte.

Inzwischen hatte sich auch däuischerseits der Eifer gegen 
uns gesteigert. Nicht blos w ar mit Schriften und Volksver­
sammlungen (in  Schleswig-Holstein wurden Volks-Versammlun­
gen aufs strengste überwacht, untersagt, bestraft, ich erinnere 
nur an die N ortorfer, die Neumünstersche), und allen ihr zu 
Gebote stehenden M itteln die P ropaganda  im nördlichen S ch les­
wig überaus thätig, die Begünstigungen der dänischen Bew erber 
um Schul- und Predigerstellen, so wie andere Bedienungen nah­
men immer mehr Ueberhand, die dänische S prache  w ar auch in 
d a s  Gebiet eingesührt, welches eben den deutschen Grundcha­
rakter Nordschleswigs beurkundete, sie w a r Gerichtssprache ge­
worden, da zuvor das R echt deutsche Zunge verlangte. Zwei 
Partheien standen in Dänemark besonders in Kopenhagen sich 
gegenüber, so fern es sich um D änem arks Zukunft handelte. 
Eiderdänen nennt man bei uns die eine, deren Loosung w a r. 
D anm ark ind til Eideren. Die andere wird die scandinavi-
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sche genannt. Wollten jene D änem arks  Zuknnft sichern durch 
möglichste Bedeutsamkeit des Reiches D änem ark  in sich selbst 
und verlangten eben deshalb die Inko rpo ra t ion  S ch le sw igs  und 
Lostrennung von dem deutschen Holstein, so wandten diese ihren 
Blick au f  Schweden und N orw egen. Eine V erbindung der drei 
Reiche, au f  G rund lagen  gegenseitiger Freiheit und Selbständig­
keit, der drei unter einem S c e p te r  verbundenen N ationen zu ei­
nem starken Skandinavien  machte das  I d e a l  dieser Parthe i .  D ie  
herrschende Ansicht w a r  keiner von beiden zugewandt, im S t a a t s ­
ra th , der dänischen Canzelei, überhaupt den höchsten Behörden 
w urde wie in der damaligen D iplomatie  der Gedanke des G e- 
sammtstaats a u s  den G liedern :  -Dänemark mit  I s l a n d  re. —  
S ch le sw ig  —  Holstein —  Lauenburg — vertreten.

D a s  e tw a w a r  die Lage der D ing e  a l s  Christian VIII. 
am 2 0 .  J a n u a r  1 8 48  starb. W o h l  möchte ich, mein Leser w äre  
Zeuge der Theilnahme ja der theilweise wahren T r a u e r  um den 
Landesvater gewesen, welche in den Herzogthümern herrschte, 
oder hätte den T rauerpred ig ten  und Gedächtnißreden beigewohnt, 
hätte die Hörenden gesehen. W ahrlich , auch der strengste Rich­
ter w ürde  gestehen müssen, das  ist kein Volk zu frechen R evolu ­
tionen geneigt, oder nicht gewillt, nach G ottes  G ebot den König 
und alle Obrigkeit zu ehren, welches bei dem Tode eines F ü r ­
sten, von dem es glaubt solche Unbill erfahren zu haben, sich 
so w ürd ig ,  so christlich bezeigt. W i r  haben seines G uten  ge­
dacht, seiner Schwächen und Fehler in der W ahrhei t  mildiglich 
e rw ähn t ,  inbrünstig für sein Heil gebetet.

E in  Rückblick wird gu t  sein, ehe ich zu den entscheidenden 
Ereignissen komme. Vielleicht habe ich den kundigen Leser schon 
gelangweilt  mit  der Zusammenstellung bekannter D in g e ;  aber 
das  ist die N oth , daß die u n s  verurtheilen, sich meistens nie die 
M ü h e  nehmen, sich Kunde zu verschaffen, gründliche Kunde. D ie  
B erliner und preußischen Geistlichen und Christen einmal au fs  
Gewissen gefrag t :  wissen sie wirklich um diesen G a n g  der D inge, 
kennen sie unsre Lage und S a c h e ?  M ö g e  meine kurze D ars te l ­
lung wenigstens d a s  wirken, daß  der Unkundige erinnert w ird :

4
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urtheile nicht, ehe du alles w a s  zum Urtheil befähigt, erforscht 
hast. D a s  Zeugm'ß w ird man nach den Thatsachen den Sch les­
wig-Holsteinern nicht versagen: «sie sind keine mobilis et novan­
darum rerum gen s, ihre T ragkraft, um mich eines anderen A us­
drucks zu bedienen, ist groß, sehr groß." (Kirchen- und Schul- 
b la tt p ag . 804 .) W ir haben die Wege des Gesetzes geachtet, 
viel ertragen, geduldet, ohne M itte l der Abwehr anzuwenden- 
die von dem W orte G o ttes nicht gebilligt werden könnten. E s  
w ird aber auch einleuchten, welches der Kern des eigentlichen 
S tre ite s  ist. Wirklich handelt es sich nicht nur um altverbrief­
tes Recht, um dynastische F ragen , sondern um das ganze Leben 
eines Volkes und seine heiligsten Güter. S o ll  es gleichgültig 
heißen, ob unsre Kirchen, unsre Nechtsgemeinschaft, unsre gemein­
same B ildung , die Verbindung unserer landw irtschaftlichen und 
ökonomischen wie industriellen Interessen, der brüderliche Verein 
der Fam ilien, Alles, Alles zerschnitten w ird?  ob der eine Theil 
von uns dem Feinde deutschen W esens und N am ens (denn das 
ist von U ralte rs her der D än e) anheimgcgeben, der andere aus 
alter Inn igkeit seitheriger B ande fortgeriffen wird —  da ist 
dein O r t  nicht mehr, da weiche!? H at Jem and  von Euch, liebe 
B rü der in Christo Je su , den Schmerz empfunden, der Is ra e ls  
P ropheten  durchdringt, wenn sie den Gegensatz J u d a 's  und 
E phra im s schildern, oder ihre Freude, wenn sie verkünden dür­
fen (Je s . 11, 1 3 ), die Zeit komme, daß E phraim  nicht meide 
den J u d a  und J u d a  nicht sei wider Ephraim , so ermesset unsre 
Gefühle bei dem Gedanken an eine T rennung Schlesw igs von 
Holstein. O  seht den A ltar zum Zeuge» aufgerichtet (Jo su a  22) 
und glaubt nu r wie jene 2V- S täm m e den Altar des Zeugnis­
ses erbaueten um des ewigen G u ts , des Antheils an dem Herrn
und seinem Dienst für sich und ihre Nachkommen, so handelt es
sich für uns auch um den H errn  und seinen Dienst, wenn w ir 
die V erb indung, die er gepflanzt und wachsen lassen und in
mancherlei Weise reichlich gesegnet hat, nicht wollen, können,
dürfen fahren lassen und aufopfern den dänischen M achtansprü-
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chen, wenn oder weil unser Fürst sich zu den Forderungen der 
E iderdänen-Parthei neigen läßt.

D ie  S ach en  w aren  a u f  deu höchsten G ra d  gespannt a ls  
Frederik VII. den T h ro n  bestieg, es mußte bald eine Entschei­
dung folgen. G efaßten M u th es  und doch m it ernstem B angen  
sähe m an bei uns derselben entgegen. E s  erfolgte die B estä ti­
gung der Landesprivilegien der H e rz o g tü m er , wie 1 4  dänische 
K önige, Frederik VII. V orfah ren  a u f  dem herzoglichen T h ro n , 
sie ausgestellt hatten. D erselbe T a g  ließ d a s  R egulativ  fü r 
die G elehrten - Schulen  der H erzogthüm er S chlesw ig  und H o l­
stein und d as  P a te n t betreffend die E in fü h ru n g  einer V er­
fassung erscheinen, der 2 8 . J a n u a r .  J e n e s  fügte den M a ß re ­
geln z u r D an isirnng  N ordsch lesw igs, und V erd rängung  des 
deutschen Elem ents den Schlußstein ein, indem die d e u t s c h e  
Gelehrtenschule in H adersleben  in eine d ä n i s c h e  verw andelt 
w urde. D ieses soll den Gedanken des G esam m tstaats so w eit 
es thunlich ist zum V ollzug bringen. Lauenburg nnd I s l a n d  
kann m an  nicht völlig hineinziehen. D a s  letztere behält seine 
A lthingseiurichtung nach der V erordnung vom 8 . M ä rz  1 8 4 5 , 
d a s  erstere seine V erfassung ungeändert. N u r  d a s  Königreich D ä ­
nem ark und die H erzogthüm er S ch lesw ig  und Holstein sollen in 
eine E in he it verschmolzen werden durch eine neue S tänd ische 
V erfassung. D er preußische vereinigte Landtag ist d a s  M uster, 
nach welchem der neue Rock geschnitten. E s  soll in den P r o ­
vinzialständen nichts geändert w erden , die allgemeinen Gesetze 
vom 2 8 . M a i 1831 und vom 15 . M a i  1 834  bleiben in K ra ft. 
M it ihnen die beiden im Königreiche, die in S ch le sw ig , die in 
Holstein bestehenden berathenden V ersam m lungen. Ausdrücklich 
w ird  überdies gesagt: e s  s o l l  i n  d e r  b e s t e h e n d e n  V e r b i n ­
d u n g  d i e s e r  H e r z o g t h ü m e r  w i e  i n  d e n  V e r h ä l t n i s s e n  
H o l s t e i n s  z u m  d e u t s c h e n  B u n d e  n i c h t s  g e ä n d e r t  w e r ­
den .  *) D ie  allgemeinen S tä n d e  sollen eine beschließende M it-

*) W ill in diesen W orten der Nachdruck gelegt werden au f „ b e s t e h e n ­
d e n ,"  so daß man die allm ählig  gew ordenen, jetzt faktischen V erhält-
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Wirkung haben bei Veränderungen im Steuerwesen, bei der Fi- 
nanzverwaltung, bei Erlassung von Gesetzen, welche die gemein­
schaftlichen Angelegenheiten des Königreichs und der Herzogthü- 
mer betreffen. Außerdem ist denselben gestattet Anträge in Be­
treff von solchen Gegenständen ihrer Wirksamkeit zu machen, 
welche die gemeinschaftlichen Interessen des Königreichs und der 
Herzogthümcr unmittelbar berühren. Die Verfassungsurkunde 
sott geeignete Bestimmungen enthalten, um die dänische sowohl 
wie die deutsche Sprache in den betreffenden Districten des Her­
zogthums Schleswig zu schützen. Eine gleiche Zahl Abgeordnete 
sollen aus dem Königreich und aus den Herzogthümern hervor­
gehen, 26 aus jedem der beiden Theile. Die überwiegende 
Mehrzahl sollen gewählte Mitglieder sein.

Man kann nicht leugnen, möglichste Unpartheilichkeit und 
allscitige Gerechtigkeit war angestrebt. Aber man hatte bei der 
klugen Rechnung einen Factor ausgelassen, darum traf das Facit 
nicht. Das eben hatte man vergessen, daß Verfassungen sich 
einmal nicht aufpfropfen lassen, es sei denn durch tyrannische 
Gewalt, sondern sie wollen aus dem geschichtlichen Entwicke­
lungsgange eines Volkes und Reiches naturgemäß hervorgehen; 
die Regierungen aber haben die große und göttliche Aufgabe 
diesem Gange, welcher eben die Weltregierung Gottes ist, von 
oben nachzuforschen und ins Werk zu richten, was an der Uhr 
der Zeiten angezeigt, wofür die Stunde gekommen ist. Darauf 
beruht eben der Befehl Gottes an Samuel, dem Volke seinen 
Willen zu thun; auch die Sünde ist verfaßt in die Entwickelung 
der Welt. Weil aber die projectirte Verfassung diesem Entwicke­
lungsgange schnür gerade entgcgentrat, so befriedigte sie nach 
beiden Seiten nicht. Einigung war nicht angezei'gt, sondern je­
mehr hatte der Gegensatz von Volk zu Volk sich geschärft. Auf 
der einen Seite Roeskilde und Viborg, auf der ändern Jtzeboe

nisse im Gegensätze der rechtlich begründeten auffassen sollte, dann 
wäre der Ausdruck schlau genug aber unaussprechlich wenig offen 
und ehrenhaft.
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und Schleswig kampfgerüstet, hier Deutsche dort Dänen, Volk 
gegen Volk. Die Kinder stießen sich, es war nicht wohlgethan, 
sie gegeneinander zu stellen, der eine mochte leicht dem ändern 
nach dem Leben trachten. Hätte man, was schon 1846 von 
einsichtigen Diplomaten vorgeschlagen war, sich bemüht die Erb­
folge so in Dänemark zu ordnen, daß sie mit der in den Her- 
zogthümern zu Recht beständigen gleichmäßig gewesen wäre, und 
hätte dadurch eine dauernde Union zwischen beiden Theilen des 
Reiches ermöglicht, so mochten Pläne auf eine nähere Verbin­
dung bei aufrechterhaltener Selbständigkeit wohl gelingen; auch 
hätten sich die Gemüther allgemein beruhigt und die Einsicht einer 
gewissen Naturgemäßheit der Verbindung mit Dänemark hätte 
die 400-jährige Gewöhnung mächtig gestärkt. Nun fiel Oel ins 
Feuer, da mußte es schon brennen. In  Dänemark war man 
unzufrieden mit der völligen Gleichstellung der Herzogtümer, 
teilweise auch mit dem versprochenen Schutz der Verbindung 
zwischen beiden und dem Schutz der beiden Sprachen. W ir 
fürchteten die Danaer und die Geschenke Bringenden. Ans 
Nehmen zu denken waren w ir gewöhnt worden, nicht daß 
uns im engen Anschluß an Dänemark Rechte und Vortheile 
könnten gegeben werden. Ganz abgesehen von der babyloni­
schen Verwirrung, wenn auf dem Reichstag eine Discussion 
hüben deutsch und drüben Dänisch geführt wurde, so zielte of­
fenbar der ganze Plan auf Verschmelzung. Zunächst mußten die 
Dänen deutsch, die Deutschen dänisch lernen, um in Kopenha­
gen oder an einem Orte in den Herzogtümern auf einem 
Reichstage friedsam und gewinnbringend des Reiches Wohlfahrt 
zu fördern. Leicht war es ferner die Deputirten der 150,000 
dänisch redenden Bewohner Schleswigs ins dänische Interesse 
zu ziehen. Abgesehen von den aus beiden Reichstheilen unmit­
telbar ernannten 16 Männern, gab schon dieser Umstand die 
Gewähr, daß alle allgemeine Fragen in dänischem Interesse 
mußten entschieden werden, die Schleswig-Holsteinische, die deut­
sche Auffassung der Sachen war besiegt, für immer vernichtet. 
„W ir können dort nichts ausrichten, nur vergeblich opponiren
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tit allen Fragen, die unserer Herzogthümer Rechte, unseres Vol­
kes Heiligthümer betreffen. Man wird die Verfassung zu einem 
bequemen Werkzeug machen uns ganz zu danisiren." Was läßt 
sich nicht alles in den weiten Raum der gemeinschaftlichen An­
gelegenheiten bringen. Finanzen, Heer, Flotte, Justiz und Ad­
ministration, kaum ist in den höheren Sphären des Staatslebens 
etwas, das nicht mit unvermeidlicher Consequenz dieser Vereini­
gung folgt, das sich nicht amalgamiren ließe. Unsre Nationa­
lität, unsre Selbständigkeit ist bedroht, wir sehen vor uns nur 
das Entweder — Oder: entweder Dänen werden oder Knechte 
der Dänen — es giebt kein Drittes." So und viel weiter noch 
sprach man bei uns gegen die Verfassung, hier war die Unzu­
friedenheit so allgemein, wie dort. Der christliche Patriot sähe 
mit ängstlicher Besorgniß dem Glimmen der Revolution zu — 
wird sie auöbrechen? und wann, was sollst du thun? Ach, wie 
klagten wir unserm Gott die Blindheit Per Regierung, die selbst 
im guten Glauben das Feuer schürte, das sie lösche« oder doch 
dämpfen sollte. Das war der Fluch, welcher auf dem System 
der Allgewalt des Regimentes lastete, des Volkes Freiheit und 
Mitwirkung keine genügende Rechnung trug. Daß es zu aus­
schweifenden Beschlüssen kommen würde, lag um so näher, je 
mehr allenthalben ängstliche Spannung mit starker Opposition 
sich paarten. Italien brannte schon in Hellen Flammen. Die 
Opposition war in Frankreich gefeiert — wie lange schon! 
Schrecklich wühlten die geschehenen Enthüllungen und zerfraßen 
alles Vertrauen. Waren in Preußen nicht die Männer der 
Opposition auf dem vereinigten Landtage, was die Stimmung 
des Volkes im Ganzen betraf, entschiedene Sieger? Hatten Ba­
den und Würtemberg rc. nicht Lorbeeren und Triumphe für die 
heftigsten Widersacher des bestehenden Regiments? Und dieser 
knirschende, kaum verhaltene Zorn der deutschen Presse, diese 
aller Orten zwischen den vier Wänden laut werdende Unzufrie­
denheit! Man sähe es: nur die lange Gewohnheit des Gehor­
sams und Friedens hielt noch Ordnung und Ruhe. Welchen 
Beschluß fassen die Männer von Schleswig - Holstein, sie unter
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dem aufreizenden Zuruf von ganz Deutschland, unter der Aegite 
des Bundestags-Beschlusses, welcher des Bundes Competenz in 
dem Streit zwischen dem Herrscher und seinen Unterthanen V o r ­
behalten hat? Wollen sie den Bund zur Entscheidung fordern? 
Wollen sie sich den Wahlen widersetzen? Wollen sie in offenen 
Bruch treten mit ihrer Obrigkeit? Kcins von dem Allen. Sie 
beschließen zu wählen, sie beginnen die Wahlen. Wohl heißt es: 
«man muß auf der Reichsversammlung protestiren gegen die 
ganze Verfassung, die Unausführbarkeit derselben darthun, ihre 
Aufhebung verlangen und im letzten Nothfall anstreten und dann 
den deutschen Bund aufrufen." Aber ist das nicht alles, was 
frei stehen muß, wenn wir nicht blindlings der Obrigkeit über­
liefert sein sollen, und für den Unterthan nicht das Recht auf­
hört, seine Ueberzeugung zu haben und derselben gewissenhaft 
zu folgen, so wie die Pf l icht der Obrigkeit gegenüber männ­
lich und offen die Wahrheit derselben zu vertheidigen? Mich 
dünkt, das ist ein Volk des Rechts und der Gesetzlichkeit, in 
welchem solche Beschlüsse unter solchen Umständen gefaßt 
werden. *)

Inzwischen war in Kopenhagen die Parthei der Eiderdänen 
sehr regsam. Die Ständeverfassung mißfällt, um jeden Preis 
soll die Verbindung der Herzogthümer gesprengt, Schleswig in 
Dänemark incorporirt werden. Der schon im Jahre 1836 von 
Orla Lehmann und Genossen ausgeschwatzte Plan, dem damals 
rechtschaffne Dänen ernstlich opponirten, auf Eroberung Schles­
wigs für den Danismus, dieser Plan, welcher später von der 
Propaganda mit erstaunlicher Anmaßung, Energie und Conse- 
qnenz verfolgt war, soll nun schließlich realisirt werden. Es 
handelt sich, hörte man bei uns, nur darum, ob die scandinavi- 
scbe Parthei das Uebergewicht erlangt, sonst geschieht der ge­
fürchtete Schlag, denn die Männer des Gesammtstaats am Ru-

*) Den 17. Februar 1818 fand die Versammlung der Abgeordneten in 
Kiel statt, welche derartige Beschlüsse faßte, an welcher indessen 
Manche der Betheiligten keinen Antheil nahmen.
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der sind dort so unbeliebt wie hier. Kaum dies, so eilt es von 
Mund zu Mund, man lieft es auch iu den bewährtesten Zei­
tungen: im Staatsrath ist darüber beratheu worden, ob man 
den drohenden Bewegungen zuvorkommen, Schleswigs Incorpo­
ration aussprechen müsse. „Der Präsident der Schleswig-Hol- 
stein-Laucnburgischen Canzelei hat protestirt, seine Entlassung be­
gehrt, da soll der König erklärt haben, man wolle die Maßre­
gel noch in fernere Erwägung ziehen." So hieß es, ob mit 
Wahrheit oder im Jrrthum, wer konnte entscheiden. Hier ward 
bezweifelt, dort geglaubt. Jedenfalls dies alles und andere Ge­
rüchte und Nachrichten, privatim und öffentlich, lauter knisternde 
Funken in aufgehäuften Zunder. Man fürchtet nicht blos, 
schon erwar te t  man das Aeußerste von unfern Feinden in 
Kopenhagen, den Lehmann's, Tscherning's u. a. m. Und jber 
Monarch, wer will es leugnen, Däne und nicht unpartheiisch 
mehr in diesem Streit seiner Völker.

Da erscheint der 23. Februar. Eine Revolution ohne 
Gleichen in der Weltgeschichte, wenn"man die tieferen Ursachen 
nickt erforscht. Zwei Schüsse vor Guizot's Hotel und ein 
Thron, eine Dynastie liegt in Staub, von Frankreich unbetrau- 
ert; eine provisorische Negierung aus 5 zum Theil ercentrischen 
Männern, nicht einmal unter sich einig, gebietet über 35 M illi­
onen Menschen, die Republik der Freiheit, Gleichheit und Brü­
derlichkeit erläßt ihre Manifeste. Dies war die Zeit der Rache 
des Herrn, der ein Vergelter ist und will bezahlen. W ir er­
kannten Gottes Gerichte, der ein Volk erhöhet und stößt es zu 
Boden, Königreiche gründet und zertrümmert. Aber wahrlich 
nicht die zwei Schüsse machten eine Explosion, die im Feuer­
sturm Europa beben ließ. Das Regiment ohne Vertrauen, auf 
die starre Gesetzmacht gegründet, oder auf Schlauheit und Be­
stechlichkeit, war zum Vulkan worden und die Throne, die in der 
Tiefe sollten gegründet sein auf des Volkes Liebe und Treue, 
schwebten auf hoher Spitze allein. Za, die Wasser des Man­
gels und Jammers hatten sich gemischt dem Eisen der Harther­
zigkeit und der Schwefclerde des Mammonsdicnstes. Schon seit



57

Jahren hatten Christen, wie der treffliche Wichern, gerufen 
wider das dräuende Erdbeben; man hörte, man glaubte nicht. 
Das Evangelium war unsre Satzung, ach nur zu sehr! Aber 
nicht unser Lebensquell. Wo, die rettende, die hingebende, 
die selbstaufopfernde Liebe? Wo jene Gleichheit in Christo, jene 
Brüderlichkeit gegenseitiger Liebe, jene Freiheit der Kinder Got­
tes? Die Armuth haben wir zu wenig als berechtigt angesehen, 
nicht etwa unfern Ucberfluß in Barmherzigkeit zu genießen, son­
dern Selbstbeschränkung, freiwillige Entsagung des Lebensgenusses 
aus herzlicher Liebe zu fordern. Nicht minder haben wir zu 
wenig das Elend ausgesucht, dem Unglück nachgespürt um S a­
mariter Werk zu üben, den Heiland zu besuchen, speisen, trän­
ken, kleiden. Vor allem aber ist vergessen worden, daß unser 
Herr und Gott in Knechtsgestalt auch den Niedrigsten 'gleich 
ward, wir also die Aufgabe hatten im Umgang die Schichten 
der Gesellschaft sich mischen zu lassen und ein Volk von Brü­
dern über- und untergeordnet in ihren Stellungen, aber doch in 
gegenseitiger Handreichung verbunden, aus der Christenheit zu 
machen, wie Israel ein solches nach Gottes Anordnung und 
Gesetz sein sollte, und zum Theil auch geworden ist.

So unzweifelhaft es jedem wahren Christen sein muß, daß 
Kräfte der Finsterniß sich in den Revolutionen regten, so sehr 
wird er doch anerkennen müssen das Wahre und Berechtigte, 
was den Klagen und Forderungen, welche sie verlautbarten, 
zum Grunde liegt. W ir haben vor uns eine Phase des großen 
Kampfes zwischen Christus und Belial, der, seitdem in Bethle­
hem die heilige Geburt das Scepter des Fürsten dieser Welt 
zerbrach, die Geschichte durchzieht, ja macht, construirt. In  
diesem Kampf ist das Eigenthümliche, daß um den guten Kern 
die Bosheit als harte Schaale sich ansetzt; anders gesagt: das 
Gute kommt durch unser Widerstreben gegen Gottes Gedanken, 
unfern Mangel an treuem Gehorsam gegen Gottes Wort mei­
stens zur Sprache und Ausführung in dem Wege des Schlech­
ten, darum in der Form der Sünde. Genug, ein Kampf der 
Besitzlosen gegen die Besitzenden, der Unberechtigten gegen die
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mit Rechten versehenen Stände ist auf dem Grunde der herr­
schenden Unzufriedenheit und überhand nehmenden Gottlosigkeit 
erwachsen; der Bund zwischen beiden bedingt Fortgang oder 
Stillstand der Revolution. Es kommt bald ein dritter Factor 
der Bewegung hinzu, in Deutschland, Italien, Ungarn eben so 
berechtigt wie die Seufzer des Elends und die Wünsche nach 
Veränderung vieler Formen des bürgerlichen und Staatslcbens, 
das Streben nach nationalem Zusammenschluß und nationaler 
Entwickelung des Staatslebens. Die Nationalitäten, die Völker 
in Ländern, sind in dem Worte Gottes anerkannt, nichts wider­
spricht den Geschichtsprincipien der heiligen Schrift so sehr, als 
die zufälligen oder willkührlichen Conglomerate von Völkern zu 
einem Reiche. Bei derselben kann weder die Fülle des Lebens, 
welche Gott in die Menschheit gelegt hat, sich entfalten, noch 
die sittliche Aufgabe vollzogen werden, welche Gott einem jeden 
Individuo, gleichmäßig jedem Volke gegeben hat. Die Weisheit 
der Alten hielt starke Population für verderblich, die Neuzeit 
hat Massen der Bevölkerung aufgehäuft, deren unbeschäftigte 
Hände und müssige Köpfe, nur beherrscht von Selbstsucht und 
Eigennutz, die blutdürstigen Volksbeglücker uud Revolntionaire 
ex professo erzeugen, deren Einfluß das arme, bethörte Volk 
fast allenthalben so irre leitete, daß jeder Gewinn aus der Be­
wegung in sich selbst zergangen wäre, hätte nicht die Krone 
Preußens sich erhoben zu der „rettenden That." Das aber 
scheint mir aufmerksamer Erwägung nicht entgehen zu können, 
daß ein wahres Volksleben und ein darauf gebauter Staat, 
wie cs das Alterthum kennt, die heilige Geschichte uns verhält, 
der edle Gedanke, das von Gott Gewollte in der so übel bero­
chenen Bewegung ist. Dies Alles muß ich erwähnen, um den 
Charakter unserer Erhebung erkennen zu lassen. Schleswig- 
Holstein ist so gut wie Dänemark unter dem aufregenden Ein­
fluß der Thatsachen und Motive der Revolution gestanden, die 
in Frankreich, Deutschland, Italien, Ungarn alles erschütterte. 
Ob und wo derselbe die vorhandene Erregung des einen Vol­
kes gegen das andere zum Aufruhr, zur Empörung gehalten
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würde, blieb eine kurze Zeit fraglich. Gottes Gnade leitete an 
unser« tl) euren Lande in Gnaden die Sünde einer gewaltsamen 
Revolution vorüber.

Am 18. März versammelte sich in Rendsburg die sehr 
große Mehrzahl der Schleswigschen und Holsteinischen Stände­
mitglieder, als die zunächst berufenen und berechtigten Vertreter 
des Volkes, um sich über Wünsche und Begehren zu besprechen, 
welche an den Thron zu bringen wären. Berufung eines Schles­
wig-Holsteinischen Landtags mit Vorlegung eines Entwurfs zu 
einer Constitution, vollständige Preßfreiheit, Versammlungsrecht, 
Volksbewaffnung, Eintritt Schleswigs in den deutschen Bund 
und Abberufung des Regierungspräsidenten lauten diese Petita, 
welche durch eine erwählte Deputation von fünf Mitgliedern 
dem Landesherr« nach Kopenhagen zu überbringen sind. Ver­
gleichungsweise bitte ich dieses Verfahren demjenigen an die 
Seite zu stellen, welches in ganz Deutschland befolgt ward. 
Hier ist Loyalität dort Aufruhr. Wie hat |sich auch in diesem 
Anfang schon unsere Bewegung enthalten das Politische mit dem 
Kirchlichen, das Bürgerliche mit der Religion zu vermischen. 
Die wüste Gleichberechtigung aller Religionen, die Kirchenfreiheit 
wird nicht erwähnt, man hält sich auf seinem Gebiet innerhalb 
der Wunsche, welche die geschichtlicheEntwicfelung der Verhält­
nisse des Landes hervorgerufen hat. Allerdings überschreitet 
eine Bitte die Grenzen des Erlaubten, die Aufnahme Schleswigs 
in den deutschen Bund. Aber man vergesse nur nicht, daß eine 
Deputation von fünf Männern in die Mitte des dänischen Vol­
kes, in die Hauptstadt Kopenhagen gesandt, während die Gewalt 
der rechtmäßigen Obrigkeiten ungetrübt besteht, nur mit Vor­
stellung und Bitte kommen kann, nicht zum Abzwiugen, Ab­
trotzen Macht oder Willen hat. Wie es geworden wäre, wenn 
man in Kopenhagen sich alles ruhig hätte entwickeln lassen, dort 
ein Abschlag der Wünsche erfolgte, das weiß Gott. Ob man 
auch in dem Falle auf eine Erhebung vorbereitet war und statt 
dann an den deutschen Bund sich zu wenden, eine Revolution 
versucht haben würde, das weiß ich nicht, genug es ist dazu
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nicht gekommen, d a s  danke ich G o t t .  W a s  geschehen, ist von 
der A r t ,  daß m an nicht Besseres, Reineres e rw arten  kann, wo 
m an keine Volksgemeinde von lauter w ahren  Christen vor sich 
har, w o  W e l t  und Kinder G o t te s  sich mischen.

Am 2 0 . M ä rz ,  den 2. T a g  nach der R e n dsb urge r  Versamm­
lung wird eine Versammlung der E iderdänen in Kopenhagen 
abgehalten. D a s  Casino ist der O r t  ihrer Zusammenkunft. 
D ie  künftige S ta a t s f o r m  D änem arks wird berathen und festge­
setzt; über Sch lew ig -H o ls te in  trifft man Entscheidung; Holstein 
soll Deutschlands, Schlesw ig  D änem ärks Entwickelung folgen, 
in Ansehung der freien S ta a t s fo rm e n  und Inst i tu tionen , welche 
die Neuzeit schaffen w ird ;  die Verbindung zwischen beiden H er- 
zvgthümern soll aber völlig und für immer aufgelös't, Schlesw ig  
in D änem ark  incorporirt  werden. Stürmisch waren die B e ­
schlüsse gefaßt, offener Aufruhr bringt dieselben zur Ausführung.

Am 21 . M ä rz ,  dem T a g e  der tiefsten Schmach für P re u ­
ßens  K önig, fällt auch Frederik VII Krone und S cep te r  in den 
S t a u b .  D rohende Volksbewegung wogt durch die S t r a ß e n  
K openhagens zum Schloß. D ie  P a r the ih äu p te r  verlangen von 
dem K önig  die W a h l  eines ändern M inis ter ium s und Aufrecht­
ha ltung  der angeblichen Anrechte D änem arks  au f  Schleswig. 
Zehn bis zwölf T ausend  T um ultuan ten  sind die M acht,  welche 
den Forderungen  Nachdruck verleiht. D a  wird Frederik VII. 
Freiheit  zu G ra b e  getragen; der König hat nicht M u th  und 
K ra f t ,  dieser A rt  der Forderung jedes Recht zu versagen, seine 
S a ch e  a u f  G o t t  zu stellen, es komme w a s  da wolle. O b  das  
dänische Nationalinteresse mit ins  S p ie l  kam, weiß G o t t ;  ich 
habe schon früher die Partheistellung unserer Fürsten berührt. 
D a s  aber ist gewiß, ein w ahrhaft  freier M a n n ,  vor allen ein 
König, setzt B lu t  und Leben ein, damit ihm keine solche G ew alt  
angethan  werde, sobald cs sich nicht um seine eigenen, rein per­
sönlichen Angelegenheiten h ande l t ,  sondern um Beschlüsse von 
dem ungeheuersten Gewicht, den unberechenbarsten Folgen. D e r  
Christ weiß dann ,  daß der Allmächtige feuriger Zaun  und M au er  
ist, keine M ach t  der Erde oder Hölle kann ihn beugen. Als
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freier König hätte er unbedingt diese Forderungen verweigert 
und geboten: zieht heim und kommt zur bestimmten Zeit wieder, 
aber nicht tumultuirend, sondern gesetzmäßig." Nach Erwägung 
aller Gründe mochte dann entschieden werden. Die innere Un­
freiheit und der äußere Zwang überwältigen den König. Die 
Bewilligung erfolgt. Ein neues, ein rein dänisches Ministerium 
wird gebildet, ein volkSthümliches, wie man spricht, dem Könige 
ist es dictirt, octroirt von der Parthei. Das alte Ministerium 
enthielt doch anch geborne Schleswig-Holsteiner; dieses Dänen 
von der Parthei der Eiderdänen; die extremsten. Das M in i­
sterium der Revolution erläßt das Incorporationspatent für 
Schleswig.

In  Schleswig-Holstein, zunächst in Kiel, erhält man schnell 
Kunde von dem Vorgefallenen. Die Deputation kommt nicht 
zur bestimmten Zeit zurück; sie ist aufgehalten worden. Mehrere 
Städte sind in dem Grade erregt, daß revolutionaire Bestrebun­
gen zu erwarten stehen, wenn auch das Land ruhig ist.

So erscheint der 24. März. Wundersames Zusammen­
treffen! derselbe ‘24. März bringt die verhängnißvolle Antwort 
des Königs von Dänemark, die Errichtung einer provisorischen 
Negierung für Schleswig-Holstein und das Schreiben des Königs 
von Preußen an den Herzog von Schleswig-Holstein-Augusten- 
burg. Der König von Dänemark ertheilt der Deputation die 
Antwort: Holstein, als selbständiger deutscher Bundesstaat, solle 
eine auf der Grundlage eines ausgedehnten Wahlrechts gebaute 
in Wahrheit freie Verfassung erhalten, worin Volksbewaffnung 
Preßfreiheit und Vereinsrecht; in Folge dessen eine eigene Re­
gierung und Militärverfassung, auch getrennte Finanzen, sobald 
die gegenseitige Auseinandersetzung, und die Bedingungen einer 
Union mit Dänemark und Schleswig festgestellt sind; auch wolle 
Se. Majestät sich den Bestrebungen für Errichtung eines deut­
schen und volksthümlichen Parlaments offen anschließen.

Schleswig dem deutschen Bunde einzuverlciben, habe der 
König weder Macht noch Willen, dagegen wolle er die unzer­
trennliche Verbindung Schleswigs mit Dänemark durch eine ge-
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mein same freie Verfassung kräftigen, daneben aber Schleswigs 
provinzielle Selbständigkeit durch ausgedehnte proinzielle Institu­
tionen, namentlich einen eigenen Landtag und besondere Verwal­
tungen kräftig schirmen.

Vom dänischen Standpunkte angesehen, ist alles Mögliche 
zugesagt und dargeboten; aber gerade das, was man in Schleswig- 
Holstein bewahrte als seinen Augapfel, die unzertrennliche Ver­
bindung beider Herzogtümer ist genommen. 1816 gestand 
Schlegel in seiner als Manuscript gedruckten staatsrechtlichen 
Schrift über Schleswig, den Anspruch Schleswigs auf einerlei 
Verfassung mit Holstein dänischentheils ein, aber läugnete das 
Recht auf die Vereinigung beider Herzogtümer zum Genuß 
einer gemeinsamen Verfassung. 1848 ist man so weit ge­
kommen, Schleswigs Verbindung mit Dänemark unzertrennlich 
zu heißen, ihm eine gemeinsame Verfassung mit dem Königreiche 
zu geben, alle Beziehung zu Holstein aufzuheben, zu zerreißen. 
Gewalt ist plötzlich an die Stelle des Rechts getreten. Wo sind 
die Gesetze vom 28. Januar 1848 geblieben? außer Kraft gesetzt; 
wo sind die Verheißungen vom 28. Januar geblieben? Ver­
nichtet! Und etwa auf loyalem Wege, nach sorgsamer Bera­
tung im Staatsrath, mit allen betreffenden Autoritäten aus dem 
Königreiche und den Herzogtümern, durch Erlaß der Schles­
wig-Holstein -Lauenburgischen Canzelei? Nichts weniger. Der 
König an der Spitze eines ihm tumultuarisch aufgedrungenen 
Ministerii, selbst unter den Dänen als Ministerium einer Par- 
thei erkannt, erläßt die Acte, gegen Gesetz und Recht, von dem 
Aufruhr gezwungen. Ach, daß er sich zwingen ließ!! Ein Kö­
nig, auch ein absoluter, ist an die bestehenden Gesetze und Ver­
fassung gebunden, sonst haben wir nicht eine christliche Allein­
herrschaft, sondern Despotismus, Tyrannei. Vergleicht doch, ich 
bitte, die Schritte des Schleswig-Holsteinischen Volkes bis hie- 
her mit dem in Kopenhagen Geschehenen. Und die verhängniß- 
volle Gabe der Kopenhagener Revolution war eine gar unwill­
kommene für Schleswig. Zählt dies Herzogthum etwa 350000 
Bewohner, so sind die mehr denn 200000 Deutschen für eine
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Verbindung mit Deutschland, von den Uebrigen w ill hoch gerech­
net ein S ech sth eil den engeren Anschluß an Dänemark, die 5/e 
wünschen, daß cs bleibe w ie bisher: »w ir sind S c h le s w ig s  und 
wollen S c h le s w ig s  bleiben, weder Deutsche noch D ä n en ."

Kunde vom Aufruhr ist nach K iel gedrungen und von dessen 
F olgen. D ie  D eputation  erscheint uicht, w ie erwartet w ar. O b  
schon Nachrichten von der Auflösung der Canzelei durch a n g e­
gebene D im ission sämmtlicher M itglieder da sind, weiß ich nicht 
sicher, glaube es aber. E s  galt jetzt Entschluß fassen. Zw eier­
lei war möglich. M a n  könnte sich entschließen, unter ernstlicher 
Anrufung G o tte s  bei dem B undestage K lage einzulegen, der 
seine Competenz Vorbehalten hatte, und dessen Entscheidungen, 
Deutschlands event. Kriegserklärung ruhig abzuwarten, oder zur 
T hat schreiten, eine provisorische Regierung einrichten und selb­
ständig handeln in Hoffnung au f die Gutheißung des B u n d es, 
in Zuversicht auf das gute Recht der S ach e, und im Vertrauen  
au f den Beistand des gerechten G ottes. 'E in  D r ittes  w ar der 
Abgrund einer wüsten Anarchie, eines bitter bösen kleinen Krie­
ges zwischen D änen und Dänischgesinnten in  den H erz o g tü ­
mern und dem G ros der Bevölkerung. J en er  erste W eg  ist 
an sich der allein richtige, der wahre Christ wird ihn wählen. 
Aber es g ilt hier auch, w a s  nicht au s dem G lauben kommt, 
das ist S ü n d e. W ar der G laube, welchen d er  W eg fordert, 
nicht vorhanden, so bleibt es  S ü n d e  ihn zu betreten, denn um 
einer S a t z u n g  willen versäumt man dann die heilige Pflicht, 
Recht und Gerechtigkeit zu wahren, Gesetz und O rdnung zu 
kräftigen im Lande. D a  muß man lieber d as erwählen, an 
welchem formell eine Eigenmacht, ein U n r e c h t  haftet, bleibt 
man mir m ateriell im Rechte. Und das geschah. Treue, prak­
tische M änner, unsre loyalsten, unsre edelsten, mehrere derselben 
stets anerkannt a ls  erweckte, gläubige Christen treten an die 
Spitze, constjtuiren sich zu einer provisorischen Regierung über 
S ch lesw ig  - Holstein, erlassen eine desfällige Proclam ation am 
2 4 . M ärz. D er  Prinz Friedrich zu S ch le sw ig  - Holstein, von 
Christian VIII. zum S ta tth a lter  der Herzogthümer ernannt,
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zwei gewesene Präsidenten unserer Provinzialstände, zwei aner­
kannt ehrenwerthe Männer aus Flensburg und Kiel bieten sich 
dem Lande als Vertheidiger seiner Rechte, und treten im Na­
men des Landesfürsten ihre selbstgeschaffene Gewalt an. Die 
Begründung ihres Schrittes wird gegeben in dem durch eine 
Revolution Seitens der Dänen angegriffenen Rechte, so wie in 
der durch denselben Act begründeten Unfreiheit des Landesherrn. 
Späterhin haben Viele diesen Titel falsch genannt, einen Schein. 
Er ist aber volle Wahrheit. Für jenen Augenblick kann Niemand 
das leugnen; aber bis zur Stunde ist das wahr. Angenommen 
unser Fürst war frei, wohlan, so mußte er kommen und unter 
seinem Volke sein und leben, nicht an der Spitze eines Heeres, 
sondern er allein, dessen Klagen mit Ohren hören, dessen Gründe 
vernehmen, über die zweifelhaften Rechtspuncte eine friedliche 
Verhandlung und Entscheidung zulassen. .Ob auch die Wogen 
der Revolution sanken, die Consequenz dieses Weges erlaubt 
keine wahre Freiheit. Ja viel mehr noch. Es ist einmal ein 
Kampf zweier Völker und Nationalitäten; in Mitten des einen, 
seiner Anschauung unterworfen, seinem Fanatismus unterthan, 
wird der Herrscher mit fortgerissen, abgesehen davon, daß die 
Entwickelung der Verfassung in Dänemark auf dem Grunde der 
Revolution den Monarchen wahrhaft der freien Entschließung 
beraubt hat. Was würde man in Dänemark gesagt haben und 
noch heute sagen, wenn Frederik V II. die Waffen untersagen 
und freiwillig seinerseits den Streit einem Gerichtshöfe, etwa 
dem Bundesschiedsgericht übergeben wollte? Oder wenn er sich ent­
schlösse, nach den Bestimmungen der noch A. 1700 bestätigten 
ewigen Union zwischen dem Königreich und den Herzogtümern 
von 1533 die jetzigen Streitigkeiten zwischen beiden Landen durch 
von beiden Seiten erwählte Schiedsrichter und Obmänner erle­
digen zu lassen? Würde das Ministerium, würde das Volk bis 
auf diese Stunde dem Fürsten dazu die Freiheit lassen? Für 
den unfreien Herzog ergreift die provisorische Regierung das 
Ruder. Jetzt liegt alles daran, ob sie Anerkennung sindet und 
Gehorsam. Daß noch an demselben Tage Rendsburgs Feste in
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ordnet, bedeutet nichts, wenn nicht das ganze Land, Beamte und 
Volk ihr bcifällt; sonst haben die fünf Männer mit ihrem An­
hang eine kurze Tragödie gespielt, und auf ihr Haupt fällt das 
rächende Schwerdt. In  den Tagen der Entscheidung haben 
Unzählige geschwankt, gerungen, unter ernsten Erwägungen oder- 
schweren Gewissenskämpfen und heißen Gebeten sich zu einem 
Entschluß durchgekämpft. Die That überkam uns so plötzlich 
und trug so viel von dem äußeren Wesen einer Handlung der 
Revolution an sich. Ja wir wollen es ehrlich cingcstehen, sie 
ist für sich allein betrachtet, ohne den Zusammenhang mit ollem 
Voranfgehenden und Nachfolgenden in Wahrheit ein Act der 
Revolution. Jndeß wurde uns durch des Herrn Fügung die 
Wahl erleichtert. Nicht eher wurde uns die Entscheidung ab­
verlangt, als bis w ir wußten: „in  Kopenhagen besteht keine Schles­
wig-Holsteinische Canzelei mehr. Von dem Präsidenten Grafen 
Carl Molkte bis zu dem Geringsten haben ihre Demission ge­
nommen. Eine andere oberste Behörde zu gründen ist nicht ge­
lungen. Etatsrath Franke, mehrmals zum Könige gerufen, hat 
abgelehnt. Die mehrsten sind stimmt der Deputation ans Ko­
penhagen in die Herzogthümer gekommen. War schon längere 
Zeit ihre Stellung in Kopenhagen schwierig, peinlich, so sind 
mehrere nur heimlich, andere nicht ohne Lebensgefahr entkommen. 
So hoch ist der Fanatismus des Volkshasses gegen die Schles­
wig-Holsteiner, die Deutschen gestiegen." Also war unsere 
Verfassung zerbrochen; die unter dein Landesfürsten bestehende 
oberste Regierungsbehörde hatte anfgehört nicht durch eine loyale 
Veränderung, sondern weil dieselbe den unserm Fürsten aufge- 
drungenen und abgezwungenen Maaßregeln und Erlassen nicht 
zustimmen konnte, wollte. D ie  rechtmäßige Obr igkei t  
bestand nicht mehr; sie war nicht allein die Person des Für­
sten, sondern diese zunächst im Verein mit dem Staatsrath ans 
dänischen und Schleswig-Holsteinischen Elementen und d.r Can­
zelei. Und das stand nun zur Entscheidung: wollt ihr fü r  den 
geknechteten Fürsten, gegen die Revolution, die provisorische Re-
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oder den dänischen M inistern  der R evolu tion  und dänischen B e ­
hörden gehorchen; dann  aber d as  Land der Anarchie übergeben. 
E s  konnte kein Zweifel sein und w a r keiner. D e r  oberste G e­
richtshof, die Obergerichte, Richter und A m tleute, die geistlichen 
O berh irten , alle B eam te weltlichen und geistlichen S ta n d e s  er­
kannten die provisorische R egierung an . D ie  a u s  K openhagen 
heimgekehrten M itg lieder der seitherigen höchsten Collegicn boten 
derselben ihre Dienste an und fanden bald  so oder an ders eine 
Anstellung. D e r  A usnahm en sind so w enige, daß sie nicht zn 
rechnen sind. Selbst von den un ter u n s  angcstellten N ation  al- 
däncn erboten sich manche, der provisorischen R eg ierung  sich zu 
unterw erfen . Seltsam e R evolu tion , w enn cs ja  eine ist, die 
m uß einen tiefen G ru n d  der Nothwendigkcit, der B erechtigung 
haben. B ew undern  w ir die M ä n n e r der drei Urkantone, die 
im from m en G o ttv e rtra u e n  O esterreichs Zw ingherrschaft zer- 
'  * M i ,  w arum  vernrtheilt m an u n s , deren O brigkeit die N e­

on eines N achbarvolkes vernichtete, daß w ir die O brigkeit 
anerkennen und aufrichten, welche des Fürsten Recht achtet, der 
D ä n e n  Unrecht bekämpft.

I m  Volke w ogt es hin nnd her M anche hört m an sagen: 
w a s  geht u n s S ch lesw ig  a n , Holstein soll ja  haben, w a s  es 
begehrt." Andere m einen: »Besser sich alles gefallen lassen, a ls  
U nruhe und K rieg ." Z um al a u f dem Lande. Doch ist der 
Gegensatz gegen die D an en  allgem ein. V iele werden verjag t, 
andere verlassen freiwillig ihre P osten . W ir  wollen den Einfluß 
der Zeit nicht läugnen. D ie  O scilla tionen  des allgemeine« R e- 
volu tionsfiebers ziehen auch durch S chlesw ig-H olstein . H ier ist 
cs M iß trauen  und D änen h aß , dort machen Arbeiterverhältnisse 
U nruhen, da Unzufriedenheit und M a n g e l au  V ertrauen  zu den 
Vorgesetzten. Aber zeigt u ns ein Land, w orin  mehr Gesetz und 
O rd n u n g  a ls  bei u n s , w eniger stürmisches, ungeordnetes W esen, 
fröhlicheres und anständigeres V olksleben, alle Klassen der G e ­
sellschaft vereinend.
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Endlich das dritte große Ercigmß desselben 24. März muß 
cs uns nicht befestigen in dem Vertrauen und der Beistimmung 
zu den Schritten unserer Jehu's und Jojada's? Am 24. März 
erläßt der König von Preußen ein Schreiben an den Herzog 
von Schleswig-Holstcin-Angnstenbnrg, in welche,« er drei Sätze 
als seine Ueberzengnng ausfpricht, seine Verwendung für Schles­
wig-Holsteins Rechte beim Bundestage und seinen Schutz ver­
heißt. Die drei Sätze begreifen alles, was Schleswig-Holstein 
rechtlich verlangen kann. Unzertrennliche Verbindung der beiden 
selbständigen Staaten, und Succession im Mannsstamme. War­
es Revolution, daß wir diese Sätze vertheidigtcn, der Obrigkeit 
gehorchend, die an den Platz unserer bisherigen, aus ihrer 
Function durch das Unrecht verdrängten, gewiß nicht ohne 
Gottes Beistand getreten war?

Für unfern Landesherr,, haben wir allsonntäglich, wie viel 
auch (die Besten unter uns) im Kämmerlein gefleht.

Dänemark erklärt uns für Insurgenten, läßt seine Armee 
marfchiren, seine Flotte gegen uns auslauftn. Den 29. .
rücken die Dänen in Hadersleben ein. Der Kampf der Völker 
unter demselben Scepter ist entbrannt, der unfreie König zieht 
als Partheihaupt mit den Dänen.

Unter dem Zuruf, den Anreizungen Deutschlands (das 
Vorparlament proclamirt als wünschenswerthen Beschluß die 
Aufnahme Schleswigs in den deutschen Bund) genehmigt am 
3. April, der von der provisorischen Regierung einberufene, ver­
einigte Schleswig-Holsteinische Landtag mit 74 gegen 2 Stimmen 
den Regierungs-Antrag auf Aufnahme Schleswigs in den deut­
schen Bund. Das schien der einzige sichere Schutz der Landes­
rechte; wir längnen nicht, daß man zu weit griff. Eine solche 
Maßregel würde der freie Landesherr nur gegen bedeutende 
anderweitige Vortheile beantragt oder genehmigt haben; cs 
wurde kein Aequivalent dargeboten. Daher freuten wir uns 
nicht dieses Beschlusses, sondern das Deutschland denselben nie 
legalisirte.
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Schon hat Preußen seine Truppen uns znr Hülfe marschi- 
ren lassen, an demselben Tage betreten die ersten Preußen in 
Altona den Holsteinischen Boden, als, es war am 4. Avril, 
der Bundestag den Beschluß gefaßt: Preußen wird ersucht, Na­
mens des Bundes das Vermittlungsgeschäft auf der Basts der 
unverkürzten Rechte Holsteins, namentlich der staatsrechtlichen 
Verbindung mit Schleswig zu führen. Es soll den sta tum quo 

ante zunächst wiederherstellen.
Ein neueö Stadium. Nicht Schleswig-Holstein steht für 

seinen Herzog und sein Recht gegen Dänemark und dessen König, 
Deutschland findet sich in einem seiner Glieder beeinträchtigt, 
erhebt Krieg gegen Dänemark. Von jetzt an steht Deutschland 
in der vordersten Reihe, die Herzogthümer haben nur einfach 
zu gehorsamen den Beschlüssen der deutschen Centralgewalt. 
Selbst müssen sie den Beweis ablegeu, wie tief die Sache, um 
welche gekämpft wird, im Volke wurzelt. Dieser Beireis liegt 
zunächst in den Aufopferungen, deren sie fähig find an Gut und 
Blut, der Kraft und Ausdauer, mit der sie sich der Vertheidi- 
gnng ihrer Rechte hingeben; daun in der Herrschaft des Ge­
setzes, der Loyalität und Ordnung unserer Zustände während 
des Krieges; endlich in der Gewiffenstreue, durch welche sie 
die Heilighaltung des Rechts zu dem Nerv ihres Kampfes machen 
und einen Anspruch gewinnen ans sich und ihr Verhalten ange­
wandt zu sehen das Wort des Apostel: man soll Gott mehr 
gehorchen als den Menschen.

Aufopfernder, meine ich, kann kein Volk seine höchsten 
Güter vertheidigen als Schleswig-Holstein die seinen. Weder 
Heer noch Heergeräth ist vorhanden. Unser Geld hat Däne­
marks Arsenale gefüllt, dessen Flotte gebaut, dessen Kriegsherr 
gerüstet, llnbewehrt nehmen wir den Kamps auf; unsere edelste 
Jugend, alle Stände vereinen sich zur ungleichsten Schlacht. 
Ih r  Verlust beugt den Muth nicht. Von neuem reiht sich iit 
die Schaaren der Kämpfer, was nur kann und darf. Mehrere 
Briefe aus fernen Gegenden von früheren Schülern, deren El­
tern ihr Fernbleiben wünschten, erholten bei mir in jener Zeit
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Ra tb, ob sie folgen müßten; eö treibe sie auch für das Vater­
land einzutreten und ihrer Eltern Wunsch stehe entgegen. Ändern 
wird es eben so ergangen sein. Knechte und Mägde hörte ich 
versichern: .-kommen die Dänen, ja w ir könnten sie todlschlagen." 
Wie viel Unlauteres in solcher Kampfesbcgeisternng immer ent­
halten ist, wie Viele Muth und Tapferkeit in der Rede nicht 
in der That haben, wie viele Gleichgültige, Unentschiedene, 
Laue die Menschenfnrcht an treibt und widerwillig fortreißt, weiß 
ich gar wohl; aber zieht ab, so viel ihr wollt, wer jene Zeit 
erlebt hat, muß bezeugen, es war eine große Zeit, voll williger 
Einigkeit Gut und Blut einznsetzen für des Vaterlandes gekränk­
tes Recht gegen dänische Obmacht und Unbill. Freiwillige, 
immer wiederkehrende Sammlungen, dann niedergelegt ans den 
Heerd des Vaterlandes, dann den verwundeten Kriegern, dann 
den Nachgebliebenen der Gefallenen geweiht, beweisen durch 
ihren Umfang den allgemeinen Eifer mit seinem Gut einzustehen 
für unser Recht. Dazu die sehr schweren Stenern, welche zwei 
Jahre uns drücken, um den Staatshaushalt zu besorgen, das 
Heer zu erschaffen, die deutschen Truppen zu verpflegen. Und 
wie umfangreich, wie kostspielig sind unsere Rüstungen zur Wehr 
und zum Angriff. Welch' ein Heer ist unserm Volke erwachsen- 
Seine Thaten glänzen, sein Sinn und Verhalten ist im Ganzen 
untadelig, edel und fromm. O ft habe ich mit Kriegern unseres 
Heeres, Offizieren und Gemeinen gesprochen, ich glaube, man 
wird eine bessere Truppe in Europa vergebens suchen. Hier 
mischen sich alle Berufsarten und Stände; die einen wirken 
veredelnd, bildend auf die andere, diese wachsen an edlem Selbst­
gefühl. Das Bewußtsein der Ungerechtigkeit gegen die niedern 
Stände, die Klage über Nichtachtung derselben verschwindet; 
und doch herrscht Subordination, ein guter Geist der Zucht, 
geringe Ausnahmen und baldige Reue; und das nicht durch 
lange Gewöhnung, sondern durch den Geist, der in dem Heer 
waltet. Große Macht bot Deutschland auf; unser sind die 
vernehmlichsten Trophäen. Auch steht die Ueberzeugung fest: 
ließ man im Frühjahr 1849 unser muthig Heer sich nicht vcr-
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schnaufen in Schcmzarbeit und Beschießung der unnehmbarm 
Feste, blieben Schleswig-Holsteins Söhne voran im Kampf, so 
wäre Rpe's Schicksal und des Feldzugs Ausgang ein gar an­
derer worden. Unsere Kanonen waren gut, unsere Schwerdter 
scharf, unsere Krieger stcgesdurstig, unser B lnt der Einsatz, nicht 
zu thcuer um des Landes, um des Rechtes Sieg. Fast aber 
hat der Krieger Zahl die Arbeitskräfte erschöpft, kaum genügen 
die Männer der Erndte. Dennoch neue Aushebung; ohne M ur­
ren geben die Eltern her, ziehen die Söhne hin.

Und jetzt? Ja das Land wünscht Friede, doch keinen 
schimpflichen. -Hat es so viel gekostet, sagen die Einen, dann 
wollen w ir lieber noch mehr tragen, damit w ir nicht umsonst 
gestritten haben;" oder Andere: „geht cs nun wieder los, so 
müssen w ir alle zusammen mit, Verheirathete und Unverheira- 
thete." Vereinzelt sind, die Frieden wollen um jeden Preis. 
Lieber dienst an Gut und B lut länger dulden, als ohne Frucht 
des Kampfes bleiben, das ist des Volkes Stimme.

Vermag eine Begebenheit Nationallicder zu erzeugen, so ist 
sie Sache des Volkes geworden, sie singt sich hinein in Bewußt­
sein und Leben der Nation, aus welcher sie unbewußt, zuerst 
getragen von der Intelligenz des Landes hervorbrach. Schles­
wig-Holstein singt seine Vaterlandslieder. Hat aber ein Volk 
nicht blos gesungen, nein gezahlt und geblutet für sein Recht 
und Heiligthum, so löschen keine Verträge, vertilgen keine Ba­
jonette, was mit seinem Sein und Wesen nun verwachsen ist: 
Schleswig-Holsteins unzertrennliche Verbindung und Selbstän­
digkeit.

Glänzend, meine ich, hat auch unser Volk die Probe der 
Loyalität bestanden. Selbst in der Zeit, als in Deutschland 
Gesetz und Recht theuer war, blieb in Schleswig-Holstein im 
allgemeinen dem Amt der Obrigkeit seine Ehre, dem Gesetze 
seine Kraft, ja wir können die Zeit des Krieges eine Epoche 
der Gesetzgebung nennen, und einer solchen, welche eben, weil 
sie aus Leben und Bewußtsein der gesammten Staatskommune 
hervorwuchs, willige Anerkennung und Gehorsam fand. Kein
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lyartce Joch waren die neuen Ordnungen, kein starrer Zwang 
schuf ihnen erst Geltung. *) Doch dies alles ist das geringere, 
obgleich ich sagen kann: zeigt mir ein deutsches Land, wo von 
der höchsten Obrigkeit bis zum geringsten Knecht in dem Maße 
alles in seinem Gleise blieb wie bei uns. Weit höher steht 
mir der Umstand, daß Schleswig-Holstein aller Versuchung wi­
derstand, die Rechte des Königs von Dänemark als Herzog von 
Schleswig-Holstein anzutasten. Die provisorische Regierung be­
hauptete jederzeit ihre Stellung im Namen des Landcshcrrn. 
weshalb sich auch bei Feststellung des Staatsgrundgesctzes D if­
ferenzen mit der Landesversammlung erhoben. Diese wurden 
nach Wunsch der Regierung im Interesse des Landesherrn erle­
digt.**) Auch bei uns machten sich republikanische Tendenzen laut.

V) Eben hieraus ist uns ein Vorwurf erwachsen. Es haben doch, spricht 
man, die provisorische Negierung und ihre Nachfolgerinnen recht sehr 
sich bemüht, dein Volkswillen zu Gefallen zu sein und Manches ist 
geschehen, buhlend um die Volksgunst, deren man bedurfte, waS kei­
nen Segen hat. Z. B. die Verwandlung der Pfarren in Wahlstellen 
auf breitester Basis, die Commission zur Untersuchung der Verhält­
nisse der Arbeiter, manche rasch erlassene Gesetze, die eben nur zusrie- 
dcnstcllcn sollten. Antwort: sagt uns, wo ist dem Achnlichcs nicht 
geschehend Deutschland wie Dänemark erzählen das Gleiche. Za, 
anderswo ist noch viel mehr geschehen als bei uns. Sollte man 
wirklich glauben, einmal angenommen der vorige Zustand des däni­
sche» Scepters wäre ungcändcrt geblieben, aber die Kopenhagener 
Revolution hätte sich a l l e i n  auf freiheitliche Institutionen bezogen, 
der Herzog und die Schleswig-Holsteinische Kanzelei in den Her­
zogtümern weniger bewilligt haben als der Köni g  und die dänische 
Kanzelei in Kopenhagen? 1830 mag den Zweifelhaften belehren.

* * )  Ob es eine bloße Fiction sei, daß im Namen des Landesherrn die 
provisorische Regierung die Gewalt geführt und also unter ihm ge­
standen habe als oberste Regierungsbehörde, darüber würde cs nur 
einen denkbaren Beweis gegeben haben. Wenn nämlich unser Her­
zog, Dänemark verlassend, die Hcrzogthümcr betreten und er selbst 
allein mit der provisorischen Regierung und den Ständen oder der 
Landcsversammlung sich vernommen hätte über die nöhtigcn Gesetze, 
VerwaltungSmaßregeln :c. Freilich hätte dazu jener Luthermuth 
gehört, der nicht ans Solda'en und Kanonen, sondern auf den leben­
digen Gott traut und baut: „und ob auch so viel Teufel in Worms 
wären wie Ziegel auf den Dächern, so will ich doch hinein?" Mich
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Und wo fanden sie im allgemeinen bessere Gelegenheit zur Ver­
breitung als bei einem Volke, dessen Fürst in den Reihen seiner 
Feinde stand, das factisch ohne fürstliches Haupt war? dennoch 
gewannen sie keinen Boden. Man fragte sich wohl: wird es 
denn noch fünfzig Jahre währen, bis in ganz Deutschland die 
republikanische Staatsform herrscht? Man erklärte diese wohl 
für die beste, die vollkommene — aber die Gesundheit des Volkes 
überwand dergleichen Theorien; wir blieben auf dem Grunde 
und in dem Wege der constitutionellen Monarchie. Ja  viel­
mehr: w ir hielten daran fest, daß unser Monarch, unser Herzog, 
eine und dieselbe Person mit dem König von Dänemark sei, 
der seine Heere und Flotten gegen uns als Insurgenten, gegen 
Deutschland als seinen Feind entsandte. ,,Und dadurch eben, 
sagten Andere, hat er den Thron verwirkt, sich selbst des Thro­
nes verlustig erklärt, den Vertrag zerrissen, der ihn zum Herzog 
machte. Hatte er schon uns entbunden unserer Pflicht, da er 
der Revolution nachgebend sein eigen heilig gegebenes Wort 
vernichtete und unser Recht zerschnitt, so hat er jetzt seines Vol­
kes B lu t auf seinem Gewissen. Damit befleckt, belastet, wie 
kann er Herrscher sein?'' „J a , gesetzt, so hieß es weiter, wir 
wollten ihn zum Herrn behalten, wie kann Vertrauen, Zunei­
gung, Ehrerbietung bleiben und was ist cs für ein Jammer, 
ein Fürst, den sein Volk verachtet, haßt, beargwöhnt!" — Wer 
verkennt, wie viel Beifallswürdiges solche Reden dem na tü r­
lichen Menschen haben, welche Macht der Verlockung denselben 
inne wohnt bei Zeiten der Aufreizung gegen alles Hohe, jeden 
Vorzug unter den Menschen, namentlich gegen alle moralische 
Gewalt und ihre Inhaber, die Fürsten. Wahrlich, ich achte es 
für eine große Gnade Gottes, daß unser Volk im allgemeinen; 
wie viel auch solche Rede ging und umlies, nicht folgte, ertreme 
Schritte vermied, des Fürsten Recht ehrte, die Personalunion 
als unseres Landes heilige Pflicht erkannte und bestehen ließ. 
Das ist kein Sieg der Waffen, sondern ein Sieg der Gebete,

dünkt ein Fürst, ein Landcsvatcr sollte den wohl haben können zum
Heile seiner Landeskindcr.
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welche so viele fromme Christen, unserer S ach e  von Herzen zu, 
gethan, fü r unfern  Herzog und unser Volk täglich vor G ott  
brachten. Ach, wie w äre  es in dir geworden a rm es  Land, wenn dein 
K a m p f  nicht ein S t r e i t  der Gerechtigkeit, sondern eine tolle R e ­
volution gewesen w äre  und sich mit Weinen alle w ahre  J ü n g e r  
Christi von  derselben hätten abwenden müssen! S o  blieben w ir  
am  H a  use 'D a v i d ,  suchten uns  keinen Jerobeam .

Inzwischen setzte noch ein Umstand u n s  au f  eine harte 
P ro b e ,  l ieber Schleswig-Holstein w a r  ein Waffenstillstand ver­
hängt, (d e r  M a lm ö e r  vom 2 6 .  August) welchen die N a tio n a l ­
versam m lung  zu vernichten sich kaum enthielt, (den 5. und 
16. S e p te m b e r )  w ir  mit  tiefstem Schmerz a l s  bittere Frucht 
e ines gehemmten nutzlosen Kampfes ansahen. D ie  gemeinsame 
N egie rung  wird eingesetzt (2 2 .  O ctober) .  S i e  verfährt  nach 
ihrem Recht, w enn auch den Wünschen des Volkes entsprechend, 
gegen die dänischen Ansichten und des in denselben befangenen 
Landesfürsten E rw a r tu n g e n .  D ie  Hcrzogthümer haben alles ruhig 
angenommen, in würdevollem Gehorsam. S ic h ,  da versucht 
m an  von D änem ark  a u s  den Aufruhrszunder jener sogenannten 
Jmmediatcommission ins Land zu werfen, wider den V e r t ra g  
(2 2 .  S e p t e m b e r ) ;  und a ls  das  gänzlich mißlingt, wird unser 
Herzog dazu vermocht, soll ich sagen von seinen D änen  gezwun­
gen , gegen die inzwischen eingesetzte gemeinsame R eg ie rung ,  
welche von Frederik VII. selbst den Rechtstitel ihrer M a c h t  
empfing am  17. December eine verwahrende P roc lam at ion  zu 
erlassen, dieselbe für insurrectionell zu erklären. D a s  w aren  
aberm als  T a g e  heißer G efahr  für dich, mein V a te r lan d ,  ob du 
dennoch die T reue  bewahren würdest. Schleswig-Holstein  blieb 
treu. S e i n e s  angestammten Fürsten Recht glänzt ungetrübt. 
D a s  Dänenvolk ist unser Fe ind . Frederik VII. der Herzog, 
dem wir G ehorsam  leisten wollen in Allem, darin  er u n s  nicht 
zwingen will d a s  Unrecht Recht zu heißen, sein eigen W o r t  für 
eine schlechte Lüge zu erklären. D e r  Waffenstillstand läuft zu 
Ende. N euer Krieg. W i r  sahen T h a ien ,  T h a te n  von denen 
auch der I r re l ig iö se  preisend sagt:  mit u n s  ist G o t t  mit? seine
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Schaaren. Alle Hoffnung ist auf siegreichen Fortgang und glück­
liche Beendigung des Krieges.

Während dessen hat Deutschland abermals eine Wehklage. 
Sic haben keine Einigkeit gefunden die weisen Männer unserer 
Wahl. Als endlich man durch gegenseitige nicht eben lobens- 
werthe Verhandlungen und Zugeständnisse ein erträglich Flick­
wort einer Reich sverfaffung zusammcngebracht, da fehlt cs an 
dem Einverständnisse der Regierungen mit den Volksvertretern, 
mit der Centralgewalt, unter einander. Die Macht entscheidet; 
die Macht von Oben wie zuvor die von Unten. Wer die Macht 
hat, hat das Recht. Preußens Heere schützen den Thron und 
die octroyrte Verfassung; die Truppenmacht giebt Recht der 
Centralgewalt den Gehorsam aufznkündigen. Ungern hatten die 
Regierungen diesen kühnen Griff, diese Schöpfung der Volks- 
sonverainetät gut geheißeu, aber man hatte doch allerseits sie 
anerkannt. Jetzt werden, ohne den Willen der Centralgewalt 
und ihrer Minister, gegen den Willen der Nationalversammlung 
die österreichischen, die preußischen u. s. w. Abgeordneten heim­
gerufen. Waren das wirklich Abgeordnete der Regierungen? 
Konnten dieselben, da einmal gesetzlich die Ccntralgewalt be­
stand, ohne Zuthun dieser die unter Genehmigung der Regie­
rungen vom Volke erwählten Vertreter, erwählt sogar auf Grund 
eines Bundcstagsbeschlusses, abberufcn werden? Erleuchtete 
Staatsrechtslebrer verneinen das. Wenn nicht, so waren das 
ja Acte der Gewalt, die von Unten kommend Revolution wür­
den geheißen haben, von Oben her mit der Unvermeidlichkeit 
gerechtfertigt werden. Aber gesetzt diese Sprengung der Na­
tionalversammlung (mit der wir am wenigsten in ihrem letzten 
Wirken einverstanden sind) war nothwendig in Folge des in der­
selben waltenden Geistes, war damit auch die Ccntralgewalt 
aus Recht und Amt gesetzt? Nahmen wirklich bedingungsweise 
die Regierungen dieselbe an? Etwa auf so lange als die Na- 
tonalversanlmlung neben ihr bestehe? Oder hatte sie nicht Be­
fugnisse des Bundestags übernommen, und blieb daher das ein­
zige rechtmäßige Organ der Einheit Deutschlands? Die Reichs-
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den Truppen der meisten deutschen Länder und sieben Fürsten 
führten, unter ihrem Befehl. Preußen setzt sie vom Recht und 
erklärt, über Krieg und Frieden mit Dänemark allein verhandeln 
zu wollen. M it welchem Recht? Ungesetzlich; nach dem Recht 
des Starken.

Ein Waffenstillstand wird geschloffen, Friedenspräliminarien 
vereinbart. 60,000 Mann Reichstruppen ziehen —  wenn nach 
Jahrhunderten diese Geschichte erzählt wird, ich fürchte, sie wird 
das Liedlein und Lachen der Schulbuben sein - -  ohne etwas 
ansgcrichtet zu haben, als Besiegte ab. Denn mehr noch als 
Dänemark begehrt, erlangt cs; weniger als jene Antwort der 
Deputation verhieß, ist uns zugesagt. Deutschland unbesiegt, 
ja Sieger, vornehmlich durch unsere Schaaren, liegt überwunden 
zu Dänemarks Füßen; unser Recht, alle unsere heiligsten Güter, 
die wir in der Verbindung mit Schleswig seit Jahrhunderten 
besitzen, sind preisgegebcn, unser Gut umsonst vergeudet, unsrer 
Kinder Blut vergeblich geflossen. Und kaum durchglüht das 
Land zürnende Erbitterung über jene Schlacht von Friedcricia. 
Den Dänen bringt sie viel Verlust und wenig Ehre — aber 
man schreit bei uns: ,,5Bmath!" — Man knirscht argwöhnend: 
„hätte Preußen, hätte Deutschland ernstlich Krieg führen wollen 
— ein solcher Kampf wäre unmöglich gewesen. Ja, man hat 
es uns unmöglich machen wollen auf eigene Hand den Krieg 
fortzuführen.' '  Unsere Empfindungen sind nicht heißblütig, aber 
ernst mtb tief. Gerade in solche Stimmung fällt die Kunde 
von dem schmachvollen Waffenstillstand. Wenn jetzt die Demo­
kraten die Obmacht gewonnen, die Republik ausgerufen, mit 
blutgetaufter Anstrengung alle Kräfte des Landes aufgeboten 
hätten, wir dürften uns nach dem gewöhnlichen Lauf menschlicher 
Dinge eben nicht wundern. Mächtig wird auf der geistigen 
Arena gerungen, noch siegt Gesetz und Ordnung; legalen und 
lojalen Sinn bewährt aufs Neue unsere Sache als eine Sache 
des Rechtes, ja unseres Gottes.
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Was ich zuvor von Waffenstillstand geurthcilt, will ich 
begründen und daneben zeigen, wie völlig unausführbar dessen 
Stipulationen sind, denn eben diese Beschaffenheit desselben ver­
anlaßt den dritten Beweis, daß tief im ganzen Volk die Sa,l e 
wurzelt: die Verbindung der Herzogthümcr und ihre Selbstän­
digkeit.

Die Waffenstittstandsconvcntion enthält zunächst Friedens­
präliminarien. Artikel 1 desselben setzt fest: Schleswig soll mit 
Holstein nicht vereinigt, also völlig und in aller Beziehung von 
ihm getrennt sein, dagegen was seine gesetzgebende Gewalt und 
seine innere Verwaltung betrifft eine abgesonderte Verfassung 
erhalten, sofern nämlich und so weit dieselbe seiner politischen 
Verbindung mit der Krone Dänemark's nicht schadet.

W ill man nun aufrichtig und vernünftig das Gesetz ver­
stehen, so kann man nicht leugnen, dieser letztere Passus hebt 
alle wirkliche Selbständigkeit Schleswigs als souverainen Staa­
tes wieder auf, die man etwa ans dem ersten Alinea herausden­
ken könnte. Erster Satz in dem Staatsrechte Schleswigs ist 
also: Das Herzogthum ist in einer politischen Verbindung mit 
der Krone Dänemark; zweiter: dasselbe soll in inner« und eigenen 
Angelegenheiten sowohl der Gesetzgebung als Verwaltung eine 
abgesonderte Verfassung erhalten;

Dritter: es ist von Holstein völlig und in aller Beziehung 
getrennt.

Zwar setzt Art. 3 der Präliminarien die Aufrechthaltung 
der nicht politischen Bande der materiellen Interessen in Aus­
sicht, aber nur in so weit als dieselbe mit den drei obigen 
Sätzen und mit der Stellung Holsteins in dem deutschen Bim# 
desstaate verträglich wird befunden werden.

Man vergleiche setzt die Antwort an die Deputation vom 
24. März 1818. Da wird festgesetzt:
1 stens: Schleswig ist unzertrennlich mit Dänemark verbunden;

deshalb eine gemeinsame, freie Verfassung;
2tens: es soll provinzielle Selbständigkeit behalten, die durch

ausgedehnte provinzielle Institutionen, namentlich einen
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eigenen Landtag und besondere Verwaltungen kräftig 
geschirmt werden soll; (das kann doch nur heißen alle 
inner« und eigenen Angelegenheiten der Gesetzgebung 
und Verwaltung sind einer abgesonderten Verfassung 
übergeben)

3tens: es soll eine Union zwischen Holstein als deutschem
Bundesstaat einer und Schleswig- und Dänemark an­
dererseits bestehen, deren Bedingungen näher festgcstellt 
werden sollen.

Hier ist versprochen, was dort nur sehr bedingter Weise 
der Verhandlung offen gelassen ist. Ja, will man das Wort 
„Union-- irgend ehrlich, ans Grund der gegebenen Verhältnisse 
zur Ausführung bringen, noch mehr.

lieber Holstein setzt Art. 3 der Präliminarien fest, daß es 
nach einer näheren Verständigung zwischen den hohen contrahi- 
renden Theilen seine Stellung in dem deutschen Bunde erhalten 
soll in Folge der in diesem eintretendcn Veränderungen der Ver­
fassung; und daß S r. Mas. der König von Dänemark, Herzog 
von Holstein, diesem Herzogthum in kürzester Frist eine Reprä- 
sentativ-Verfaffnng ertheilen werde.

Ertheilen, also könnte es ähnlich gehen wie 1660 in Ko­
penhagen, wo die Majestät ertheilt, was mehr denn 50 Jahre 
das Licht der Welt scheut und am Ende einem Mißbrauch der 
Vollmacht und Betrug des Volkes gar zu ähnlich sieht. Doch 
wir wollen nicht so Arges denken noch fürchten. Aber cs ist 
mit dem Worte nicht vollkommen verträglich uns eine Verfassung 
zu ertheilen, die ein wenig beschließende hübsch viel berathende 
Macht den Ständen, dagegen der Majestät recht viel Beschluß 
und recht wenig Verbindlichkeit sich auf die Wünsche des Vol­
kes in seinen Vertretern einzulassen beilegt. Durch Schaden 
sind wir klug geworden. Man wolle uns nicht verargen, daß 
w ir auch den besten Willen des Herrschers lange nicht für stark 
genug halten, um nicht von dänischen Ansichten, Interessen oder 
Revolutionen inflnenzirt zu werden. Wie v i e l  mehr  hatte doch 
jene Antwort vom 24. März 1848 Holstein verheißen. Ein
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selbständiger deutscher Bundesstaat — eine wahrhaft freie Ver­
fassung auf Grundlage eines ausgedehnten Wahlrechts — Volks­
bewaffnung — Preßfreiheit — Associationsrecht — eigene Ne­
gierung — eigene Militairvcrfassung — eigene Finanzen. Jetzt 
hat man in dem allen in Kopenhagen hübsch freie Hand; es 
lassen sich fast immer Löcher finden. Gewiß, ich sage nicht, daß 
man dänischerseits Holstein nicht offen und ehrlich behandeln 
würde, nur das: dieser Art. 3 ist ein Gewand, in welcher jeder 
Leib paßt, der einem Manne zugehört.

Soll nach Art. 4 die Frage über die Erbfolge offen erhal­
ten werden, so kommt mir vor, da ist die Sache krank an einem 
offnen Schaden. Der giebt leicht ein fressend Gift. Was der 
König von Preußen uns verbürgt mit seinem Wort, die Erb­
folge im Mannsstamme, ist in Frage gestellt; worüber jene 
Antwort des Königs, unsers Herzogs, keine Andeutung enthielt, 
ist als eine Sache zweifelhafter Rechtsnatur, welche erst sub 
judicem gebracht werden sott, aufgefaßt Ob das ein Gewinn? 
Offenbar also scheint es: Dänemark giebt in diesen Prälimina­
rien weniger zu als in jener Antwort, die Herzogthümer haben 
mehr durch dieselben verloren, als jener Act ihnen entreißen 
sollte.

Und nun diese Stipulationen des Waffenstillstandes! Kaum 
begreiflich wie leichtfertig alles Preis gegeben ist, was im In ­
teresse der Herzogthümer liegt, um das der ganze Krieg geführt 
ward; ja, erstaunenswerth wie ohne alle nähere Kunde des Be­
stehenden darauf loS gefahren ist auf 6 Monate einen Zustand 
hervorzurufcn, der gradezu unmöglich ist, wenn nicht ein dcmge- 
mäßer Friede solchen Anfang krönt.

Wahrlich das Conseil der Krone Preußen konnte kaum ei­
nen glänzenderen Beweis geben, wie wenig Nevolutionaires die 
Geschichte der Herzogthümer erfüllt, als mit dem Vertrauen, 
daß eine solche Waffenstillstandsconvention nicht zu einer Revo­
lution führen, zwingen, mit Allgewalt hindrängen würde. Ein 
Volk mit seinen Obrigkeiten, zum Kampf gerüstet, tin Kriege 
bewährt, läßt doch nicht ein Erperiment auf 6 Monate mit sich
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anstelle», in welchem alle seine Einrichtungen und Lebensfäden  
zerschnitten werden -  ein E xperim ent, d a s ganz ein S p ie l  der 
L aune, der W illkühr ist, w enn m an nicht B ürgschaft hat, daß  
der F riede folge und ein F riede, den die H erzogthüm er, den  
D änem ark, den D eutschland in  seiner G esam m theit ann im m t, 
E u rop a  anerkennt und schützt. D em arkation slin ie , A u sein an d er­
setzung der Kosten, und w a s  dem anhängt, ist ganz irre levant. 
Art. 1 0  und 1 2  sind unser K reuz. W elch' eine Z usam m en­
setzung der L andesverw altung  die S c h le sw ig  regieren s o l l ! M a n  
gestatte m ir folgende W o rte  der S ch r ift  des S u perin tend en ten  
N ielsen  zu entnehm en: (M a ter ia lien  re. p ag . 8  u , 9 )  „ E in  
Kam m erherr a u s  dem Volke, w a s  m it S c h le s w ig -H o ls te in  seit 
M ä rz v .  I .  K rieg geführt und, nach der eigenen A eußerung  
seines K ö n ig s und dessen P ro c lam a tio n , noch keinen Frieden  
m it u n s  geschlossen hat, früher C abinetssecretair Christian VIII., 
gegen dessen offenen B r ie f  schon der deutsche B u n d  sich der H er­
zogthüm er glaubte annehm en zu müssen; sodann ein preußischer 
R eg iern n g s  - V icepräsident, endlich, im F a ll der M e in u n g sv e r ­
schiedenheit zwischen B e id en , ein englischer O brist, der bisher in  
H am burg lebte, die sollen die höchste G e w a lt  bei u n s in geist­
lichen und weltlichen D in gen  handhaben und zur A u sfü h ru ng  
ihrer B efeh le sind ihnen schwedische und preußische T ru p p en  
zur D isp o s itio n  gestellt. W ill, w ie u n s dabei zu M u th e ist, 
ein rechtschaffener D ä n e  u n s ganz nachfühlen können, so m ag  
er sich einen Augenblick vorstellen, eine W affenftillstandsconveu-  
tion zwischen S ch lesw ig -H o lste in  und e tw a  S ch w ed en  hätte am  
1 0 . J u l i  für einen T h eil von D änem ark , ohne daß dieses selber 
besiegt w a re , eine R eg ieru n g  eingesetzt, bestehend z. B .  a u s  e i ­
nem der bisherigen Sch lesw ig -H olste in isch en  D ep a rtem en tsch efs, 
einem  Präsidenten a n s  den S ch w ed en , a ls  die ja im vorigen  
J ah re den D ä n en  beistanden, so w ie  die P reu ß en  u n s , und  
endlich einem amerikanischen C onsul, da doch von  den Am erika­
nern einm al d a s  G erücht sagte (n u r  nicht m it eben so v ie l 
W a h r h e it) , daß sie für u n s w ä ren , w ie  die E ngländer a us  
S e ite n  D änem arks stehen. I n  den verschiedenen deutschen
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Staaten aber mag man, um ein gerechtes Gericht über uns zu 
richten, nicht verabsäumen, zu der Stunde, wo man es will, 
sich eine für das eigne Land auf diese Art componirte Regierung 
vorstellig zu machen.«

Und diese Landesverwaltnng soll im wohlverstandenen 
Interesse des Landes Gesetze, Verfügungen und Verwaltungs­
maßregeln aufheben oder beibehalten. Kennen Graf zu Eulen­
burg und Oberst Hodges, ja selbst Herr von Tillisch wirklich 
das Interesse des Landes genau genug um demgemäß zu ur- 
theilen? Und vor allem: verstehen sie w o h l ,  was im In te r­
esse des Landes ist, was nicht? WaS für die Zeit des Waffen­
stillstandes als solchen dem Lande dient, was nach etwa abge­
schlossenem, auf Grund der Präliminarien geschlossenen Frieden? 
Daß der Waffenstillstand mit Einschluß der Präliminarien noch 
kein Friede sei, ist einmal gewiß. Also auch daß die Trennung 
Schleswigs von Holstein noch nicht definitiv feststehe. Wie nun, 
wenn die Herren das Interesse des Landes wohl zu verstehen 
glaubten, wenn sie die Trennung schon anbahnten, anfingen ins 
Werk zu richten? D a s  haben sie gethan. Wenn sie sich 
nicht auf die zu einer bloßen Verwaltung nothwendigen Maß­
regeln glaubten beschränken zu müssen? D a s  ist nicht ge­
schehen. Sähe der Hr. Minister von Schleinitz nicht ein, daß 
es dann an allen Ecken und Enden Unordnung und Verwirrung 
für 6 Monate und 6 Wochen geben müße?

Gesunde Gedanken sind klar, wissen wohin sie zielen. 
Welches Ziel mag aber den Herren Unterhändlern, ja allen bei 
diesem Waffenstillstand Betheiligten vorgeschwebt haben? Der 
17. März 1848 ist terminus a quo die Gesetze, Verfügungen 
und Verwaltungsmaßregeln in dem Herzogthume Schleswig 
dürfen aufgehoben oder behalten werden. Also darf das Incor- 
porationspatent beibehalten werden und die gesetzlichen Bestim­
mungen der königlichen Entschließung vom 24. März 1848, ge­
gen welche die Erhebung geschah. Nicht aber darf aufgehoben 
werden die Schleswig-Holsteinische Regierung in Schleswig, die 
muß gemeinsam bleiben, nicht die Schleswig-Holsteinische Haupt-
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lasse in Rendsburg, in die muß aus beiden Herzogthümern alles 
Einkommen fließen; auch die gemeinsame Postverwaltung, deren 
Ursprung früher datirt; Schleswigs Rechtsstreite behalten ihre 
höchste Instanz bei dem Obcrappellati'onsgericht in K iel; — nur 
wenige Hauptpunkte genannt, von tausend ungezählten Gesetzen, 
Verfügungen und Verwaltungsmaßregeln, welche vor dem 
17. März 1848 erlassen, die Gemeinsamkeit und Verbindung 
der beiden Herzogtümer verkündeten und beschützten. Ohne de­
ren Aufhebung ist aber eine abgesonderte Verwaltung des Her­
zogthums Schleswigs auch nur auf einen Tag unmöglich. 
Arme Landesverwaltung, man legte Dich auf Kohlen, nicht auf 
Rosen, die trotz der Dornen mit Duft und Farbe erfreuen! 
Ueberdies ist der Landesverwaltung alle Macht der Legislative 
entzogen, -  und doch ist jede Aufhebung der seit dem 17. März 
1848 erlassenen Gesetze rc. ein Act der Legislation, sofern durch 
diese Aufhebung nicht blos ein Gesetz abrogirt, sondern ein an- 
tiquirtes soll in neuer Autorität restituirt werden. Denn es 
muß doch anerkannt werden, daß ein Gesetz, welches durch ein 
anderes späteres außer Kraft gesetzt worden ist, eben keine Ge­
setzkraft mehr hat, sondern nur durch einen Act der Legislation 
dieselbe wieder empfangen kann. Frederik der V II. könnte nach 
der früheren Verfassung durch die Schl.-Holst. Canzelei ein Pa­
tent erlassen: * alle seit dem 17. März erlassenen Gesetze rc. ha­
ben keine Gültigkeit, dagegen werden die früher geltenden von 
Neuem in Kraft gesetzt". Aber die Landesverwaltung kann das 
nicht, da während des Waffenstillstandes alle Gesetzgebung sus- 
pendirt bleiben soll, sse einzig und allein das Recht hat von den 
seit dem 17. März 1848 erlassenen Gesetzen rc. diejenigen auf» 
zitheben oder beizubehalten, welche dem wohlverstandenen In te r­
esse des Landes nicht entsprechen. Verwalten, das ist ihre Auf­
gabe, nur verwalten und Ordnung und Ruhe ausrecht erhalten. 
Mich dünkt, man hat recht, ohne Kunde der Verhältnisse, ohne 
klare und gesunde Gedanken vor der armen Landesverwaltung 
einen bodenlosen Abgrund oder ein Labyrinth aufgethan. Den 
Artikel 12 geben wir gern Preis, dieser eine beweist hinreichend,

6
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daß eine Verwaltung des Herzogthums Schleswig nach den 
Stipulationen der Waffeustillstandsconvention weder in dem 
Reiche des Gedankens noch der Wirklichkeit unter die möglichen 
Dinge gehört. Das Unmögliche kann nicht sein noch werden. 
So ist denn auch keine Verwaltung des Herzogthums Schles- 
wig durch die Convention entstanden, sondern ein Zustand voll­
ständiger Anarchie, nicht Ordnung wird von Oben her gehand- 
habt sondern immer entschiedener die Auflösung aller Ordnung 
gefördert. Wehe dem, der die Verantwortung für solche Dinge 
am jüngsten Tage vor dem Richter aller Welt tragen muß! 
Wehe denen, die ein treues, loyales Volk, das sind die Schles- 
wiger, durch solche Maßregeln an den Rand der Empörung, 
wilder Zerrissenheit, schändlicher Ercesse führen.

Eben diese Beschaffenheit der Waffenstillstandsconvention 
giebt derselben aber eine Bedeutung nicht blos in der Geschichte 
der Zeitereignisse, nein in der Geschichte der Sittlichkeit eines 
ganzen Volkes, eines ganzen Zeitalters, damit zugleich in der 
Geschichte des Reiches Gottes auf Erden. Eine tiefe Unflttlich- 
keit durchdringt das I8te Jahrhundert, die Zeit des entschiedenen 
Aufschwungs absoluter Herrschaft und absolutistischer Staatssor- 
men, darin, daß man den Begriff der Zweckmäßigkeit, des ge­
genseitigen Abkommens zum alleinherrschenden erhöhte. Recht 
und Rechtsbewußtsein eines Volkes waren unerhörte Sachen. 
Die Dynastie oder die Person des Herrschers ist das Subject 
alles Rechtes. Einem Volke muß es einerlei sein, ob es zu die­
sem oder jenem Reiche gehört, in dieser oder jener Verfassung 
lebt, wenn es mir gut, d. h. zur Förderung seiner materiellen 
Lebensinteressen regiert wird. Ob die Staaten aus den aller­
heterogensten Elementen zusammengesetzt sind, das macht nichts, 
wenn nur die Spitze, der Fürst und die höchsten Obrigkeiten, 
die Einheit repräsentiren. Diese Lehren tödten eben so wohl 
den Sinn für Legalität im Volke, den keine Legitimität aufwie­
gen kann, als sie die Individualität, die Persönlichkeit der Völ­
ker zernichten. Alle Sittlichkeit im Einzelleben beruht aber auf 
der individuellen Persönlichkeit, welche im höchsten Sinne eben
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nur ist das bestimmt ausgeprägte Sein Gottes, das Ebenbild 
Gottes in diesem, jenem Menschen. Nicht minder wird Sittlich­
keit im Leben der Völker zum Schatten, zum Phantom, wenn 
nicht das Volk, jedes Volk eine geschlossene Persönlichkeit dar­
stellt, ein Individuum. Das ist Grundanschauung des Wortes 
Gottes über Israel und die tdvnj (Völker der Heiden). Außer 
der herrschenden Mischung der Kräfte und dem Temperament, 
welche den Nationalcharacter ergeben, wird aber zur Bildung 
der Persönlichkeit eines Volkes das in demselben lebende, tiefbe­
gründete Rechtsbewußtsein von dem größten Gewicht sein. Ist 
es einem Volke gleichgültig, ob es heute von Napoleon, morgen 
von Alexander und dann von seinem Fürsten Friedrich Wilhelm 
regiert wird, ob es jetzt in dieser, jetzt in jener Form seiner 
Regiernng, jetzt unter diesen dann unter jenen Gesetzen steht, 
jetzt in dieser dann in jener näheren Gemeinschaft mit einem 
Nachbarlande nnd Volke, so ist das Volk keine sittliche Persönlich­
keit, sondern ein verfallnes, unsittliches, wie viele einzelne Fromme 
auch unter demselben leben können. Und das ist die Ursache 
zum Verfall des Völkerlebens der alten Welt geworden, das 
wird auch Europas Völker zerfressen trotz allen künstlichen 
Gleichgewichts der Staaten. Der Rechtssinn, das Rechtsbe­
wußtsein eines Volkes als ein Factor seiner Sittlichkeit ist auch 
der Boden seiner Christlichkeit, weil es in einem Volke keinen 
christlichen Volksgeist giebt und geben kann ohne eine festgegrün­
dete Gesetzlichkeit. Wo Gerechtigkeit und Friede in einem Lande 
sich küssen (P f. 85,11), da werden auch Güte und Treue ein- 
auder begegnen, da wird die Liebe wachsen können, welche ist 
des Gesetzes Erfüllung.

Die Landesverwaltnng nun mnßte an einem kleinen Puncte 
dies Rechtsbewußtsein zur Entscheidung bringen. Sei der Punkt 
noch so klein — Augen genug sind auf denselben gerichtet. Des­
halb kann der kleine Punct zu einem öog fioi nov o7m  werden, 
zu einem der Hebelpuncte, der die europäische Welt nicht aus 
den, sondern in die Angeln hebt, aus denen sie schmählich ver­
rückt und gewichen ist. Und, was uns zunächst bet Hauptsache

6 *
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ist, dam it wird unsre Landcssache die letzte P ro b e  bestehen; „be- 
steht sie diese, wie B a u m g a r te n  sagt, so h a t  sic gesiegt, so w e it  
überall eine S ache  a u f  Erden  den S ie g  gewinnen kann". E s  
ist aber diese P robe ,  die der Gewissen. I n  dieselbe sind gestellt 
zunächst die Beamten , dann  alle und jede B e w o h n e r  des Landes. 
D ie  Gewissensfrage hat zwei S e i t e n :  ist die L andesvcrw altung  
eine rechtmäßige B ehörde oder eine A nfruh rs reg ie rung  mit fac- 
tischer G e w a l t ,  nicht rechtlicher? u n d :  w enn  w ir  sie anzuerken­
nen durch die Umstände u n s  gezwungen sehen, bis wie w eit  
dürfen w ir ihren Geboten Gehorsam, ihren M aß re g e ln  U n te r­
stützung gewähren, worin  aber nicht? Beide F ragen  d rängen  
sich unvermeidlich einem Jeden  auf,  der alle seine H and lungen  
a u f  G o t t  zu beziehen und nicht nach Menschengebot, sondern 
nach G o t te s  Gesetz sein ganzes Verhalten zu regeln gewohnt 
ist; wie hinwiederum beide schon da müssen aufgeworfen w erden , 
wo m an  nicht blindlings, d a s  w a s  von O b e n  angeordnet w ird , 
a l s  d a s  Rechte und Gesetzliche anzunehmen sich übt. N u r  
w ird  d a s  Gewissen, welches beide F ra g e n  erregen, so viel schär­
fer und einschneidender sein bei denen, die a u s  dem W o r te  
G o t te s  leben, bei den wahren Christen, a l s  bei den bloö recht­
lichen Leuten.

Unsre S a ch e  ist seit dem 4. April  1 8 49  eine d e u t s c h e  
S a c h e  nicht eine p r e u ß i s c h e .  D ie  C eu tra lgew al t  ha t  bei je­
ner plötzlichen Wiederaufnahme des Krieges von S e i t e n  D ä n e ­
marks, durch Kündigung des M a lm ö e r  Waffenstillstandes, P r e u ­
ßen in eine veränderte S te l lu n g  zu dem Kriege gebracht. N u r  
a l s  ein T heil  von Deutschland, nicht a l s  selbständige M ach t  
führt P reußen  Krieg. D ie  ändern hiezu beorderten S t a a t e n  
ebenso. Ueber die Herzogthümer hat die deutsche C en tra lgew a l t  
eine S ta t tha l te rschaf t  eingesetzt, die rechtmäßige Obrigkeit der­
selben bis zum Frieden, es sei denn, daß die C en tra lgew alt  ein 
anderes bestimme. N u n  schließt P reußen  einseitig egten Waffen­
stillstand, gegen den die C eu tra lgew alt  protestirt ,  an  dem erst 
nachträglich sich die übrigen kriegführenden deutschen Regierungen 
betheiligen durch ausdrücklichen B eitr i tt  oder factische Anerken-
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uung bei eingelegtem Protest gegen die Rechtskraft desselben. 
Die Statthalterschaft, unsre rechtmäßige Obrigkeit, ist nicht ge­
fragt; es hat sich keine Form  finden w o lle n , unter 
welcher die rechtmäßige O b rig ke it eines Landes, w e l­
ches und um dessentw illen  man den K rie g  fü h r t bei 
den V e rhand lungen  konnte zugelassen werden. Diese 
erkennt den Wassenstillstand nicht an, räumt Preußen gar nicht 
das Recht ein denselben zu schließen. Auf solche Weise wird 
die Landesverwaltung geschaffen, ins Amt gesetzt, nachdem die 
rechtmäßige Obrigkeit erklärt hat der Gewalt weichen zu wollen, 
gleich wie die Centralgcwalt. Wer Wahrheit will, muß es ein­
gestehen: die Landesverwaltung ruht lediglich auf Macht nicht 
auf Recht, und wenn das, so ist sie eine Aufruhrsregierung, 
sie mag Herkommen, woher sse w ill. Nicht der Weg von Unten 
oder von Oben, sondern die Art und Weise des Geschehens 
characterisirt den Aufruhr. Ist es hiernach gewiß, daß die Lan­
desverwaltung nicht die rechtmäßige Obrigkeit in Schleswig ist, 
so darf kein Christ, ja kein Mensch (ich erinnere an das na<sa 

fvxy Röm. 13) ihr Gehorchen, um des Gewissens willen nicht, 
es sei denn, daß es unmöglich geworden seiner rechtmäßigen 
Obrigkeit Gehorsam zu leisten, oder weil nur so die Anarchie 
vermieden werden mag. Jede Obrigkeit ist besser als vollstän­
dige Anarchie. Als die Statthalterschaft sich nach Kiel zurück­
zog. sich vor der Nothwendigkeit beugte, auf Holstein factisch 
sich beschränkte, da war es den Schleswigcr Brüdern nicht 
mehr möglich derselben zu gehorchen, sie mußten der Landesver­
waltung zu gehorsamen bereit sein, damit eine Ordnung be­
stehen könne. Indessen waren sie durch diese erste Antwort nicht 
befreit. Schon bei den Gesetzen und Anordnungen der recht­
mäßigen Obrigkeit muß der Christ prüfen, urtheilen, unter­
scheiden. Und dreifach ist seine demgemäße Stellung. Die ei­
nen Auslassungen der höchsten Gewalt findet er völlig im Rechte 
begründet unv stimmt ihnen unbedingt zu, er ist gehorsam nicht 
um des Zornes sondern um des Gewissens willen; die ändern 
hält er für mehr oder weniger unrecht, aber er darf und muß
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sich um des Ganzen willen fügen, er leidet das vermeintliche 
Unrecht um des Gewissens willen so aut wie der Macht wegen, 
die dem Gebot zur Seite sieht; den dritten aber darf er sich 
nicht unterwerfen, weil sie ihn gegen Gott stellen würden, er 
durch deren Annahme und Befolgung ein böses Gewissen haben, 
Menschn mehr gehorchen würde als Gott. Fälschlich versteht 
man dieses Letztere gemeinhin von demjenigen, was die Predigt 
des Evangeliums die Ausübung der Religionspflichten hindert. 
Wie es öfter Fälle geben kann, in denen es Recht ist, das in 
dieser Beziehung göttlich Gebotene zeitweilig aus Gehorsam ge­
gen die Obrigkeit zu lassen (ich erinnere an die Verordnnng v. 
13. Februar 1741 wegen der Erbauungsstunden u. dgl. m.), so 
giebt es umgekehrt viele Dinge, die auch ohne unmittelbaren 
Bezug auf Gottes Wort und Religion entschieden gegen Gott 
streiten, weil sie den Zustand eines Volkes deterioriren, indem sie 
ihm sein Rechtsbewußtsein, seine Legalität zernichten. Gegen 
diese muß sich ein Christ stemmen, so viel er kann, darf nicht 
gehorchen um des Gewissens willen.

Hatten nun im März 1848 und weiter alle Beamte in 
Schleswig, geistlichen und weltlichen Standes, der Erhebung 
Schleswig - Holsteins für seine unzertrennliche Verbindung ihre 
Zustimmung ausdrücklich oder stillschweigend ertheilt, die einen 
um des Rechtes, die ändern um Gottes und des Gewissens 
willen (ich urtheile nicht: ob etliche blos des Nutzens und der 
Bequemlichkeit wegen) so standen sie jetzt in der Alternative: 
entweder mußten sie alle den Anordnungen und Maßregeln 
der Landesverwaltung Mitwirkung und Gehorsam versagen, 
welche auf eine Trennung Schleswigs von Holstein hinzielen 
könnten, offen und rund heraus, oder  sie mußten ihr voraufge­
gangenes Thun als Sünde erkennen, ernstliche Buße thun nicht 
nur im Kämmerlein sondern auch öffentlich. Ein Drittes giebt 
es nicht. Rückhalte, Winkelzüge bestehen nicht vor Christi kla­
rem Angesicht und dem Hellen Lichte seines Evangel«, Wäre es 
wahr, was man erzählt, daß dem Könige von Preußen gläu­
bige Christen eingeredet haben, die Unterstützung unserer Sache
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sei Sünde und sie haben ihm nicht zugleich Buße vor den Augen 
Europas durch offene Erklärung und vollständige Lossagung von 
uns auferlegt, so wäre das wahrlich eine tiefe Schmach für Christum, 
unfern Herrn und eine Schande seinem Evangelio. Entweder 
— oder, so stand es auch für Jeden im Volke, der Christi Jün­
ger sein will und zuvor stillschweigend oder ausdrücklich in den 
Rath der Erhebung und des Krieges gegen Dänemark einge- 
ftimmt hatte.

In  dies Entweder — oder sind wir getrosten Muthes em# 
getreten, die Schleswiger Geistlichkeit (sehr Wenige ausgenom­
men) voran — dann die weltlichen Beamten in Schleswig von 
den Höchsten bis unten hin — dann die Gesammtheit der Ge­
meinden Christi, der Unterthanen aller Stände. Und die ge­
dämmte Geistlichkeit Holsteins hat das Verhalten ihrer Amts­
brüder, des ganzen Volkes in Schleswig im Ganzen genommen, 
gut geheißen. Mögen Manche sein, die nur in der Gemein­
schaft Muth hatten und Ueberzeugung gewannen, die aber ver­
einzelt, wenn es sich um Brod und Lebensglück handelt, leicht 
umkehren, oder wenn die öffentliche Meinung Umschlagen feilte, 
auch sich ändern würden, (wie denn Viele ihre nunmehrige An­
schauung der Dinge erst seit dem Frühjahr 1848 datiren oder 
noch später) so bleiben noch genug Säulen, die kein Wind und 
Wetter beugt, die auf Gott sehen und ihr Gewissen, und mit 
ihrem Herrn im Gebet gerungen haben aufs Blut, bis sie zu 
der gewissen Entscheidung kamen, wir dürfen nicht anders, denn 
es ist nicht geratheu etwas wider das Gewissen zu thun.

Hier sei mir eine Digression erlaubt. Man hat gesagt, 
und mit viel scheinbarem Rechte, auf denselben Grund des Ge­
wissens werden sich die gläubigen Christen in Dänemark berufen, 
wenn sie sich gegen Euch erklären und alles thun, was in ihren 
Kräften steht vor Gott und bei den Menschen um Eure Sache 
zu Nichte zu machen. Wer hat nun Recht? Sie oder Jbr? 
Antwort: Wir beide, sie von ihrem, wir von unserem Standpuucte 
aus. Der Dänen Kampf gegen die Herzogtümer ist, wie oben 
nachgewiesen, wirklich ein nationaler, in welchem gewiß Viele
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aufrichtig das Recht auf ihrer Seite wähneu. Sind sie um 
des Gewissens willen gegen uns, so beweisen sie nur, daß ein 
Bewußtsein von Dänemarks Forderungen und Ansprüchen das 
Volk durchdrungen hat. Umgekehrt ist aber auch durch die unblutige 
Gewissensfrage es unwidersprechlich dargethan, daß die Ver­
bindung der Herzogthümer und ihre Selbständigkeit eine Sache 
ist, die tief das ganze Volk durchdrungen und ein unaustilglich, 
unüberwindlich Bewußtsein von dem, was ihm das Rechte ist, 
ln demselben erweckt hat. Heilige Güter, welche Normen der 
ganzen Existenz abgeben, Besitzthümer von Gott, die mit dem 
Leben eines Volkes verwachsen sind, vermögen nur einen solchen 
Stand der Gewissen hervorzurufen wie in Schleswig. Getrost 
kann man behaupten, wo die Landesversammlung in allem 
willigen Gehorsam findet, da .herrscht Unentschiedenheit, Egois­
mus oder Hinneigung zu den dänischen Ansichten und Interessen. 
Wo und soweit den auf Trennung Schleswigs abzielenden 
Maßregeln widerstrebt wird, da und so weit gilt bewußt die 
Verbindung der Herzogthümer und ihre Selbständigkeit als ein 
Kampfpreis, um den Nichts zu theuer ist. Und bemerkenswert 
ist es hier, wie die Sache steht. Graf zu Eulenburg soll ge­
klagt haben: Der Landesverwaltung stehen nur die Indifferen­
ten und die Schlechten zu Gebote, alle Gesinnungstüchtigen oder 
die Besten alle wären auf Schleswig-Holsteinischer Seite. Ob 
so geklagt oder nicht, das Wort ist wahr. M it wenigen, sehr 
wenigen ehrenwerthen Ausnahmen ist das Personal, über welches 
die Landesverwaltung verfügt, ein hübscher Kranz aus allerlei 
Unkraut Schleswig-Holsteins, das wuchernd zu wurzeln sucht; 
cs möchte bei der Friedensarbeit ausgereutet werden. Wahr 
auch das: Gehorsam findet in allen ihren Maßregeln die Lan­
desverwaltung bis zur Grenze Jütlands nur,  wo Dauismus 
oder strenger Sleswicismus walten.

Denn leider hat die Landesverwaltung, wie es bei dänisch 
Disponirten und des Landes völlig Unkundigen natürlich war, 
nichts eifriger betrieben als dasjenige, worin die Trennung zu 
Tage kommt. Ganz das vermeiden war unmöglich; zu Eon-
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fticten mußte es kommen, wie einmal die Commission gestellt 
war. Selbst wenn die Statthalterschaft und das Land den 
Waffenstillstand anerkannt hätten, wäre das nicht anders mög­
lich; denn unter wem sollten nun alle gemeinsamen Behörden,
die Schl.-Holst. Regierung rc., welche nicht aufgehoben waren, 
stehen? Sie konnten doch nicht von beiden Seiten Befehle an- 
nehmen und ausführen. Aber so rein als möglich sich auf die 
Verwaltung beschränken, so wenig wie möglich hervortretcn 
lassen, was in Aussicht stehe, wenn die Präliminarien zum Frie- 
deu führen sollten, das mogte geschehen; und dabei mit strengem 
Ernst allen Ercesscn wehren, die zunächst und vorzugsweise von 
den Dänen und der dänischen Parthei ausgehen, das war schon 
möglich. Dieses ist unterlassen, jenes nicht beachtet. Wir kla­
gen Gott die Unordnungen, die wüste Wirthschaft, die Frevel
unter den Augen der Landesverwaltung. Ruhe und Einigkeit,
ja ein gehobenes Dasein durch die Vereinigung Aller auf ein 
Ziel hin, die Gemeinsamkeit der Leiden und der Opfer, wo die 
Landesverwaltung machtlos ist, nur quält mit Erecutionstruppen 
und Wardirungen. Dagegen Anarchie, wo sie einigen Einfluß 
übt, weil Dänen und dänisch Gesinnte sich mit deutschen Ele­
menten mischen. So in Flensburg vor allem. Dem Aehnliches 
ist nicht geschehen unter den drei Regierungen seit dem 24. März. 
Nur Einiges gefragt: warum strafte man die Frevel an den 
Düppeler Schanzen nicht? warum hielt man die neugeschaffnen < 
Obrigkeiten nicht an, dem Obergerichte zu gehorsamen 1 Warum 
konnte die Fürbitte nicht bleiben? wozu sollte die Proclamation 
des Königs von Dänemark publicirt werden? und tausend Dinge 
mehr, die den unwidersprechlichen Beweis geben, Graf zu Eulen- 
burg und Herr v. Tillisch, sammt Oberst Hodges fassen ihre 
Aufgabe in Gemäßheit des Schreibens auf, mit welchem Graf 
zu Brandenburg die Statthalterschaft beehrte: die Trennung ist 
ein Factum, nur wird man sich bemühen, so weit es practisch 
möglich ist, die Bande der materiellen Interessen zu erhalten.

Hat in dem allen nun die Revolution Triumphe gefeiert? 
Mir scheint nur Verblendete und Unkundige können so urtheilen.
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W er die Geschichten, Principien und W orte  der heiligen S chrift 
beherzigt, eingehend erw ägt, nimmermehr. W ir  sind noch weit 
entfernt von dem, w as der H err dem Jo ja d a  gut hieß, dem 
Jeh u  auflegte, dem Volke der 10 S täm m e selbst durch Je ro -  
beams S a lb u n g  bereitete. W ir stehen eben der Landesverw al­
tung gegenüber auf Rom. X III.; denn unsre Obrigkeit, von 
G o tt verordnet, ist die S tatthalterschaft, von Rechts wegen und 
von G ottes Gnaden. N ur in einem Falle würden die Herzog- 
thümer entschieden gegen G o tt streiten. W enn es des H errn  
W ille w äre, daß w ir uns freiwillig der über uns kommenden 
G ew alt der D änen a ls  einem Gerichte G ottes unterwerfen soll­
ten, wie J u d a  und Zedekia dem Nebukadnezar und der C hal­
däer M acht. Doch, wo ist der Jerem ia , der das im Nam en 
des H errn  uns verkündet? W ir Wissens nicht, haben kein An­
zeichen, so glauben w ir es auch nicht. W ie w ir G o tt fragen, 
erhalten w ir andere Antwort. W ohl wissen w ir und bekennen
es demüthig: wie nt allem Menschenwerk S ünde, so in unserm
T h u n  mannichfaltige I r ru n g  und viel Süudigens. Auch das 
gestehen w ir, daß großer Ernst täglicher B uße für uns und un­
ser Volk nur uns zu reinigen vermag von allem anklebenden
E go ism u s und H aß und falscher Feindseligkeit. Nicht minder 
halten w ir fest daran, die Gebete der Gläubigen sind unsre 
W ehr und unsres Rechtes Schirm . J e  fester w ir aber davon 
durchdrungen sind, desto klarer und unbefangener können w ir 
auch dem Kriege in sein Angesicht schauen. Gerechte Kriege 
sind G o ttes Sache. S ollte  unser Krieg zum dritten M ale  un­
vermeidlich sein, so wird der K am pf um destomehr unseres G ot­
tes sein, je mehr aus dem Gewissen und ihrer Noth die Seufzer, 
die den T hron  des Allmächtigen umringen, geboren worden sind 
in unserm ganzen Volk. D ann  haben ihrer W enige schon T a u ­
fende gejagt. W ir  fürchten nicht der D änen größere Z ah l, noch 
ihrer Schiffe Uebermacht.

D a s  nur ist unsre ernste S o rg e , bittre Furcht. D ie Z u­
stände sind durchaus unleidlich, welche die D iplom atie geschaffen 
hat. Willkommnere Handhabe konnte der Dem okratie nicht ge-
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boten werden. Der zweimalige Kampf, trotz aller Anstrengun­
gen, Macht, Tapferkeit und Erfolge, so kümmerlichen Ausgan­
ges — wer trägt davon die Schuld? fragt man. „Die Fürsten 
allein, die Diplomaten. Sie halten zu Dänemark, denn Schles­
wig-Holsteins Sache ist eine Sache des Volkes nicht der Fürsten. 
So spricht man und soll es den weniger Kundigen verdacht 
werden, daß sie solchen Worten Glauben schenken. Und wie 
eine Lawine wächst demokratischer Sinn, Neigung zur Republik, 
zur demokratischen Republik unter Bürger und Landmann. Wer 
soll dann die Schuld haben, daß ein im besten Sinne des Wor­
tes echt monarchisches Volk dem Schwindel republikanischer 
Ideen anheimfällt? Schleswig-Holstein wälzt getrost die Last 
auf andre Schultern. Es hat aufrichtig nur sein Recht gewollt, 
den Frieden gewünscht; aber eben so entschieden einen vollen 
und ganzen Krieg, als Krieg die Losung war. O, gebt uns 
einen Frieden der leidlich ist, nicht alle Fäden unsres Lebens 
zerreißt, nicht unsre Gewissen allzusehr beschwert! Es ist nicht 
wohlgethan ein Land in unablässiger Spannung erhalten. Das 
verdirbt auch die edelsten Kräfte. Können Preußen, Sachsen 
u. s. w. sich nicht der demokratischen Organisation erwehren, 
die wie ein Netz sie überzieht, was soll bei uns werden, wenn 
es so fortgeht mit halben oder unerträglichen Zuständen der 
Trübsal und Spannung?! Die Geduld reißt endlich — der 
Most schäumt über — das Maß wird mehr als voll gerüttelt. 
Abgesehen von dem gesunden, nüchternen Sinn unseres Volkes 
liegt das Gegengewicht bis daher in dem Zusammenhalten aller 
Stände. Die Einigkeit der Gesammtheit verhindert das Ertreme. 
Auf wie lange? Und dann?

Damit würde ich schließen, läge mir nicht noch dreierlei 
auf dem Herzen, das ich gut halte auszusprechen. Von der 
einen Seite ruft man den gläubigen Christen insbesondere den 
Predigern zu, was ziehet ihr an demselben Joch mit den Un­
gläubigen'! Eure Verbindung mit diesen Umsturzmännern der 
Demokratie entehrt Euch und Eure Sache. Von der ändern 
rühmt man sich unter den Demokraten: Baumgarten zählen wir
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zu ben Unfern und gleich ihm manchen gläubigen Christen und 
Prediger; ja man benutzt seine Schriften in den Wirthshäusern 
um nach den angegebenen Schrift stellen die Lehren der Volks- 
souverainetat, des Umsturzes zu verbreiten als göttliche Wahr­
heit. Dagegen sind manche Prediger in der Wahnhoffnung be­
fangen als möge ihre Stellung in und zn der Lanbesfachc der 
Predigt des Evangeliums neue Bahnen schaffen, dem Reiche 
Gottes rechten Gewinn bringen. So gewiß dem Herrn Christo 
schließlich alles zur Ausführung des ewigen Gnadenraths dienen 
muß, eben so entschieden dürfen w ir doch nie unsre Hoffnung 
auf etwas anders richten als auf das Wort und den Geist un­
seres Gottes.

Je entschiedener w ir dies jederzeit verkünden und mit diesem 
die ungöttliche Welt strafen, desto mehr wird sich Feindschaft 
erheben gegen Gottes Reich. W ir dürfen aber in unserer Zeit 
durchaus nicht die Augen schließen vor der tiefen Macht der 
Finsterniß, welche allenthalben herrschend ist. Auch daS Be­
wußtsein des Rechtes, sofern es nicht ans Gott gegründet ist, 
wird an sich nicht bienen Christo eine Bahn zu machen. W ir 
müssen vielmehr ernstlich beten, daß Selbstgefühl nicht Hochrnuth, 
Rechtsbewußtsein nicht Selbstgerechtigkeit in unferm Volke noch 
in höherem Grade erzeuge. Vom Glauben an das allgemeine 
Walten Gottes ist oft ein weiterer Weg zu Christo dem Gekreu­
zigten und Auferstandenen, als von Zweifeln und entschiedenen 
Unglauben. Was ferner jene Vorwürfe und diesen Ruhm be­
trifft, so dürfen beide uns nicht bewegen zu verkennen, wieviele 
edle Männer aus bester Ueberzeugung demokratischen Ansichten 
huldigen und die Republik für das Ziel der staatlichen Entwicke­
lung halten. Diese wollen ihre Ueberzengnngen auf legalem 
Wege zur Herrschaft bringen; sie suchen bei Achtung entgegen* 
stehender Ansichten und Bestrebungen int Wege der Belehrung 
ihrem Systeme Bahn zu brechen. Aber neben ihnen geht die 
beträchtliche Schaar derer, welche nur von dem Umsturz Heil 
erwarten und zu allen äußersten Thaten jederzeit fähig sind, weil 
ihr Gewissen ihnen alles Mögliche zuläßt, wenn es nur zweck-



93

dienlich und klug w äre. V o n  diesen müssen w ir  u n s entschieden 
lo s s a g e n ;  auch w enn  in  unserer Laudessache e in  S treb en  u n s  
scheinbar vereint, so d arf es ihnen so w enig  a ls  irgend J em a n ­
den verborgen bleiben oder zw eifelhaft sein, daß w ir  von ihnen  
ganz geschieden sind nach der innersten G esinnung, m it der w ir  
auch d a s  R echt unseres Landes vertheidigen. I s t  d a s  erkannt, 
dann m ag  m an  u n s verdam m en oder loben, w ir  stehen mit um  
serm G ew issen unter unseres G o ttes Licht und ssnb getrost.

E in en  V o rw u rf habe ich noch gar nicht berührt, der be­
sonders tu D änem ark  u n s oft entgegengehalten w ird : » E uer  
E id , den I h r  dem K ön ig  Frederik VII. geschworen und gebro­
chen habt" . D e r  H o m a gia le id , E id  der T reu e , den w ir  B ea m te  
geistlichen und weltlichen S ta n d e s  ablegen m ußten, w enn w ir  
in s  A m t treten w o llten , lautet, w ie fo lg t:

D em n ach  der Allerdurchlauchtigste, Großm ächtigste Fürst 
und H err  H err Ehristian VIII., m ein allergnödigster Erbkönig 
und H e rr , mich N . N . allergnädigst bestellt und angenom m en;  
so gelobe und verpflichte ich mich, I h r o  K ö n ig l. M a j  Nutzen  
und B este s  zu befördern, S ch ad en  und Nachtheil aber nach ä u ­
ßerstem V erm ögen  zu hindern und abzuw enden; insonderheit aber 
nach allen  K räften und V erm ögen darüber zu sein, dam it Ih r o  
K ö n ig l. M a j . absolutum  dominium, S o u v e r a in itä t  und E rbgc- 
rechtigkeit über I h r o  Königliche M ajestät Reiche und Lande un ­
veränderlich erhalten und a u f I h r o  K ön ig l. M a j . rechtmäßige 
E rbsuccessores fortgepflanzt w erd e; dabei ich denn Leib, G u t  
und B lu t  aufzusetzen w ill schuldig und gehalten feilt. I c h  w ill 
nicht gestatten oder zulassen, daß J em a n d , w er der auch sein 
möchte, daw ider einigerm aßen heimlich oder öffentlich e tw a s G e ­
fährliches vornehm e, rede oder handle, sondern, dafern derglei­
chen w ider V erhoffen sich e tw a s  begeben und zu m einer N otice  
kommen sollte, mich denselben sofort nicht allein ungescheut w i­
dersetzen. sondern auch I h r o  K ön ig l. M a j . solches allerunterthänigst 
zu erkennen geben. W a s  ich in E rfahrung bringe, und verschwiegen  
soll gehalten w erden, w ill ich nim m er offenbaren. I n  dem mir anbe- 
traueten Am te w ill ich mich nach m einer B esta llun g  sow ohl a ls  Ih r o
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Köm'gl. M a j. O rd res  und Befehle, so allbereits ergangen oder noch 
ergehen werden, allerunterthänigst richten und verhalten, auch sonst 
mich solchergestalt (comportiren und) betragen, wie es einem ehrlie- 
benden und getreuen - - - und Diener gebührt und wohl ansteht. 
S o  w ahr m ir G o tt helfe und sein heiliges W ort. Geschehen zu rc.

Dieses F orm ular ist erlassen Christiansborg den 5. F ebruar 
1742, sammt dem Befehl zur Ablegung dieses Eides der Treue. 
E s  w a r die Zeit, a ls  man die Früchte der sogenannten H uldi­
gung Schlesw igs vom J a h re  1721 ausbeuten wollte. W ie 
nicht zu leugnen ist, daß dam als schon die dänische Anmaßung 
auf Schlesw ig auf dänischer S e ite  jedoch versteckter und heimli­
cher Weise in der Huldigungsform el ausgesprochen w ar (B au m - 
garten ), so kann man eben so wenig in Abrede sein, daß diese 
Eidesform el auch die Theile des Reiches Dänemark in die Fesseln 
des Königsgesetzes schlagen sollte, wo man dasselbe nicht a!6 
Gesetz zu promulgiren und anzuwenden wagte. E s  w ar im 
allgemeinen die Zeit, a ls man mit Eiden an die Person der 
Obrigkeit in absolutistischer Weise die Unterthanen binden wollte, 
um alles Recht aus der B reite  des Volkes in die Einheit seiner 
Spitze zu legen. Z u  derselben Zeit ungefähr versuchte man in 
dem Freistaate Lübeck den E id  der Treue zu modeln. S ch w ur 
man zuvor die Unterthanentrcue "dem R athe  u n d dieser S ta d t"  
so hieß es plötzlich: «dem R athe dieser S ta d t."  H ier entstand 
sofort lebhafte Aufregung und entschiedener W iderspruch; die 
alte Form el w ard restituirt. Und wie "die V ertreter des her­
zoglichen Schlesw igs ihre Nachkommen einen wesentlichen Dienst 
erwiesen haben würden, wenn sie sich dam als bei ihrem Eide 
gegen einen möglichen Uebergriff verw ahrt hätten" (B aum garten), 
so ist es au f das Tiefste zu beklagen, daß gegen unser Eides- 
form ular nicht augenblicklich oder zu jeder folgenden Zeit um 
des Gewissens willen entschiedener, offener Protest von allen B e­
amteten und Aspiranten zum Amte eingelegt worden ist. M u th , 
Freim uth, W ahrheit, gewissenhafte Entschiedenheit sind der beste 
Dienst, den jederzeit der U nterthan seiner Obrigkeit leisten kann, 
wie wenig angenehm und willkommen sie oft sein mögen.
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Genau genommen: wer kann den Eid halten, wer hat das 
auch nur wolle» können, ohne sich grober Unsittlichkeit schuldig 
zu machen? Schon längst herrschen darum gegen Ablegung 
desselben große Gewissensbedenken bei Geistlichen und Weltlichen.

Wurden sie vor den Behörden von dem Einzelnen zur 
Sprache gebracht, so hieß es: „man muß cum gamo salis den­
selben verstehen«, und demgemäß ward nun interpretirt. Bis 
zum Throne sind mehrfach diese Bedenken gebracht, die Antwort 
war ausweichend. Die Meisten gaben sich folgendem Ratfonne- 
ment hin: Erbköm'g und Herr ist eben Titel. Herzog zu Schles­
wig und Holstein ist das Amt der Obrigkeit, dem ich zur Treue 
mich verpflichte. Hieselbst besteht nun zwar kein absolutum do­
minium, aber doch eine Erbgerechtigkeit. Jenes verpflichte ich 
mich anzuerkennen und zu schützen, so weit es der Majestät bei­
kömmt, dieses nicht minder für die rechtmäßigen Erbjuccessoren. 
Wie mir Rechte zu beschwören, die nicht vorhanden sind, von 
meinem Fürsten nicht kann angemuthet werden (das darf ich von 
ihm nimmer annehmen), so kann er auch in meinem Eide nicht 
mehr sehen und finden als Gelobung der Treue gegen alle ihm 
von Gottes- und Rechtswegen zukommenden Regentenrechte. So 
beruhigte man sich im allgemeinen als die Zeit rein passiven Ge­
horsams, der sittlichen Indifferenz gegen solche Dinge vorüber­
ging und die Gewissen in Unruhe erwachten. Ach, wie viel 
besser, hätte man nie geschwiegen, frei und offen geredet, um 
des Gewissens willen. Die Zeiten waren andere. Tempora 
mutantur et nos mutamur in ill is. Aber das darf behauptet 
werden, es bestand ein stillschweigendes Compromis zwischen dem 
Thron, den Behörden und denjenigen, welche dm Eid leisteten, 
daß er in den Herzogtümern nicht in seiner buchstäblichen Strenge 
und im ganzen Umfang seiner Bestimmungen aufzufassen sei.

Und könnte man nicht versucht sein, dem beizupflichten, 
was neulich ein Geistlicher aus einem Nachbarlande äußerte: 
wenn ich einen Unrechten Eid geschworen habe und komme dar­
nach zur Einsicht in das Unrecht, so kann er mich nicht nur 
nicht binden, sondern ich bin verpflichtet ihn nicht zu halten
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(unwillkührlicb fällt mir Herodes ein), nur daß ich offen und 
wahr dabei zu Werke gehe. Wie nun, wenn eben die der De­
putation gegebene Antwort uns völlig offenbart hätte, wozu 
man dänischerseits den abgelegten Eid der Treue könnte miß­
brauchen wollen, nämlich um das Recht der Herzogthümer auf 
den Kopf zu stellen; dann wäre unsre Erhebung die offene und 
wahre Erklärung, daß unser Eid ein Unrecht enthalten habe, 
das wir zurücknehmen, um nicht zwiefältig zu sündigen.

Indessen kommen eben bei der Erhebung zwei besondere 
Umstände in Betracht, die ich abermals unter die merkwürdigen 
Fügungen Gottes zu zählen mich berechtigt halte. Am 20sten 
Januar 1848 erschien die Königliche Urkunde, wodurch die 
Thronbesteigung Frederik des Siebenten bekannt gemacht und 
befohlen wird, daß alle öffentlichen Geschäfte nach den allergnä­
digst vorgeschriebenen Regeln ihren ununterbrochenen Fortgang 
haben sollen für die Herzogthümer Schleswig und Holstein. 
Da heißt es nun: „Im  Uebrigen ist es Unser Wille, daß
alle öffentlichen Geschäfte ihren ununterbrochenen Fortgang in 
Uebereinstimmung mit den vorgeschriebenen Regeln haben, und 
daß alle von dem Hochseligen König bestellten und bestätigten 
Beamten ihre Amtsverrichtungen bis weiter auf den von ihnen 
früher geleisteten Eid der Treue fortsetzen sollen." Eine Eides­
leistung an Frederik ben V II. ist offenbar in diesen Worten Vor­
behalten, wir haben ihm persönlich nicht als unfern Her­
zog oder Erbkönige und Herrn die Treue geschworen (meines 
Wissens kein einziger Beamte) sondern sind ihm durch unfern 
frühern Eid nur verpflichtet als einem rechtmäßigen Erbsucccffor 
Christian des V III., denn nur als auf solchen erstreckt sich un­
ser schon abgelegte Eid der,Treue auch auf ihn. Dieser Erb- 
successor läßt sich aber von einer Parthei in Kopenhagen und 
einer aufgeregten Voiksmasse zwingen die bisherigen staatsrecht­
lichen Verhältnisse zu verändern, die Herzogthümer gegen einan­
der und Schleswig gegen Dänemark in ganz neue Stellungen 
zu bringen im Widerstand mit allem, was unsre höchsten Be­
hörden wollen, im Widerspruch mit dem, was die Stände ver-
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langen ,  im Widerspruch mit W it ten  und Wunsch des Volkes in 
den H erzogthümern. H a t  Professor Falk Recht, wenn er 1816  
schreibt: „B e id e s  (ein besonderer Act der Union zwischen S c h le s ­
wig und D änem ark  oder eine ausdrückliche Anerkennung der 
S o u v e ra in e tä t  wie sie in D änem ark  erfolgt w a r )  setzte a u s  
gleichen G rü n d e n  a ls  die R eg ierungsverändernng  in Dänem ark , 
die dort  von  den Repräsentanten des Volks ausg ing  und von 
sämmtlichen Unterthanen genehmigt wurde, die Einwill igung des 
Volks oder der S tä n d e  in dem Herzogthum S ch lesw ig  voraus.-« 
—  H a t  Falk, sage ich, darin  Recht, so w a r  unwidersprechlich 
in unferm  Falle  jeder B eam te , ja  d a s  ganze Volk d u r c h  s e i ­
n e n  E i d  v e r p f l i c h t e t  sich gegen jenen Act der reinen Will# 
führ zu erheben, dem alle Bedingungen der Rechtmäßigkeit fehl­
ten. Und d a s  um so mehr, weil Frederik VII. nicht der einzige 
rechtmäßige Erbsuccessor ist, dem w ir  alle Rechte, welche C h r i ­
stian VIII. gehörten, zu bewahren geschworen haben, sondern 
neben ihm w ir  durch unfern Eid  auch P rinz  Ferd inand , und 
den Augustenburgern d. i. dem M an nss tam m e des oldenburgi- 
schen H auses  in rechtmäßiger Succession verpflichtet w aren .  
Diese konnten u n s  ja  einfach des Eidbruchs beschuldigen, w enn 
w ir  u n s  nicht erhoben hätten.

Aber noch mehr, und dies ist der zweite Umstand, dessen ich 
oben gedachte. D e r  E id  redet von einem absolutum  dominium  

und ist ganz und einzig au f  eine unumschränkte Alleinherrschaft 
zu deuten, wenn m an  ihn buchstäblich anwenden soll. W o  ist 
denn nach dem 24 .  M ä rz  1 8 4 8  dieser absolute Erbkönig und 
H err ,  w o  ist dies absolutum  dom inium ? Abgedrungen, abge- 
zwungen ist dem Könige am 21 . M ä rz  d a s  Versprechen einer 
ganz freien Verfassung für D ä n e m a rk ;  für Holstein ertheilt er 
umfassende Versprechungen am 24. M ä rz  und  S ch le sw ig  soll 
an  den M ärzerrungenschaften  D änem arks  seinen Antheil bekom­
men. Und die E rfü l lu n g  der Verheißungen hat für D änem ark  
nicht a u f  sich w arten  lassen. I s t  d a s  noch dasselbe Sub jec t,  
dasjenige, dem jener E id  geleistet werden konnte (nach den ihm 
in Dänem ark  wirklich zustehenden Rechten) und welches u n s
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d a s  S ta a tsg r u n d g e se tz  fü r  daS K ön igreich  D ä n em a rk  vom  
5 . J u n i  1 8 4 9  v o r fü h r t? D i e s  Letztere ist die F rucht, d ie E n t­
fa ltu n g  d e s  2 1 .  und 2 4 .  M ä r z . E r p lic ite  en th ä lt c s ,  w a s  
im p lic ite  jen e T a g e , die A u fhebu n g d es K ö n ig sg e sc tz e s , abso­

lutum  dominium, der R echtsperson  und R ech tsverhä ltn isse , 
a u f  w elche sich nach stricter A u sleg u n g  der H o m a g ia le id  bezieht. 
D e s  E id e s  sind w ir  so in  seiner strengen F orm  qu itt gew o rd en  
durch G o t te s  F ü g u n g . E in s  nur legte er u n s  a u f, d a s  E i n e :  
nicht zu brechen die geh eilig ten  R egen ten rech te Frederik d es  VII. 
in den H erzogth ü m ern , a l s  deren H erzog  und H err . D a s  
h aben  w ir  g e h a lte n ; drei R e g ieru n g en  nach ein an d er, d ie B e ­
am ten  geistlichen und w eltlichen  S t a n d e s ,  sum m t dem  ganzen  
V olke. D a r u m  sollte in an  sich scheuen u n s d es E id b ru ck s zu 
beschuldigen. M it  einfachen M aß stäb en  kommt m an in ver , 
w ickelten Z eiten  und V erhältn issen  nim m er a u s . W e r  urtheilen  
w il l ,  m uß gründlich und a llseitig  unterrichtet sein und e r w ä g e n ,  
sonst sünd igt er an  dem  B r u d er .

W o  aber soll E n d e  und Z ie l dem S tr e i t  gefu nd en  w erd en ?  
W ill  m an v o n  beiden S e it e n  n u r festhalten an den aufgestellten  
A n sp rü ch en , dann g ieb t e s  kein E n d e a l s  S ie g  oder U n terliegen  
im  b lu tig en  K a m p f. M erk w ü rd ig  scheint jen es W o r t  stets w a h r :  
sie haben  n ich ts ge lern t und n ichts vergessen. 1 8 4 8  und 1 8 4 9  
sind fast ohne W irk u n g  entschw unden. D ie  B e g ü te r te n  ändern  
u n d  erleichtern nichts in der Lage d es P r o le ta r ia t s , d er  Besitz­
lo se n ;  die R eg ieru n g en  scheinen m it w en ig en  A u sn a h m e n  kräftig 
in  die a lten  B a h n e n  eiuzulenken, und die käm pfenden P a r th e ie n  
vo n  beiden S e it e n  nicht g e lern t zu haben , daß H a ß  und  S tr e i t  
nu r an freib t, d ie P o lit ik  der Versöhnlichkeit a lle in  die christliche 
und w ah re ist. Z w a r  w ird  N iem a n d  bestreiten d ü rfe n , so lan ge  
er der W a h rh e it  F reu n d , daß  m an in S c h le s w ig -H o ls te in  stets 
v ie l ruh iger, w e it  w en ig er  Z orn  entbrannt und H a ß  entflam m t  
w a r , a ls  in K o p en h a g en , in D än em ark  der F a n a t i s m u s  w oh n t, 
so w e it  er bei diesem  S tr e i te  U nheil stiftete. A b er doch muß 
F r ie d e n sn e ig u n g  und V ersöhnlichkeit a u f  b e i d e n  S e i t e n  ihre 
S ie g e  feiern , sonst w ird  kein dauernder, kein g eseg n ete r  Friede.



99

Der rechte Christ liebt den Frieden, wie er seinem Vaterlaude 
und dem Rechte zugethau ist. Darum wird sein tägliches Gebet 
sich darauf richten, daß die Friedfertigkeit zur Herrschaft komme 
und gegenseitiges Rachgebeii erziele Gegenseitiges, denn wie 
die Sachen liegen, werden die Hcrzogthümer auch dem Frieden 
Opfer bringen müssen. Manchem und in mancher Beziehung 
scheint die Theilung Schleswigs sich zu empfehlen. Die jütischen 
Enklaven laden doch zur Arrondirung ein. Deutschland mit den 
beiden Endpunkten Flensburg und Tondcrn, Dänemark bis an 
deren Weichbild gen Norden. Doch stehen Rechte Dritter dem 
Theilungsplan entgegen, und wie groß die Schaar der Unzu­
friedenen in Schleswig und Holstein mit solcher Zerstückelung! 
Mag den Männern des alten Regiments das Ido l eines Ge- 
sammtstaats nach dem Zuschnitt vom 28. Januar 1848 vor­
schweben — ja, Gott kann uns damit strafen, daß wir uns 
beugen müssen, aber zustimmen, frei und freudig, und für solchen 
Rath und Plan beten können die Herzogtümer nicht. Man 
wird unbedingt im Rechte sein mit der Behauptung: wiederher- 
stellen läßt sich der status quo an te nimmermehr. Der Krieg 
hat die Hcrzogthümer inniger vereinigt, und den Gegensatz gegen 
Dänemark zu sehr geschärft. Ein anderer Gedanke hat viele 
Freunde unter uns. Was haben w ir von der politischen Ver­
bindung mit Deutschland denn gehabt, dadurch gewonnen? so 
fragt man sich; oder was steht jetzt vom einem Anschluß an 
dasselbe zu hoffen? Ist nicht dessen Entwickelung allseitig in 
Frage gestellt, seine Verfassung ein zerrissen Blatt, mit dem die 
Winde spielen? Also möchten w ir das Opfer schon bringen 
von Deutschland politisch getrennt, nur verbunden durch gleiche 
Nationalität und deren geistige Ein- und Zuflüsse, wie die fried- 
nachbarlichen Verbindungen des Verkehrs, eine ewige Union mit 
Dänemark einzugehen durch gleiche Succession der fürstlichen 
Gewalt. Dagegen müßte Dänemark aufrichtig und unverkürzt 
die Unzertrennlichkeit irnd Selbständigkeit der Hcrzogthümer an­
erkennen. Zwei Staaten unter einem Herrscher zum Schutz und 
Trutz in Krieg und Frieden verbunden, aber keiner des ändern

7 *
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Knecht und Unterthan, zwei B r ü d e r  in gleichem Recht durch 
einander stark, mit einander geehrt, e ins sich freuend an  des 
ändern Freiheit und Gedeihen. D a s  w ä re  ein B u n d , w ir  hoffen 
gegenseitigen S e g e n s  und gesicherten Friedens. A us  unferm Volk 
hat ein edler M a n n  dieser Union d a s  W o r t  geredet, Lornsen. 
( c f  dessen Unionsverfassung D änem arks  ,u n d  S ch lesw ig-H ol­
steins, p. 4 2 4  u. f., woselbst freilich Lornsen in Ansehung der 
Erbfolge und der Verbindung Holsteins mit Deutschland mög­
liche Veränderungen nicht berücksichtigt.) E s  möchten wohl der 
Besten M anche noch heute dieselbe billigen und für dieselbe G o t ­
tes Beistand anrufen. D änem ark  hat sein S taa tsg rundgese tz ,  
Schleswig-Holstein d a s  S e ine ,  W ie  schwerlich jenes Volk sich 
dies Pa l lad iu m  seiner Freiheit wird entreißen lassen um einen 
G esam m tstaat  bis zur Elbe nach dem Gesetz vom 2 8  J a n .  1848, 
so ist dem Volk der H e rz o g tü m e r  d a s  S e in e  auch die Perle ,  
um  die es G u t  und B lu t  einsetzen mögte, der Augapfel, dessen 
beraubt ihm G lan z  und S chö n e  des T a g e s  der Zukunft ent­
rissen ist. W e n n  beide nun  bestehen bleiben, n u r  eine A use in ­
andersetzung zwischen beiden Völkern und S t a a t e n  a u f  G ru n d  
derselben zur ewigen Union, mich dünkt d a s  müßte wirksam und 
dauernd  allen Widerstreit  enden, und a u f  den G ru n d  der V e r ­
söhnung den Frieden fest erbauen. O ffenbar  w äre  ein solcher 
B u n d  geschichtlich und staatsrechtlich gerechtfertigt durch die 
15 33  geschlossene ewige Union zwischen beiden S t a a t e n ,  und 
n u r  deren zeitgemäße E rneuerung .  D e r  H e r r  wolle alles ver­
sehen. W i r  aber stehen mit gutem Gewissen da, schauen dem 
Kriege entgegen, wenn er unvermeidlich ist, aber beten allezeit 
um Frieden und Versöhnung, fü r unfern Landesherrn, für unser 
Volk und unsre Nächsten, die u n s  feindlich entgegenstchen. D e r  
H e r r  allein, der lebendige Gott ,  sei Richter zwischen ihnen und 
uns .  E r  richtet ein recht Gericht.

Eben hatte ich geschlossen, a l s  ich die S c h r i f t  des G ra fen  von 
Moltke-Grünholtz erhielt: „d ie  Schleswig-Holste in ische F ra g e ."



101

Derselben gegenüber möchte ich mir 'noch folgende wenige Be­
merkungen erlauben.

Den Act der Constituirung einer provisorischen Regierung 
muß ich nach Obigem, mit dem Hrn. Grafen eine Handlung 
der Revolution nennen; aber eine solche, die gemildert wird 
durch die am 21. in Kopenhagen geschehene Revolution und 
und durch die im Lande drohende Anarchie. Es verhält sich 
aber gerade entgegengesetzt wie Graf Moltke behauptet: im 
Fortgang entwickelte sich nicht die Revolution, sondern jener 
Act wurde nachträglich legalisirt. Das geschähe zunächst durch 
die Aufhebung des Staatsraths in seiner bisherigen Zusammen­
setzung, in welcher er auch Vertreter der Herzogthümer enthielt, 
und durch Dimission der obersten Regierungsbehörden der Her­
zogtümer in Kopenhagen. Dadurch gewann die Proclamation 
der provisorischen Regierung sofort Wahrheit, ja Nothwendigkeit. 
Dem unfreien Landesherrn konnte so wenig zustehen eine neue 
Behörde einzusetzen, als etwa Christian I I  ans Schloß Son­
derburg. Es kam darauf an, ob die Männer, welche im Namen 
des Landesherrn die Zügel ergriffen, von den Cvllegien, den ein­
zelnen Beamten und dem ganzen Volke, hohen und nieder« Stan­
des anerkannt wurden. Der Herr Graf weiß, daß dies geschehen 
und die Schleswig-Holsteinische Ritterschaft den Grafen Moltke 
an der Spitze nicht die letzte war in dieser Anerkennung. Ferner 
trat diese Legalisirung in formeller Weise ein durch den 
Bundestagsbeschluß vom 4. April 1848. Wenn aber Graf 
Moltke behauptet, die legislative Thätigkeit unter der provisorischen 
Regierung habe die Grenzen weitaus überschritten, welche diese 
sich selbst gestreckt habe, denn es würde der Landesherr nimmer­
mehr das gebilligt haben, was in seinem Namen die proviso­
rische Regierung guthieß, so dürfte der gerade Gegenbeweis lie­
gen in dem. was in Dänemark gleichzeitig geschehen ist, wo der 
Monarch weit mehr bewilligt hat, als ihm durch die Schles­
wig-Holsteinische Gesetzgebung seit dem 24. März 1848 wäre 
angemuthet worden. Aber der Herr Graf ist in seiner ganzen 
Anschauung der Ansicht zugethan, welche die Person des Landes-
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Herrn für die alleinige Obrigkeit, was gegen oder ohne sie ge­
schieht für Empörung achtet. Dann ist mir sehr auffallend, daß 
Graf Moltke in demjenigen, was er über Preußens Verhalten 
zu unserer Sache sagt, durchaus Umgang nimmt von den so 
bedeutungsvollen Bundestagsbeschlüssen vom 17. Sept. 1846 
und 4. April 1848. Unläugbar verhielt sich die Sache so, daß 
Preußen auf eigenen Antrieb zu thun versprach, wozu jene Be­
schlüsse es bundesgesetzlich verpflichteten.

Auch darin scheint mir Graf Moltke fehl gegangen zu sein, 
daß er Deutschland für unvermögend erklärt, Dänemark im vo­
rigen Jahr den Frieden abzudrängen. Eine energischere Fort­
führung des Krieges bald nach der Schlacht von Kolding, etwa 
wie in Baden, hätte unbedingt im Juli einen ganz ändern Waf­
fenstillstand, wir glauben: Frieden, abschließeu lassen, als den, 
unter dessen Last und Fluch das Land jetzt seufzet.

Dessen Fluch, sage ich; denn das ist die schauerliche Folge 
dieses ohne Beachtung unserer Gerechtsame, ja ohne Kunde ab­
geschlossenen Waffenstillstandes, daß er in Schleswig eine Re­
volution fast unvermeidlich macht, sie hervorpressen wird, wenn 
mau nicht bald die Zustände ändert. Ach, daß man doch nicht 
glauben wollte, mit dem Regiment der Gewalt auskommen zu 
können. Vertrauen, Vertrauen, das ist die Macht, welche Re­
volutionen bannt. Eine starke Negierung, die zur rechten Zeit 
weiß, was sie will, aber daun dem Volke freudig seine Wünsche 
befriedigt, (der Stimme des Volkes gehorcht. 1. Sam. 8, 29 
mid 1. Kön. 12, 7) wirklich hört auf den Rath, der ertheilt 
wird, ist die Obrigkeit, welche dem Willen Gottes entspricht und 
eine Bürgschaft in sich trägt, gegen alle Revolutionen. Daran 
hat es gefehlt seit 1815 und das ist der Wurm, welcher unsere 
Staaten zernagt. Ja, Revolutionen werden quellen in Deutsch­
land, in Europa aus bitterem Born, wenn diese Staatsweisheit 
nicht die herrschende wird, trotz der Loosung: Friede, Ruhe, 
Ordnung.
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Nachschrift.
D e n  26 . J a n u a r .

W .  S c o t t  schrieb eine Geschichte N apo leons ,  aber er hatte 
einen R o m a n  verfertigt. E in  P a n a g y r ic u s  floß au s  der Feder 
eines S e g u r ,  a ls  er den russischen Feldzug N apo leo ns  beschrei­
ben wollte. Und wie gewissen Persönlichkeiten, so scheint ge­
wissen N ationali tä ten  die Objectivitä t  zu fehlen, welche die ge­
gebenen Thatsachen auffaßt, a l s  das ,  w a s  sie sind. M a g  die 
B eurthe iluug  derselben von verschiedenem S tandpunk te  a u s  ver­
schieden sein, der Bestand, den m an  sieht und hört, müßte doch 
derselbe bleiben, wo das  O r g a n  für G e s c h ic h t e  vorhanden ist. 
E s  fehlt bei starker A usp rägung  der Subjektiv itä t  in dem indi­
viduellen oder nationalen Character mehr oder minder. Nie ist 
m ir dies in dem M a ß e  zur Erkenntniß gekommen, a l s  beim 
Durchlesen von G ru n dv ig 's  Weltchronik von 1817, übersetzt 
von Volkmann. D a s  Licht der Geschichte erscheint da gebrochen 
in dem M itte l  nicht blos des lutherischen, sondern auch und 
weit mehr noch a b w ä r ts  von dem senkrechten S t r a h l  der W a h r ­
heit in dem dünneren M it te l  des dänischen N a t io n a l - B e w u ß t ­
seins. So lche  Gedanken erweckte wieder auf  d a s  Lebendigste 
die B rochüre  des H errn  P ro f .  Dr. M a r ten sen :  Sendschreiben 
an den H rn .  Oberconst'storialrath Nielsen in S chlesw ig , Kopen­
hagen 18 50 . I n  so hohem G ra d e  enthält dieses Schriftchen 
ein rest'gnirendes Absehen von der Geschichte, ein bloßes S ichberuh i­
gen bei dem, w a s  Rechtskundige und Geschichtsforschern behaupten, 
einen Anspruch an u n s ,  nicht eben den d e u t s c h e n ,  sondern den dä ­
n isch  en Rechtskundigen und Geschichtsforschern unbedingt zu 
vertrauen , eine partheiische und d a ru m  irrthümliche Auffassung 
der Thatsachen. E s  kommt m ir nicht zu, dem Angeredeten vor-
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zugreifen; aber zur Abwehr dessen, was aus derselben auch gegen 
die Ausführungen meiner im Druck begriffenen Zuschrift aufge­
führt werden möchte, w ill ich folgende Bemerkungen mir er­
lauben.

War der König frei am 21. und 24. März 1848? Das 
ist die Frage, aus deren Verneinung die provisorische Regie­
rung den Nechtstitel ihres Auftretens entnahm, deren Bejahung 
dem Hrn. Prof. Martensen den Vorwurf der Revolution be­
gründen hilft. Je entschiedener w ir dem Hrn. Professor bei- 
stimmen: es ist eine Behauptung von ungeheurer Bedeutung, 
der Landesherr sei nicht frei, desto stärker dürfen wir betonen: 
die Freiheit des Landesherrn ist so hehrer und göttlicher Natur, 
eine so zarte und keusche Sache, daß sie antasten oder nur be­
wirken, daß] ein Schein der Unfreiheit, des äußeren 
Zwanges dieselbe entweiht, den fluchwürdigsten folgenreichsten 
Freveln angehört. Vorstellungen, Beredungen, Gründe können 
den freien Witten des Landesherrn in Bahnen lenken, die seine 
eigene Einsicht und Ueberzeugung ihn nicht hätte wählen lassen, 
ohne daß man sagen dürfte: er sei unfrei geworden. Der Freie 
eben begiebt sich seiner Freiheit um Anderer willen und diese 
Selbstverläugnung ist der höchste Grad der Freiheit. W ir wollen 
aber dem Prof. M . und jedem rechtlichen Dänen heute vor Gott 
und einst vor dem Richterstuhl Christi fragen: hat Frederik V II.  
wirklich solche Gründe der Freiheit gehabt, als er sein bewähr­
tes Ministerium plötzlich entließ, Männer wie O rla Lehmann rc. 
berief, das Konigsgesetz vernichtete und die demokratische M o­
narchie Dänemark zum Reichsgesetze gab — urplötzlich? Wahr­
lich, jedem Unbefangenen erscheint der Monarch am 21. März 
als Einer, dem die Pistole auf die Brust gesetzt ist: willst du 
oder nicht? Das Blei, womit sie geladen, ist die Selbsthülfe 
der Verzweiflung des Volkes, welche Magistrat und Bürgcrre- 
präsentanten, die Unfähigkeit des Königs und die Verrätherei 
der Minister, welche Orla Lehmann und die Tausende der Ca- 
sinoversammlung dem Könige drohend entgegegcnhalten; das 
Pulver sind die Demonstrationen der vielen Taufende, welche
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das Schloß umringen. Graf Moltke meint, das i'eben des 
Königs sei in Gefahr gewesen, wenn er nicht bewilligt hätte, 
und ein anderer Zeuge: (Die Märzrevolution in Kopenhagen 
und die Schleswig-Holsteinische Armee, Kiel 1850.) Absetzung 
des Königs und die Republik seien für diesen Fall eingetreten. 
Wahrlich! das B lut eines Königs dünkt mich nicht zu wohl­
feil eingesetzt um unter solchen äußeren Umständen keine Zuge-- 
ständniffe zu machen von der ungeheuerster Bedeutung, von den 
entsetzlichsten Folgen. Und die Krone, was ist sie, wenn ich sie 
dem Gelüsten des Magistrats und der Bürgerrepräsentanten 
einer Stadt sammt einer drohenden Demonstration vieler Tau­
sende aus dieser Stadt aufopfern soll? Würtembcrgs König 
wußte wohl, was er sagte, als er seinem Volke entgegenhielt, 
wollten sie durch Demonstrationen aller Art seine Zustimmung 
abnöthigm, so sei dieselbe doch nicht fre i und darum ohne allen 
Werth und Bedeutung. Gesetzt also, aber nicht zugegeben, die 
Ereignisse in den Herzogchümern am 14. Februar und 18. März 
seien geeignet gewesen den König zu bewegen aus eigenem Ent­
schluß die Incorporation Schleswigs sammt was dem anhängt, 
festzustellen, gegen den Einspruch der Schleswig-Holsteinischen 
Mitglieder des Staatsraths, der Schleswig-Holsteinischen Can- 
zelei, selbst des Vertreters am deutschen Bundestage Baron 
Pechlitt, (cf dessen Schreiben an den Bundestag) so ist doch 
unbedingt das Vorgefallene nimmermehr anders zu bezeichnen, 
wenn man Wahrheit will, als ein äußerer Zwang, welcher dem 
König angethan wurde und seine Freiheit in Fesseln schlug. 
Möchten die Augen- und Ohrenzeugen jener Tage in Kopen­
hagen unter uns, sich zu einer wahrhaften Darstellung der E r­
eignisse vereinigen. Vorlänfig bitte ich alle meine Leser die E r­
zählung der Vorgänge in der oberwähnten Brochüre: die März- 
revolution re. nachzulesen. War aber der König durch jene 
Revolution zu Entschließungen gcnöthigt, die alle Behörden und 
Einwohner der Herzogthümcr mit wenigen Ausnahmen, als 
ein Unrecht ansehen, so fordert die Behauptung in der Wahr­
heit ein großes Vertrauen zu der innern Freiheit des Monarchen
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und zu seinem Rechtssinne: er kann, ohne äußern Zwang, 
dergleichen nicht gewollt haben, er selbst würde als f reier  Herr 
diese Anordnungen nicht haben treffen können. Sollten wir 
Schleswig-Holsteiner uns darin irren, wohlan so wäre für uns 
die Sache in die letzte Spitze getrieben. Sie stände dann so. 
Der Monarch hat uns ein Unrecht anthun wollen — cs muß 
gegen ihn Klage erhoben werden und Entscheidung erfolgen. 
Dieser Fall ist nicht eingetreten. W ir danken Gott dafür. Aber 
dann wäre ja doch nur die vorbehaltene Dazwischenkunft des 
deutschen Bundes für das gekränkte Holstein nolhwendig ge­
worden, die am 17. Sept. 1846 fcstgestellt, am 4. April 1848 
durch Aufnahme des Krieges, am 12. April durch Anerkennung 
der prvisorischen Regierung erfolgt ist. Denn es ist eine für 
jeden der Geschichte Kundigen völlig unwahre Behauptung des 
Prof. M. p. 16: daß cs sich nur darum handelt, ob Frederik V ll. 
,, die von seinen Vor fahren cingeführte (? )  admini ­
strative Verbindung Schleswigs und Holsteins nicht mehr wolle 
fortbestehen laffen?"

Protest aber muß Jedermann einlegen gegen die (ob vielleicht 
Herrn Lehmann entlehnte) Behauptung: „die Revolution war 
schon fertig, als unsere Rendsburger Deputation nach Kopen­
hagen re ifte /' — „D ie Revolution in den Herzogthümern war 
schon seit langer Zeit vorbereitet/' — „D ie  so gründlich vor­
bereitete Revolution brach in allen Städten der Herzogthümer 
fast auf einmal aus." Behauptungen der Art, ohne die ge­
ringste S p u r  eines Beweises l i n g e w o r fe n  und zum 
Fundament der Argumentation gemacht, sollten, gelinde gesagt, 
nie die Feder eines gläubigen Christen entehren. Sott die Rüst­
kammer der bekannten Wegner'schen Schrift etwa M ittel des 
Beweises liefern? Herr Prof. Martensen, glaube ich, hat sich 
selbst zu werth gehalten, um auf derlei sich zu berufen; lieber 
behauptete er ohne Grund und Beweis. Geld, Waffen, ge­
heime Verbindungen, Verschwörungen, Verführungen des M ili- 
tairs, Bearbeitung des zahlreichen Arbciterstandes oder derglei­
chen fehlte gänzlich. (Vergl. die Märzrevolntion re. p. 7.)
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,,Ein W o r t  über den Amtseid" will unser Gegner schreiben, 
erwähnt indeß nur des Soldateneides. W ir  haben nur von 
dem Amtseide gesprochen, nicht von dem Eide des Heeres. 
„E ine S tu n d e ,  nachdem Christian VIII. die Augen geschlossen, 
wurde der damalige A d ju tan t,  M a jo r  von I rm in g e r ,  nach 
Schleswig-Holstein geschickt, um die Eidesleistung der S ch le s­
wig-Holsteinischen Truppen  entgeget zunehmen." Dieser Act ge­
schah in der größten Ruhe, man dachte an keine Weigerung, 
an keine Revolution.

D er  Eid w ar geleistet. Welche Bedeutung hat er? Dem 
E r b k ö n i g  und H errn ,  S r .  Majestät dem K ö n i g  v o n  D ä n e ­
m a rk  ist er geleistet. Darüber rechten: daß dieser Eid streng 
genommen nimmer so hätte lauten dürfen, wollen wir nicht. 
Auch verzichten wir auf den  G ru nd :  ein Eid sei unverbindlich, 
sobald ich das  Unrechte desselben erkenne. Entscheidend ist mir 
zunächst, daß doch der Eid so gut verpflichtet für die Wohlfahrt 
der R e i c h e  und L a n d e ,  a ls  für S r .  M a j e s t ä t  Leben und 
B lut  zu wagen. Zw ar kann der einzelne S o ld a t  nicht jedesmal 
beurtheilen. worin diese bestehe und darf  cs auch nicht a ls  Glied 
eines K örpers . Aber das Heer ist doch keine Söldnerschaar, 
sondern ein Theil des Volkes. Gewiß darf  und muß es dem 
I m p u l s  folgen, den die Gesammtheit giebt, wenn es sich nicht 
um eine Erhebung gegen die rechtmäßige Obrigkeit und ihre 
Gebote, sondern um einen Kampf zwischen zwei demselben S c e p ­
ter unterworfenen Völkern handelt. Geschah den H erzogtüm ern  
durch die dem König aufgedrungenen dänischen Minister U n re c h t  
und wurde durch die Beschlüsse vom 24. M ärz  die W o h l f a h r t  
der H erzog tüm er  beeinträchtigt, a ls  wofür das  gesummte Volk 
dem Heer Zeuge ward, so mußte das Heer n ach  se in em  
E i d e  für diese mit Leben und B lu t  einstehen. S o d a n n  änderte 
sich das ganze Verhältniß durch die Kriegserklärung des deut­
schen Bundes vom 4. April und die Anerkennung der proviso­
rischen Regierung vom 12. April Ganz unbeachtet dürfen wir 
inzwischen selbst den Umstand nicht lassen, daß sofort tut Namen 
des Landesherr« das  Regiment ergriffen ward. Ueberdies hat
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nur der kleinste Theil unserer T rup pen  jenen E id geleistet, weder 
die nicht im activen Dienst befindlichen, noch die später Be­
rufenen.

M ein Schlußw ort richte ich gegen die ironische Bemerkung 
des H rn . P ro f. M . p. 21 . „ D a ß  man fast glauben sollte, das 
Reich „Schlesw ig-H olstein, von dem I h r  redet, sei eine T heokra tie /' 
E in  Theologe von solchem N am en wie P ro f. M . sollte so nicht 
spotten. „E ine  Theokratie" —  nun, wahrlich! w ir wissen schon, 
daß in e in e m  S in n e  diese Verfassung nur in I s ra e l  bestand 
und wiederum bestehen w i r d  bei der letzten Entwickelung der 
Völkergeschichte. Dennoch bleibt es dabei: w as Jenen  wider­
fahren, ist uns zum Vorbild geschehen. Und je mehr mir glauben, 
daß in der W ahrheit Christus Je su s  ein König aller Könige 
und ein H err aller Herren ist, dem übergeben w ard a l l e  Ge­
w alt im Himmel und au f Erden, desto mehr nimmt für uns 
Christen alles Politische theokratische N atu r und C haracter an. 
W ie der König I s ra e ls  ein sichtbares Abbild Jeh ov ah s, so ist 
uns der Fürst eine Erscheinung des H e r r n  Jesu  Christi, ein 
G e s a l b t e r  des H errn . Eben weil w ir uns überzeugt halten, 
daß wider den W illen unseres G ottes und seines Christus ge­
handelt ist von den D änen  und von ihrem Könige, den sie ge­
zwungen und gedrungen haben, deshalb sind w ir ruhig und 
getrost zu unfern  H errn im Himmel. W eil w ir sehen, daß man 
uns nicht blos gleichgültige G ü ter dieser Zeit, die materiellen 
Interessen, sondern w as au f d as  Reich unseres G o ttes den 
nächsten Bezug hat, das Recht, die Volksthümlichkeit und die 
Lebensverhältnisse durchziehende innige Verbindung entreißen will, 
darum  beziehen w ir unfern K am pf au f den lebendigen G o tt 
und appelliren gegen alle G ew alt, ächt theokratisch, an den, 
der G ew alt übet mit seinem A rm , und sind gewiß, daß vom 
Himmel wird gestritten werden für uns, wenn unser gesammtes 
Volk sich demüthigt unter G ottes gewaltige H and, nicht Fleisch 
für seinen Arm hält, sondern streitet mit W affen der Furcht 
G ottes und des Gebetes.



D r u c k f e h l e r .

D er  ticneigte Leser wolle die Druckfehler mit der Entfernung des Druck­
orts entschuldigen, folgende aber vor dem Lesen verbessern:
Pag. 6, Z. 14, setze hinter „Makkabäer" ein Comma, und lies: aufneh­

men, statt: aufnahmen.
„ 9, Z. 5, lies: Gericht, statt Gewicht.
„  „ Z. 10, l i e s : allmähligem, statt: allmächtigem.
„  „  Z. 1 v. Ü., l ies: D a r le g u n g ,  statt: Uebcr legung .
„  24, Z. 10, l ies: R e ichsra th ,  statt: Reichstag.
,, 25, Z. 1. v. l t . ,  lies: D a h e r ,  statt: D a f ü r .
„  26, Z. 1 v. 11., l ie s : w e n n ,  statt: i n d e m .
,, 28, Z. 10 bis 16 muß lauten: Gilt nun in Dänemark nach dem 

Konigsgcsetz vom 14. November 1665 (beiläufig eine Frucht der 
Kopenhagen«' Revolution von 1660, durch welche selbst gegen 
den Willen des Kopenhagcner Magistrats und Bürgerschaft die 
absolute Herrschaft Frederik dem III. zu Theil ward und seinen 
Nachfolgern, den 10. J a n u a r  1661) die Nachfolge auch in der 
weiblichen Linie, aber in den —

,, 30, Z. 23, lies: in ,  statt: mit.
,, 50, Z. 4, lies: m o d e r n e n ,  statt: a n d e r e n .
,.  „  ,, 19, lies: a l l e r ,  statt: a l t e r .
,, ,, ,, 6 v. 11. füge hinter: „ G u t s "  hinzu: w i l l e n .
„  53, Z. 11, l ies: a l l m ä h l i g .  statt: a l l g e m e i n .
,. 54, Z. 15, lies: w e n n ,  statt: w a n n .
,, 62, Z. 11, lies: dänischer sc i t s ,  statt: dänischen the r l  s.
„  63, Z. 7 v. U. l ies: p a t r i o t i s c h e ,  statt: p r a k t i s c h e .
„  71, Z. 14 v. lt .,  füge nach: „Kanzelet" hinzu: w ü r d e n .
„  72, Z. 9 v. lt., lieS: m o n a r c h i s c h e , statt: m o r a l i s c h e .
,.  76, Z. 14, lies: G e s a g t e ,  statt: Gesetz.
„  „ Z. 17, l i e s : heraus d e u t e n  , statt: herausd e n k e n .
„  77, Z. 11 v. 11., lies: ist c s ,  statt: e s  i s t ,  und setze am Ende des

Satzes ein Fragezeichen.
„  81, Z. 2, l i e s : n i c h t ,  statt: au ch .
„  84, Z. 22, l i e s : 1848, sta tt : 1849.
„ 96, Z. 2 v. lt.,  l i e s : W i d e r s p r u c h , statt: W id e r s ta n d .
,, 104 Z. 14 v. lt .,  l ies: d e n , statt: d e m ,  und j e d e n ,  statt: j e d e m .  
„ 108 Z. 12, lies, w i r , statt: m i r .
„ 108 Z. 8 v. 11. füge vor „Lebensverhältnisse" hinzu: a l l e .
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